
4. Als der Kapitalismus an die Weichsel kam – 

Geschlecht als (non)existente Kategorie 

im Systemwechsel (1988–91) 

Die 1980er Jahre waren auch nach der Ausrufung des Kriegsrechts am 13. Dezember 1981 
von einem politischen Vakuum und einer ökonomischen Dauerkrise geprägt. So blieb die 
Solidarność weiterhin im Untergrund aktiv und propagierte den passiven Widerstand 
gegen den Staat – etwa durch Wahlboykotte –, ohne aber dass es der Gewerkschaft ge
lang, die Machtverhältnisse zu ändern.1 Vielmehr rutschte sie ab Mitte der 1980er Jahre 
selbst in eine tiefe Krise, da ihr große Teile der Bevölkerung mit Desinteresse begegne
ten.2 Zugleich gelang es der Regierung ebenso wenig, die ökonomische Lage zu stabi
lisieren und die politische Deutungshoheit zurückzugewinnen. Dies ist einerseits auf 
den Unwillen eines Teils der PZPR im Hinblick auf einschneidende Reformen zurückzu
führen;3 andererseits fehlte der Regierung auch das Vertrauen der Bevölkerung, das für 
die Umsetzung struktureller Veränderungen nötig gewesen wäre.4 Am 22. Juli 1983 wur
de das Kriegsrecht beendet, ohne dass darauf größere Liberalisierungen im politischen 
Bereich gefolgt wären.5 So bedurfte es eines Anstoßes von außen – konkret der Ernen
nung Michail Gorbačevs zum Generalsekretär der KPdSU am 11. März 1985 –, um den 
gemäßigten Kräften (auch in der PZPR) Auftrieb zu verleihen.6 In der Folge konnte sich 
der reformbereite Flügel innerhalb der PZPR langsam durchsetzen. Ab Mitte 1986 setzte 
die Regierung erste vorsichtige innenpolitische Liberalisierungen um und verfügte ei

1 Borodziej: Geschichte Polens, S. 370f. 
2 Przeperski, Michał: Eine apolitische Gemeinschaft? Polen vor dem Juni 1989, in: Piotr Filipkowski/ 

Paulina Gulińska-Jurgiel (Hg.): Historisierung der Transformation. Leverkusen 2021, S. 19–42, hier: 
S. 25f. 

3 Friszke, Andrzej: Das Zeitalter der Solidarność 1980–1989, in: Dieter Bingen/Krzysztof Ruchniewicz 
(Hg.): Länderbericht Polen. Geschichte – Politik – Wirtschaft – Gesellschaft – Kultur. Bonn 2009, 
S. 107–119, hier: S. 116. 

4 Porter-Szücs: Poland, S. 312f. 
5 Friszke: Solidarność, S. 114. 
6 Borodziej: Geschichte Polens, S. 374f. 

https://doi.org/10.14361/9783839452158-123 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839452158-123 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/


124 Johannes Kleinmann: Geschlecht und Arbeit in Polen

ne Amnestie für die meisten politischen Gefangenen.7 Hinzu kam 1987 eine erneute Po
lenreise von Papst Johannes Paul II., im Zuge derer er seine andauernde Unterstützung
für die Oppositionsbewegung betonte. Die Massenversammlungen anlässlich seines Be
suchs waren eine Machtdemonstration der katholischen Kirche und verdeutlichten der
Regierung wiederum, dass sie nicht gegen letztere agieren konnte.8 An der politischen
Pattsituation änderte sich dadurch zunächst nur wenig, und die wirtschaftliche Lage Po
lens verschlechterte sich weiter.9 Die Industrieproduktion blieb bis Ende der 1980er Jah
re unter ihrem Höchststand von 1979, während die Preise zwischen 1980 und 1989 nach
den Zahlen des Hauptstatistikamtes insgesamt um rund 3000 % anstiegen.10 Hinzu ka
men die enormen Auslandsschulden der Volksrepublik, die von 25 Mrd. Dollar zu Be
ginn der 1980er Jahre auf 43 Mrd. Dollar im Jahr 1989 wuchsen.11 All das führte dazu, dass
große Teile der Bevölkerung unter die Armutsgrenze fielen, die 40 % des Durchschnitts
lohns betrug. Die Ursache lag vor allem in den sinkenden Reallöhnen, die vom Ende der
1970er bis zum Ende der 1980er Jahre um fast 30 % zurückgingen.12 Bereits in dieser La
ge richteten sich viele Wirtschaftsexperten (und nur wenige -expertinnen) – unabhän
gig davon, ob sie der Opposition oder der Regierung nahestanden – zunehmend an der
Idee einer angebotsorientierten Wirtschaftspolitik aus.13 Vor allem Zbigniew Messner,
der zwischen 1985 und 1988 Premierminister war, setzte auf Reformen, die wohl kaum
als klassisch sozialistisch bezeichnet werden können: Er wollte Unternehmen auf Pro
fit trimmen, Marktmechanismen für Preise ermöglichen und privaten Firmen größere
Autonomie lassen.14 Jedoch fehlte ihm dafür die politische Durchsetzungskraft, fürch
tete die PZPR doch erneute Streiks infolge von Preiserhöhungen oder Lohnsenkungen.15
Sein Nachfolger Mieczysław Rakowski sah sich mit derselben Situation konfrontiert.16

7 Ebd., S. 376f.
8 Vgl. Hartmann, Karl: Die dritte Papst-Reise nach Polen. Einleitung, in: Osteuropa Vol. 37 (12/1987),

S. 661–663.

9 Borodziej: Geschichte Polens, S. 376f.
10 GUS: Rocznik Statystyczny 1990, S. 163.
11 Quaisser, Wolfgang: Zahlungsbilanzprobleme und Verschuldung Polens (Arbeiten aus dem Ost

europa-Institut München, Nr. 170). München 1994, S. 3.
12 Branko Milanovic kommt auf Grundlage von Daten des GUS (basierend auf jährlichen Umfragen)

für Ende 1987 in Polen auf einen Anteil von 22,7 % der Bevölkerung, der in Armut lebte. Ein Jahr
zehnt zuvor waren es lediglich 9,2 % gewesen. Der Vergleich mit Ungarn und Jugoslawien zeigt,
dass der Anstieg in der Volksrepublik außergewöhnlich war und am stärksten Arbeiter:innen be
traf. Milanovic, Branko: Poverty in Eastern Europe in the Years of Crisis, 1978 to 1987: Poland, Hun
gary, and Yugoslavia, in: The World Bank Economic Review Vol. 5 (2/1991), S. 187-205, hier: S. 195f.

13 Vgl. dazu: Peters: Schocktherapie.
14 Porter-Szücs: Poland, S. 310f.
15 Ebd., S. 313.
16 Ebd., S. 316. Ein eindrückliches Beispiel dafür ist auch das gescheiterte Referendum zur sogenann

ten zweiten Phase marktwirtschaftlicher Reformen vom 29. November 1987 mit welchem die PZ
PR versucht hatte, eine Mehrheit für ebendiese zu gewinnen. Szczepański, Jan: Po referendum
(Rzeczpospolita vom 3.12.1987), in: Herder-Institut (Hg.): Dokumente und Materialien zur ostmit

teleuropäischen Geschichte. Themenmodul »Volksrepublik Polen«, bearb. von Ingo Eser. o.O. o.J.
URL: https://www.herder-institut.de//digitale-angebote/dokumente-und-materialien/themenm

odule/quelle/454/details/894.html. [Abgerufen: 16.10.2023].
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Ab April 1988 formierte sich erneut eine Streikwelle, die das ganze Land erfasste, auch 
wenn die Proteste nicht das Ausmaß vom Anfang der 1980er Jahre erreichten.17 In der 
Führungsriege der polnischen Kommunist:innen (wobei es wiederum primär Kommu
nisten waren) begann die Einsicht zu reifen, dass ohne direkte politische Partizipation 
der Opposition ein Ausweg aus der Dauerkrise und den damit verbundenen unpopulä
ren ökonomischen Reformen nicht möglich war.18 Die Idee des sogenannten Runden Ti
sches wurde geboren und damit der bis dahin einzigartige Versuch eines evolutionären 
Systemwechsels vom real existierenden Sozialismus zu einer Marktwirtschaft mit demo
kratischen Wahlen. Dieser Runde Tisch tagte vom 6. Februar bis zum 5. April 1989;19 es 
nahmen Vertreter:innen der Regierung, christlicher Gruppierungen und gemäßigte Re
präsentant:innen20 der Solidarność teil. Insgesamt waren 56 Männer und zwei Frauen 
beteiligt, woran sich zeigt, dass weder dem Regierungslager noch den oppositionellen 
Kräften besonders an einer Einbeziehung der Perspektive von Frauen gelegen war. In
haltlich einigte man sich auf die mittelfristige Einführung eines demokratischen Wahl
rechts sowie auf baldige halbfreie Wahlen.21 Zudem wurden die Ausarbeitung einer neu
en Verfassung sowie ökonomische Reformen vereinbart. Mit der berühmt gewordenen 
Formel Adam Michniks, des Oppositionellen und Chefredakteurs der unabhängigen Zei
tung Gazeta Wyborcza: »Wasz prezydent, nasz premier«22 wurde die Exekutivmacht zwi
schen beiden Lagern aufgeteilt. Was die ökonomischen Reformen betraf, scheinen viele 
der führenden Aktivist:innen der Opposition nur bedingt an selbigen interessiert gewe
sen zu sein. Brian Porter-Szűcs kommt zu dem Schluss, dass 

»Solidarity had affiliated itself with a process of economic transformation that virtually 
none of the movement’s leadership considered particularly important. Little did they 
know how momentous that decision would turn out to be.«23 

17 Borodziej: Geschichte Polens, S. 376f. 
18 Peters: Schocktherapie, S. 21. 
19 Vgl. Jasiński, Łukasz: Die Wege zum Runden Tisch in Polen und der DDR 1989, in: Piotr Filipkowski/ 

Paulina Gulińska-Jurgiel (Hg.): Historisierung der Transformation: Multiple Zugänge. Berlin 2021, 
S. 101–132. 

20 »Gemäßigt« meint in diesem Kontext, dass sie zu Gesprächen und Kompromissen mit der PZPR 
bereit waren. 

21 Ein Drittel der Sitze sollten frei gewählt, der Rest vom Regierungslager besetzt werden. Ustawa 
z dnia 7 kwietnia 1989 o zmianie Konstytucji Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej, in: Herder- 
Institut (Hg.): Dokumente und Materialien zur ostmitteleuropäischen Geschichte. Themenmodul 
»Umbruch in Polen 1988–1989«, bearb. von Michael Zok. o.O. o.J. URL: https://www.herder-institu 
t.de//digitale-angebote/dokumente-und-materialien/themenmodule/quelle/2974/details/4273. 
html. [Abgerufen: 16.10.2023]. 

22 »Euer Präsident, unser Premier.« Michnik, Adam: Wasz prezydent, nasz premier (Gazeta Wybor

cza vom 3. Juli 1989), in: Herder-Institut (Hg.): Dokumente und Materialien zur ostmitteleuropäi

schen Geschichte. Themenmodul »Umbruch in Polen 1988–1989«, S. 1. bearb. von Michael Zok, URL: 
https://www.herder-institut.de//digitale-angebote/dokumente-und-materialien/themen modu

le/quelle/3000/details.html. [Abgerufen: 16.10.2023]. 
23 Porter-Szücs: Poland, S. 318. 
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Im Anschluss an den ›Runden Tisch‹ gewann die Opposition bei den Wahlen vom 
4./16. Juni 1989 alle der frei zu wählenden Sitze im Sejm, sowie 99 von 100 Sitzen im neu 
geschaffenen Senat. Die Wahlbeteiligung lag bei 62 %, was zwar einerseits bis 2023 den 
höchsten Wert im postkommunistischen Polen darstellte, andererseits jedoch zeigt, 
dass keineswegs alle Pol:innen politisiert waren oder sich von diesen Wahlen eine Ver
änderung erhofften.24 Frauen stellten 13 % aller Sejm-Abgeordneten, bei der Wahl 1991 
sank ihr Anteil auf 9 %. Ähnlich war die Situation im neu gegründeten Senat, in dem 
der Frauenanteil 1989 bei 6 % lag.25 Wieder zeigt sich eine massive politische Unterre
präsentation von Polinnen in einer Phase, in der entscheidende Weichenstellungen für 
die zukünftige Verfasstheit des polnischen Staates gelegt wurden. Im internationalen 
Vergleich lag Polen damit sehr nahe an den Quoten in Tschechien und Ungarn26 sowie 
an Frankreich27 mit knapp unter 6 %. Deutschland wies eine höhere Quote von 20,5 % 
auf (eine positive Entwicklung hinsichtlich der politischen Beteiligung von Frauen 
war dort seit 1980 zu verzeichnen), während in Schweden etwas mehr als ein Drittel 
aller Abgeordneten Frauen waren.28 Insofern handelte es sich nicht um ein spezifisch 
polnisches Problem. 

Kurz nach der Wahl vom Juni 1989 wechselten zwei der ehemaligen Blockparteien 
im Sejm − die Vereinigte Volkspartei (Zjednoczone Stronnictwo Ludowe, ZSL) sowie die 
Demokratische Partei (Stronnictwo Demokratyczne, SD) − auf die Seite der Oppositi
on, die somit eine Mehrheit der Parlamentssitze hatte.29 Ursächlich war wohl die Sorge 
dieser beiden bis zu diesem Zeitpunkt stets loyalen Parteien, gemeinsam mit der PZPR 
unterzugehen.30 In dieser Situation beauftragte General Jaruzelski den katholischen In
tellektuellen und Solidarność-Berater Tadeusz Mazowiecki mit der Regierungsbildung. 
Am 24. August 1989 wurde er vom Sejm zum ersten nicht-kommunistischen Regierungs
chef Polens seit dem Zweiten Weltkrieg gewählt.31 Damit gelang in Polen eine friedliche 
Machtteilung.32 

24 Ebd., S. 321. 
25 Barburska, Olga: Participation of Women in Holding Political Power in Poland Considering Experi

ence of the EU Member States, in: Yearbook of Polish European Studies Vol. 7 (1/2003), S. 101–113, hier: 
S. 105. 

26 Fuchs, Gesine/Hoecker, Beate: Ohne Frauen nur eine halbe Demokratie. Politische Partizipation 
von Frauen in den osteuropäischen Beitrittsstaaten vor den Europawahlen. Bonn 2004, S. 6. 

27 L’Observatoire des inégalités: La parité ne progresse plus au Sénat et à l’Assemblée nationale. URL: 
https://inegalites.fr/paritefemmeshommespolitique [Abgerufen: 22.04.2024]. 

28 Vgl. Drude Dahlerup/Monique Leyenaar (Hg.): Breaking Male Dominance in Old Democracies. Ox
ford 2013. 

29 Eine Übersicht aller Parteien bzw. Fraktionen, die dem polnischen Sejm zwischen 1989 und 2005 
angehörten, findet sich im Anhang. 

30 Porter-Szücs: Poland, S. 320. 
31 Borodziej: Geschichte Polens, S. 381f. 
32 Dass dies keinesfalls eine Selbstverständlichkeit war, zeigt ein Blick nach China. Während am 

4. Juni 1989 in Polen die ersten halbfreien Wahlen seit dem Überfall des nationalsozialistischen 
Deutschlands auf Polen stattfanden (wobei es in Polen seit dem Mai-Putsch bereits keine völlig 
freien Wahlen mehr gegeben hatte), machte die Kommunistische Partei Chinas (Zhōngguó Gòng
chǎndǎng) klar, dass sie ihre Macht nicht aus der Hand geben würde. Den Hardlinern in der KPC 
dienten die Entwicklungen in Polen geradezu als Negativbeispiel. Im Gegensatz zur Volksrepublik 
Polen konnten sich hier die Reformgegner:innen innerhalb der Partei durchsetzen und sie von ›Ab
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Die neue (halb)demokratisch gewählte Regierung begann sofort mit der Ausarbei
tung von Plänen für »die Rettung der polnischen Wirtschaft«. Nicht zuletzt machte die 
Hyperinflation ein entschiedenes und schnelles Handeln nötig. Mit der Umsetzung ent
sprechender Reformen wurde der Ökonom und neue Finanzminister, Leszek Balcero
wicz, beauftragt.33 Er orientierte sich dabei an Überzeugungen, denen auch Messner 
und Rakowski in ihren Grundzügen gefolgt waren, allerdings agierte er auf viel radika
lere Weise. Möglich wurde dies dadurch, dass Balcerowicz im Gegensatz zu den Vertre
ter:innen der PZPR von der Solidarność unterstützt wurde – selbst von Personen, die 
sich als Sozialist:innen verstanden.34 Zugleich drückte der Ökonom sein Gesetzespaket 
ganz bewusst in aller Eile zwischen Weihnachten und Neujahr 1989 im Sejm durch, um 
parlamentarischen und gesellschaftlichen Widerstand möglichst zu verhindern.35 Re
formziel war eine Marktwirtschaft nach den Idealen des sogenannten Washington Con
sensus.36 Faktisch bedeutete dies eine massive Kürzung der Staatsausgaben, Deregulie
rung von Märkten und Preisen, Liberalisierung der Handelspolitik und Privatisierung 
öffentlicher Unternehmen sowie ein Subventionsabbau. Hierbei muss betont werden, 
dass etwa die Möglichkeit zur freien wirtschaftlichen Betätigung für alle Pol:innen be
reits zu Beginn des Jahres 1989 vonseiten des PZPR-Ministers Wilczek eingeführt wor
den war.37 Der Übergang Polens zur Marktwirtschaft hatte also bereits vor dem Ende der 
Volksrepublik seinen Anfang genommen.38 

Im Folgenden werde ich zunächst die politischen und ökonomischen Reformen zwi
schen 1989 und 1991 im Hinblick auf ihre geschlechterpolitischen Implikationen analy
sieren. Wie im vorherigen Kapitel geschieht dies in einem Dreischritt: So werde ich mit 
einer Analyse von Geschlechternarrativen und deren politischen Folgen beginnen. An
schließend lege ich einen besonderen Fokus auf die Analyse der sozioökonomischen Si
tuation vor sowie insbesondere nach der Implementierung des Reformpakets.39 Konkret 
bedeutet dies, die Debatten im sogenannten Kontraktsejm (Sejm kontraktowy) zu un
tersuchen, der aus den Wahlen vom 4. und 16. Juni hervorging und vom 5. Juli 1989 bis 
zum 27. Oktober 1991 tagte. Dafür habe ich sämtliche Sejm-Reden und Wortmeldungen 

weichlern säubern‹. Während in Polen gewählt wurde, fand die demokratische (und sozialistische) 
Studierenden- und Arbeiter:innenbewegung in China mit dem Tian’anmen-Massaker ihr blutiges 
Ende. Vgl. dazu: Schier, Peter/Cremerius, Ruth/Fischer, Doris: Studentenprotest und Repression in 
China, April-Juni 1989: Chronologie, Dokumente, Analyse. Hamburg 1993. 

33 Pysz, Piotr: Ordnungspolitische Umwandlungen in der Wirtschaft Polens 1990–2007, in: Dieter 
Bingen/Krzysztof Ruchniewicz (Hg.): Länderbericht Polen. Geschichte – Politik – Wirtschaft – Ge
sellschaft – Kultur. Bonn 2009, S. 237–257, hier: S. 241. 

34 Porter-Szücs: Poland, S. 331. 
35 Peters: Schocktherapie, S. 399. 
36 Ther: Neue Ordnung, S. 51f. 
37 Peters: Schocktherapie, S. 14. 
38 Die mittel- und langfristigen Folgen dieser Wirtschaftspolitik, insbesondere deren geschlechter

spezifische Auswirkungen, werde ich im letzten Kapitel dieser Arbeit für den gesamten Zeitraum 
bis 2004 analysieren. 

39 Zu den Überzeugungen, die der ›Schocktherapie‹ zugrunde lagen vgl. Ther: Neue Ordnung, S. 22f. 
und aus einer dezidiert kritischen Perspektive: Klein, Naomi: The Shock Doctrine. The Rise of Dis
aster Capitalism. New York 2007. Als Beispiel für einen anderen Reformpfad vgl. Weber, Isabella: 
How China escaped shock therapy the market reform debate. Abingdon Oxon 2021. 
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im Sejm aus dieser Legislaturperiode nach den in der Einleitung diskutierten Begriffen
durchsucht und die entsprechenden Texte analysiert. Auf der Grundlage des derart ge
nerierten Korpus lässt sich untersuchen, welche Geschlechterbilder und -narrative – sei
es in Bezug auf Arbeit, Politik oder Familie – im Parlament vorherrschten. Anhand dieser
Quellen werden auch die bereits 1980/81 relevanten Akteure Solidarność und katholische
Kirche indirekt sichtbar gemacht, die jeweils ihren ›politischen Arm‹ im Parlament hat
ten. Ferner stütze ich mich auf Forschung zur Rolle von katholischer Kirche und Solidar
ność im Systemwechsel. In einem zweiten Schritt widme ich mich in diesem Kapitel der
Geschlechterpolitik des Kontraktsejm, indem ich diskutiere, wie die in Kapitel 3 analy
sierten Geschlechterpolitiken aus den 1980er Jahren fortgesetzt oder verändert wurden.
Dies beinhaltet auch das Thema (Care-)Arbeit, wobei diesbezüglich vor allem Verände
rungen in der privaten bzw. öffentlichen Kinderbetreuung beleuchtet werden. Schließ
lich betrachte ich im dritten Abschnitt dieses Kapitels die sozioökonomischen Folgen des
Systemwechsels für die Pol:innen.

In den im Folgenden untersuchten Zeitabschnitt fielen die meisten ökonomischen
und politischen Grundsatzentscheidungen bezüglich der sogenannten Dritten Pol
nischen Republik. Diese Periode stellt ein Potpourri aus zwei Systemen dar, die in
verschiedenen Bereichen parallel existierten. Anhand des dargestellten Dreischritts
werde ich meine These von den systemübergreifenden Kontinuitäten im Verhältnis von
Geschlecht und Arbeit untersuchen. Ferner ist zu klären, welche Funktion die Kategorie
›Geschlecht‹ im Systemwechsel erfüllte.

4.1 Geschlechternarrative und Debatten im Kontraktsejm zwischen 1989
und 1991

In der zehnten Legislaturperiode des Sejm wurden die grundlegenden Weichen für den
Übergang der Volksrepublik zu einem marktwirtschaftlich organisierten Staat gestellt.
Dabei fanden zahlreiche Debatten statt, die einen Einblick in die Geschlechternarrati
ve der beteiligten Abgeordneten40 und Gruppen erlauben. Um sie zu analysieren, gehe
ich auf zwei unterschiedliche Arten vor. Zum einen untersuche ich einzelne Themen

komplexe, die in einer oder mehreren speziell dafür einberufenen Parlamentssitzungen
diskutiert wurden. Ein Beispiel ist die Diskussion um das Verbot von Schwangerschafts
abbrüchen oder die Einrichtung eines Frauen- und Familienausschusses. Zum anderen
betrachte ich bestimmte Themen – etwa die Rollenverteilungen innerhalb der Familie –
auch unabhängig von einzelnen Debatten für die gesamte Legislaturperiode, da sie wie
derholt, en passant und kontextunabhängig diskutiert wurden.

40 Bei der Nennung von Abgeordneten gebe ich jeweils an, welcher parlamentarischen Fraktion sie
ab 1989 angehörten. Zwar wechselten viele Politiker:innen im Laufe der Legislaturperiode in neue
Parteien, neue parlamentarische Gruppen, oder diese benannten sich um, doch war die Situation
so volatil, dass es nur Verwirrung stiften würde, jede einzelne Station der Abgeordneten anzuge
ben, zumal nicht immer klar ist, wann sie konkret wo Mitglied waren. Meines Erachtens sind diese
Wechsel i. d. R. auch nicht relevant für ihre grundsätzliche politische Einordnung. In den Fällen,
wo Politiker:innen tatsächlich das politische Lager wechselten oder ihr Wechsel in Bezug auf ihre
Haltung relevant scheint, wird dies auch thematisiert.
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Auf politischer Ebene gab es einige institutionelle Kontinuitäten – einerseits in Ge
stalt der katholischen Kirche, die weiterhin großen politischen Einfluss in Polen genoss 
und der immer noch Johannes Paul II. vorstand; andererseits mit der Solidarność, die 
sich im Sejm überwiegend in der Fraktion des Obywatelski Klub Parlamentarny (OKP, 
Parlamentarischer Bürgerklub) wiederfand. Dabei sei bereits an dieser Stelle vorwegge
nommen, dass diese Gruppe von wenig mehr als ihrer Opposition gegen die PZPR zu
sammengehalten wurde.41 Schließlich bestanden auch auf Seiten der PZPR Kontinuitä
ten. Einige ihrer wichtigsten Akteure blieben über den Systemwechsel hinaus von Be
deutung, nun als Abgeordnete im Sejm. Dieser Quellenwechsel scheint aus zwei Grün
den sinnvoll: Erstens traten nun die Sejm-Abgeordneten als staatliche Repräsentant:in
nen auf und diskutierten und schufen die rechtlichen Grundlagen des neuen Staates. 
Zweitens werden in den parlamentarischen Debatten die politischen Wechselwirkun
gen zwischen den jeweiligen politischen Lagern deutlich, sodass sie anhand bestimmter 
Themen direkt verglichen werden können. 

Die Sejmdebatte um das Recht auf Schwangerschaftsabbruch 

Bereits in der Volksrepublik war Schwangerschaftsabbruch als Thema in oppositionellen 
und insbesondere kirchlichen Kreisen ständig präsent gewesen. Die ab 1993 eingeführte 
massive Verschärfung des Zugangs zu Schwangerschaftsabbrüchen hatte einen langen 
diskursiven Vorlauf und kam aus historischer Perspektive weniger unerwartet als es für 
viele Zeitgenoss:innen der Fall gewesen zu sein scheint.42 So war die im vorherigen Kapi
tel diskutierte Konferenz zu Familienfragen bereits 1981 zu dem Schluss gekommen, dass 
das Recht auf Schwangerschaftsabbruch etwas zu liberal gehandhabt werde.43 Trotzdem 
stand ein Verbot bis zum Ende der Volksrepublik nicht auf der politischen Agenda. Dies 
änderte sich im Kontraktsejm ab 1989, in dem hitzig über das Thema gestritten wurde. 
Im Hinblick auf die verhandelten Geschlechternarrative sind diese Debatten von großer 
Relevanz, da sie einerseits ganz grundsätzlich aufzeigen, was aus Sicht der Abgeordne
ten die Rolle von Frauen im neu zu gestaltenden Staat sein sollte oder auch nicht, sowie 
welche Bedeutung ›Mutterschaft‹ und ›Kindern‹ in Bezug auf den polnischen Staat bzw. 
die polnische Nation zugesprochen wurde. Andererseits verraten sie indirekt viel über 
›Männer‹ und ›Väterrollen‹ und geben somit einen tiefen Einblick in den Geschlechter
diskurs am Übergang von der Volksrepublik zur ›Dritten Polnischen Republik‹. 

Grundsätzlich zeigt sich, dass unabhängig von der politischen Orientierung in (fast) 
allen Reden von den »ungeborenen Kindern« (nienarodzone dzieci) oder vom »empfange
nen Kind« (poczęte dziecko) die Rede war. Begriffe wie Embryo oder Fötus kamen in der 
Debatte nur in wenigen Fällen vor. Diese semantische Diskursverschiebung hatte be
reits Mitte der 1970er Jahre begonnen und war weitgehend abgeschlossen, sodass sie die 
Debatte im Hinblick auf ihre moralische Dimension vorstrukturierte.44 Die dezidierte 

41 Porter-Szücs: Poland, S. 319. 
42 Die Rolle, die das Konkordat von 1993 (erst nach dem Regierungswechsel 1997 verabschiedet) zwi

schen dem polnischen Staat und dem Vatikan dabei spielte, wird im fünften Kapitel diskutiert. 
43 Rada do spraw Rodziny: Konferencja. AAN: 2/1938/0/1/1/82, S. 86. 
44 Zok: Abtreibung, S. 249. 
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Mehrheit der Redner:innen betont zudem ihre grundsätzliche Ablehnung von Schwan
gerschaftsabbrüchen, da eine Befürwortung selbiger bereits als moralisch verwerflich
galt.45

Die Argumentationslinien lassen sich simplifiziert in drei grundlegende Richtun
gen einteilen. Ein Teil der Abgeordneten lehnt unabhängig vom Grund46 jede Form des
Schwangerschaftsabbruchs ab. Ein weiterer lehnt ihn ab, insistiert aber, die Schwierig
keit dieses ›moralischen Problems‹ rechtlich und strafbewehrt zu lösen, und ein dritter
Teil betont, dass ein Verbot faktisch nur mehr illegale Abbrüche und verschärfte soziale
Not von Frauen und Kindern nach sich zöge, weshalb er eine liberalere Regelung fordert.
Diese drei Positionen werde ich im Folgenden hinsichtlich der ihnen zugrundeliegenden
Geschlechternarrative und -rollen untersuchen. Aufschlussreich ist dafür vor allem die
Sejmdebatte vom 16. und 17. Mai 1991, die sich einerseits mit der Frage beschäftigte, ob
es ein Referendum zu diesem Thema geben solle, und andererseits mögliche gesetzliche
Regelungen diskutierte. Bereits am 11./12./13. Oktober 1990 hatte eine Debatte über einen
Vorschlag des Senats zum Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen stattgefunden, dem
zufolge jeglicher Schwangerschaftsabbruch – außer bei Gefahr für das Leben der Mutter
– zu verbieten sei. Zugleich forderten die Senator:innen auch ein Verbot von empfäng
nisverhütenden Mitteln wie der Anti-Baby-Pille und der Spirale.47

Für ein völliges Verbot des Rechts auf Schwangerschaftsabbruch setzten sich – nicht
unerwartet – vor allem Abgeordnete aus dem konservativ-nationalen und katholischen
Lager ein.48 Dazu zählte auch ein großer Teil der Abgeordneten des OKP, welcher in der
Frage allerdings gespaltener war als z.B. Pax, wenn auch mit einer klaren Tendenz zu ei
nem restriktiven Vorgehen; gleiches gilt für die Vereinigte Volkspartei/Polnische Volks
partei (Zjednoczone Stronnictwo Ludowe, ZSL/Polskie Stronnictwo Ludowe, PSL). Be
fürworter:innen einer liberaleren Regelung finden sich vor allem in der PZPR sowie im
linksliberalen Flügel der OKP.

45 Zielińska, Eleonora: Between Ideology, Politics, and Common Sense: The Discourse of Reproduc
tive Rights in Poland, in: Susan Gal/Gail Kligman (Hg.): Reproducing Gender. Politics, Publics, and
Everyday Life after Socialism. Princeton 2000, S. 23–57, hier: S. 27.

46 Generell wurde wenig über die Frage diskutiert, unter welchen Indikationen oder Fristen ein
Schwangerschaftsabbruch stattfinden dürfe, als vielmehr ganz grundsätzlich (und wenig zielfüh
rend) über die moralische Bewertung der Abtreibenden oder des Themas im Allgemeinen.

47 Zok, Michael: Wider die »angeborene und nationale Mission der Frau«? Gesellschaftliche Ausein
andersetzungen um Abtreibungen in Polen seit der Entstalinisierung, in: Zeitschrift für Ostmittel
europa-Forschung (ZfO) Vol. 68 (2/2019), S. 249–278, hier: S. 269.

48 Im Kontraktsejm gab es drei explizit religiös orientierte Parteien: Die Christlich-Soziale Union
(Unia Chrześcijańsko-Społeczna, UChS), Pax und der Polnische Katholische Sozialverband (Polski
Związek Katolicko-Społeczny, PZKS). Genese und Ausrichtung der Parteien unterscheiden sich al
lerdings sehr. Pax war ursprünglich vom NKWD mit dem Ziel gegründet worden, die polnischen
Katholik:innen vom Vatikan zu entfremden. Die Partei war strikt katholisch und national ausge
richtet. Vgl. Davies, Norman: God’s Playground: A History of Poland. Volume 2: 1795 to the Present.
New York2  2005, S. 435. Die UChS ist wiederum eine ökumenische und eher sozialdemokratisch

ausgerichtete Partei, die im Januar 1989 aus der Umwandlung der Christlich-Sozialen Vereinigung
(ChSS) entstanden war. Der PZKS wurde 1981 gegründet und war Nachfolger des ›Znak‹-Kreises,
der ab 1951 im Sejm vertreten war. Von 1981 bis 1991 verfügte die Gruppierung über fünf Abgeord
nete und vertrat eine national-katholische Agenda.
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In der Sejmdebatte zum Schwangerschaftsabbruch fällt auf, dass es sich hier um eine 
Stellvertreterdebatte handelte, da immer auch die Bewertung der Volksrepublik als Staat 
sowie der Übergang zum postsozialistischen Polen mitverhandelt wurden. Das Recht 
auf Schwangerschaftsabbruch wurde zur ›Gretchenfrage‹ in Bezug auf die Bewertung 
des Sozialismus und seine geschlechterpolitischen Implikationen. Bereits im Kontrakt
sejm wandten sich alle Abgeordneten grundsätzlich gegen jegliche Form des ›Kommu
nismus‹; anders gesprochen wird anhand der geschlechterpolitischen Debatten an der 
Wende der 1980er zu den 1990er Jahren die Hegemonie des antikommunistischen Dis
kurses deutlich.49 Für viele Abgeordnete bedeutete gerade die Möglichkeit zur Rück
kehr zu einer vermeintlich natürlichen Geschlechterordnung das Ende des Kommunis
mus.50 Ihrer Auffassung nach hatten weder Planwirtschaft noch Einparteienherrschaft 
das Kernproblem der Volksrepublik dargestellt, sondern vielmehr die materialistisch- 
atheistischen Grundüberzeugungen des Kommunismus, verkörpert durch die Aufhe
bung ›natürlicher‹ Geschlechterrollen. Dies beinhaltete im Umkehrschluss auch eine Ab
lehnung liberaler, ›materialistischer‹ Gesellschaftsmodelle und Konzepte. Gerade an der 
Debatte um das Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen zeigt sich, dass einige Abge
ordnete letztlich eine Rückkehr in die sogenannte Zweite Polnische Republik mit ihrer 
katholischen Hegemonie anstrebten. 

Beginnen möchte ich mit dem Abgeordneten Kazimierz Czerwiński aus der SD. Die
se (ehemalige) Blockpartei wird gemeinhin als zentristisch und liberal beschrieben, ist 
aber – wie sich zeigen wird – in der Frage des Schwangerschaftsabbruchs gespalten und 
nicht unbedingt liberal. Czerwiński ist ein entschiedener Gegner von Schwangerschafts
abbrüchen und möchte diese unverzüglich verbieten lassen. Er argumentiert zum einen 
mit der vermeintlich »wissenschaftlichen Tatsache«, dass der »Mord« an einem »unge
borenen Kind« gleichbedeutend mit dem an einem bereits geborenen Kind sei. Zum an
deren betont er, dass der Entschluss zu einem Abbruch jeder Frau die grausamste Ent
scheidung abverlange, die doch aus ihrer Mutterschaft ihre Lebensfreude und ihren Wert 
ziehe.51 Ähnlich argumentiert Marian Szatybełko vom PZKS. Er betont, dass ein Schwan
gerschaftsabbruch Ehre und Würde (honor i godność) jeder Mutter zerstöre.52 Auch Igna
cy Czeżyk (OKP) verknüpft die Frage des Schwangerschaftsabbruchs vor allem mit der 
Würde der Frau.53 Marek Jurek (OKP/ZChN)54 wiederum spricht davon, dass er Ärzt:in

49 Vgl. dazu: Golinczak, Michalina: Communism as a General Crime: Applying Hegemony Analysis 
to Anti-Communist Discourse in Contemporary Poland, in: Praktyka Teoretyczna Vol. 21 (1/2019), 
S. 94–117. 

50 Watson, Peggy: The Rise of Masculinism in Eastern Europa, in: New Left Review Vol. 198 (1/1993), 
S. 71–82, hier: S. 71f. 

51 Poseł Kazimierz Czerwiński: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 
1991 r., S. 55. 

52 Poseł Marian Szatybełko: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 
1991 r., S. 117. 

53 Poseł Ignacy Czeżyk: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991 r., 
S. 117. 

54 Ab September 1989 waren drei Sejm-Abgeordnete der OKP-Fraktion (Stefan Niesiołowski, Jan Ło
puszański und Marek Jurek) Mitglieder der neu gegründeten Christlich-Nationalen Union (Zjed
noczenie Chrześciiańsko-Narodowe, ZChN), die strikt nationalistisch und fundamentalkatholisch 
ausgerichtet war. 
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nen, die einen Abbruch durchführten, bestrafen wolle, da die betroffenen Frauen bereits
»geistig und körperlich verstümmelt« (okaleczonych fizycznie i psychicznie) seien,55 womit
sie ihre Würde und – so scheint es fast – ihr vollwertiges Menschsein verloren hätten.

Diese (männlichen) Abgeordneten betonen alle, dass ein Verbot von Schwanger
schaftsabbrüchen auch Frauen, ihre Würde und ihren Wert schütze, indem sie davon
ausgehen, dass ›normale‹ Frauen sich niemals selbst für einen Abbruch entscheiden
würden. Hier wird deutlich, dass für diese Abgeordneten die Mutterschaft einer Frau
ihren Wert verleiht und ihre unverrückbare Identität darstellt. Das sozial Konstruierte
– die Geschlechternorm – wird hier zu etwas ›natürlich Gegebenem‹ und schränkt in
der Folge das ›Mögliche‹ ein.56 Zugleich werden Frauen als schutzbedürftig und letztlich
unmündig in Bezug auf eine Entscheidung über die Frage des Schwangerschaftsab
bruchs dargestellt, d. h. sie werden zum »Objekt (staatlicher) bevölkerungspolitischer
Regulierungen« gemacht.57

Eine weitere Argumentationslinie der Befürworter:innen eines Verbots kommt bei
Stanisława Krauz (OKP) hinzu. Auch sie hebt zunächst hervor, dass Schwangere aus ih
rer Sicht nur einen Abbruch durchführen würden, weil sie von Ärzt:innen, dem Vater des
Kindes oder der Gesellschaft unter Druck gesetzt würden. Mit dem Verbot des Schwan
gerschaftsabbruchs hingegen gäbe man Frauen ihren wahren Wert, nämlich die Freude
an der Mutterschaft zurück. Neben dem Schutz der Mutter führt sie allerdings noch ein
anderes, oft aufzufindendes Argument an – den Schutz der polnischen Nation. Ihr – und
vielen anderen – zufolge könne nur mit dem Verbot des Schwangerschaftsabbruchs die
seit der Taufe Mieszkos im Jahr 966 existierende polnisch-katholische Nation (naród ka
tolicki) gerettet werden.58 Ähnlich in der Argumentation – aber noch deutlich härter im
Ton – ist Stanisław Strózik (OKP), der von 17 Mio. Ermordeten (sprich: abgetriebenen
Föten) seit 1956 spricht59 und dafür die Frauen verantwortlich macht, die einen Schwan
gerschaftsabbruch durchführen ließen. Dies – so der Abgeordnete – sei ein Problem für
die Landwirtschaft, der damit 17 Mio. Käufer:innen fehlten, und habe so damit die polni
sche Nation zerstört.60 Auch der Abgeordnete Czesław Sobierajski (OKP) sieht im Recht
auf Schwangerschaftsabbruch vor allem eine existenzielle Gefahr für die polnische Na
tion.61

55 Poseł Marek Jurek: 43 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 8, 9 i 10 listopada 1990
r., S. 420f.

56 Villa: Geschlecht, S. 289.
57 Bargetz/Ludwig/Sauer: Einleitung, S. 18.
58 Poseł Stanisława Krauz: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991

r., S. 104f.
59 Die Zahl von 17 Mio. ist viel zu hoch angesetzt und würde ungefähr 500.000 Fälle jährlich be

deuten. Die Forscherin Agata Ignaciuk spricht hingegen von durchschnittlich 120.000 Schwanger
schaftsabbrüchen jährlich zwischen 1956 und 1993. Ignaciuk, Agata: Innovation and Maladjust

ment. Contraceptive Technologies in State-Socialist Poland, 1950s–1970s, in: Technology and Culture
Vol. 63 (1/2022), S. 182–208, hier: S. 182.

60 Poseł Stanisław Strózik: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991
r., S. 141.

61 Poseł Czesław Sobierajski: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja

1991 r., S. 93.
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Neben dem Schutz der Frauen und der Nation beruft sich die ›Verbotsfraktion‹ oft 
auf die Predigten katholischer Bischöfe und den Papst, die hier eindeutig seien, weshalb 
sich jede Diskussion erübrige. Stellvertretend hierfür Zdzisław Czarnobilski (PSL): 

»Wir kennen die Position des Heiligen Vaters und der polnischen Bischöfe zum Schutz 
des gezeugten Lebens. Da wir wahrhaftig gläubig sind, können wir diese Position 
schließlich nicht missachten, und so können wir aus diesem Grund auch nicht anders 
als gegen den Beschluss stimmen. Dies wird eine Prüfung unseres Glaubens, unseres 
Zeugnisses vor Gott, unserer Weisheit und Weitsicht sein.«62 

In den meisten Reden aus diesem Lager wird implizit oder explizit auf die Positionie
rung der Kirche eingegangen bzw. betont, dass dieses Verbot im Sinne des polnischen 
Papstes erfolgen müsse. So sei die Entscheidung über das Verbot von Schwangerschafts
abbrüchen für Maria Stępniak (OKP) eine zwischen den Gesetzen Gottes und den Geset
zen Stalins. Wer gegen ein Verbot sei, behaupte damit, dass Gott unrecht habe.63 Auch 
hier zeigt sich, wie die Frage des Schwangerschaftsabbruchs zum Lackmustest bezüg
lich der Bewertung der Volksrepublik wurde. Es bestand bei dieser Frage nur die Wahl 
zwischen einem ›kommunistischen‹ und einem unabhängigen, in dieser Argumentation 
katholisch-national orientierten Polen. Auch Jan Łopuszański (OKP/ZChN) betont unter 
Berufung auf eine Aussage des Papstes, dass sich bei diesem Thema zeige, wer für die 
Überbleibsel des totalitären Systems sei und wer für das katholische Polen.64 Laut Sta
nisława Krauz (OKP) folge daraus die absolute Unvereinbarkeit von Schwangerschafts
abbrüchen und Katholizismus.65 

Allen hier genannten Argumenten ist gemein, dass Frauen vorrangig in ihrer Rol
le als Mutter und vor dem Hintergrund der damit von ihnen erwarteten Funktion für 
die Gesellschaft bzw. für die Existenz der katholischen polnischen Nation gesehen wer
den. Diejenigen, die dem nicht entsprechen (wollen), stehen in dieser Argumentation 
außerhalb der Gesellschaft, werden als ›unter Druck gesetzt‹ dargestellt und gelten als 
dem alten totalitären System verhaftet. Zudem wird Frauen jedes Recht über den eige
nen Körper und die Fähigkeit abgesprochen, über diesen zu entscheiden.66 Dies wird 
symptomatisch bei Senator Walerian Piotrowski deutlich, der am 25. Januar 1991 den Ge
setzentwurf des Senats zum Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen im Sejm vorstell
te. Er betont, dass ab der Empfängnis ein von der Mutter unabhängiger Mensch entste

62 Poseł Zdzisław Czarnobilski: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 
1991 r., S. 41. »Znamy stanowisko Ojca Świętego i biskupów polskich w sprawie ochrony życia po
czętego. O ile naprawdę jesteśmy wierzący, nie możemy przecież tego stanowiska zlekceważyć, a 
więc również i z tego powodu nie możemy inaczej głosować, jak tylko przeciw uchwale. Będzie to 
sprawdzian naszej wiary, naszego świadectwa wobec Boga, naszej mądrości i dalekowzroczności« 

63 Poseł Maria Stępniak: 37 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 26, 27 i 28 lipca 
1990 r., S. 375. 

64 Poseł Jan Łopuszański: 43 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 8, 9 i 10 listopada 
1990 r., S. 155. 

65 Poseł Stanisława Krauz: 41 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 11, 12 i 13 paź
dziernika 1990 r., S. 265. 

66 Poseł Jan Łopuszański: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991 
r., S. 101. 
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he, über den diese keinerlei Verfügungsgewalt und Rechte habe.67 Die Argumentation,
dass dieses Thema nichts mit Frauen zu tun habe, sondern lediglich mit dem ›Kinder
schutz‹ findet sich in der Debatte immer wieder. Daran zeigt sich die machtpolitische
Nutzbarmachung dieses Diskurses – etwa wenn Abgeordnete von sich behaupten, im
Namen ›des (ungeborenen) Kindes‹ zu sprechen, dessen Interessen zu vertreten, und
damit die schwangere Person selbst weitgehend aus dem Diskurs ausschließen. Michael
Zok spricht in diesem Zusammenhang von einer »Biologisierung« der Debatte.68

In der vorangegangenen Diskussion wurde ein Amalgam aus katholisch-nationalen
Geschlechternarrativen sichtbar, die sich ebenfalls in die Tradition des Matka Polka-My
thos einordnen lassen. Frauen kommt eine bestimmte Rolle in der Gesellschaft zu, näm
lich die der aufopferungsvollen und der polnischen Nation verpflichteten Mutter. Auch
fällt auf, dass sich aus dem explizit katholischen Lager nur Männer äußern, was vor allem
daran liegt, dass PZKS sowie Pax keine Frauen entsandten.69 Lediglich die ökumenisch
orientierte UChS entsandte mit Urszula Jarosz eine einzige Frau. Hieran wird sehr deut
lich, dass vonseiten des politischen Katholizismus die Trennung von privater und öffent
licher Sphäre auch praktisch gelebt wurde. Gleichzeitig ließen diese Abgeordneten die
Verantwortung von Vätern oder die Folgen eines Abtreibungsverbots für die Betroffe
nen oder die Gesellschaft unerwähnt; vielmehr ging es ausschließlich um die Aufgaben
und Pflichten der Mutter. Umgekehrt lässt sich auf ein Männerbild schließen, dass die
se auf die öffentliche Sphäre beschränkt. Wie wenig einige dieser Abgeordneten zudem
von Frauen im Sejm hielten, wird an ihren Kommentaren, ›Witzen‹ und Verächtlichma
chungen deutlich. Auffällig ist zudem, dass ein Bekenntnis zum katholischen (und ab
treibungsfreien) Polen oft zum alles entscheidenden Bruch mit der Volksrepublik stili
siert wird. Fragen des politischen und ökonomischen Systems stellen bei vielen Abge
ordneten ein sekundäres Problem dar.

Die genannten Abgeordneten sind mit ihren Geschlechternarrativen nicht allein. Bei
weiteren Abgeordneten der OKP, SD und ZSL/PSL gab es ähnliche Einstellungen, wo
bei das Feld dort deutlich ambivalenter und fließender war. Dass sich die OKP im Laufe
der Legislaturperiode in verschiedene politische Strömungen aufteilte, hing nicht zu
letzt mit der Positionierung ihrer Abgeordneten in dieser Frage zusammen. Die Spann
weite lag dabei zwischen Personen wie den bereits erwähnten Politiker:innen Stanisła
wa Krauz oder Marek Jurek – wobei letzterer für Schwangerschaftsabbruch die gleiche
Strafe wie für Mord für angemessen hielt70 – und Barbara Labuda, die sich bereits im
Rahmen der Solidarność für Frauenrechte eingesetzt hatte und auch als Rednerin für
den parlamentarischen Frauenkreis eine liberale Haltung vertrat.71 Neben den bereits

67 Senator Walerian Piotrowski: 50 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 24 i 25
stycznia 1991 r., S. 157–163.

68 Zok: Biological Substance, S. 374f.
69 Archiwum Sejmu: Kluby i koła w Sejmie X kadencji. URL: https://www.sejm.gov.pl/archiwum/klu

by/kadencjax/kluby.htm [Abgerufen: 20.06.2023].
70 Poseł Marek Jurek: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991 r.,

S. 178.

71 Poseł Barbara Labuda: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991
r., S. 108. Generell ist interessant, wer 1989 in der OKP zusammenkam und wohin die Wege der je
weiligen Abgeordneten führten. Landete Marek Jurek nach zahlreichen Zwischenstationen (Wy
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genannten Gegner:innen des Rechts auf Schwangerschaftsabbruchs in der OKP und de
ren Geschlechternarrativen diskutiere ich im Folgenden die ›Kompromissfraktion‹, wo
bei die Positionierung der einzelnen Abgeordneten nicht immer anhand klarer Grenzen 
erfolgte. 

Beispielhaft für diese Gruppe steht Jacek Kuroń, einer der führenden Köpfe der Op
position in der Volksrepublik. In dieser Debatte betont Kuroń seine Ablehnung des ›Tö
tens‹ und spricht sich entschieden gegen Schwangerschaftsabbrüche aus. Jedoch bekräf
tigt er, dass es sich dabei um eine moralische Frage handele, die nicht einfach durch 
ein Verbot rechtlich zu regeln sei. Zudem hebt er hervor, dass die Frage des Schwan
gerschaftsabbruchs mit der des Ausbaus von Einrichtungen für Mütter mit kleinen Kin
dern sowie für Menschen mit Behinderungen zusammenhinge. Generell sprach Kuroń 
ausschließlich von Müttern und ihrer Verantwortung für Kind und Familie, nie von Vä
tern. Im Vergleich zur strikten Verbotsfraktion fällt allerdings auf, dass er das Thema we
der mit dem Überleben der Nation verknüpft noch Frauen angreift, die einen Abbruch 
durchgeführt haben – zumindest nicht direkt.72 In eine ähnliche Richtung argumentiert 
Adam Michnik, der ebenfalls oppositioneller Akteur in der Volksrepublik gewesen war.73 

In der hier behandelten Sejmdebatte fordert Michnik in einem ersten Schritt einen 
Ausbau der sozialen Infrastruktur für Mütter, mithilfe derer sich Mütter seiner Ansicht 
nach nicht für eine Abtreibung entscheiden würden. In einem zweiten Schritt solle für 
Verhütungsmittel gesorgt und erst danach könne über eine gesetzliche Regelung dis
kutiert werden. Für ihn ist überdies wichtig, die katholische Kirche in dieser Debat
te nicht zu instrumentalisieren. Die Abgeordneten hätten unabhängig von selbiger zu 
entscheiden.74 Tendenziell vertritt Michnik in dieser Diskussion eine liberalere Haltung 
als beispielsweise Kuroń, was wohl nicht zuletzt daran lag, dass er sich als einer von 
wenigen Abgeordneten als Atheist bezeichnete. Ähnlich argumentierten auch Henryk 

borcza Akcja Katolicka, WAK, sowie Prawo i Sprawiedliwość, PiS) bei Kukiz'15, so unterstützte Bar
bara Labuda 1995 Kwaśniewskis Präsidentschaftskandidatur und ist heute Unterstützerin der Par
tei Wiosna (Frühling). Ihr Sohn Wojciech Labuda war wiederum Bevollmächtigter des polnischen 
Ministerpräsidenten Mateusz Morawiecki (PiS). 

72 Poseł Jacek Kuroń: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991 r., 
S. 41. 

73 So war Michnik wegen der Verbreitung des erwähnten offenen Briefs von Kuroń und Modzelewski 
1965 erstmalig und – nach seiner Beteiligung an den sogenannten März-Ereignissen – 1968 end
gültig der Universität verwiesen wurde. Sehr wahrscheinlich spielte dabei auch seine jüdische Her
kunft eine Rolle, zumal 1968 vonseiten der PZPR eine antisemitische Kampagne gestartet worden 
war, die die Entlassung von rund 20.000 Jüdinnen und Juden und eine massive Auswanderungs
welle nach Israel nach sich zog. Wie Kuroń gehörte Michnik 1976 zu den Gründer:innen des Komi

tees zur Verteidigung der Arbeiter und war ab 1977 Redakteur unabhängiger Untergrundzeitschrif
ten (z.B. Krytyka). Ab 1980 unterstützte er die Solidarność und wurde im Zug des Kriegsrechts 1981 
interniert. 1989 war Michnik an den Verhandlungen des Runden Tisches beteiligt und zwischen 
1989 und 1991 Abgeordneter für das Bürgerkomitee (Komitet Obywatelski, KO). Seit ihrer Grün
dung ist Michnik zudem (Chef)Redakteur der Gazeta Wyborcza und vertritt dort in der Tendenz 
einen (links)liberalen Kurs in der Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik. 

74 Poseł Adam Michnik: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991 r., 
S. 146. 
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Wujec (OKP)75 und Józefa Hennelowa (OKP)76, die sich wie Michnik gegen eine Debatte
›gut‹ gegen ›böse‹ wandten, und sich Holocaustvergleichen o. Ä. vonseiten radikaler Ab
treibungsgegner:innen verwehrten.77 Schließlich ist die Position des Abgeordneten Jer
zy Hopfer interessant, der als Vertreter der UChS eine vergleichsweise liberale Position
vertritt. Er beruft sich dabei auf die Haltung der evangelischen Kirche in Polen, deren
Mitglied er selbst ist. Zwar lehne diese Schwangerschaftsabbrüche ab, betone aber, dass
diese vor allem durch den Zugang zu Verhütung und Aufklärung und nicht durch Gesetze
zu verhindern seien.78

Was sagen diese Positionen nun über die Geschlechternarrative der betreffenden Ab
geordneten aus? Auch sie sprachen viel von Müttern und nie von Vätern, hoben die ›weib
liche Rolle‹ in der Familie sowie die primäre Verantwortung von Frauen für Kinder her
vor. Nichtsdestoweniger betrachteten sie Frauen nicht ausschließlich in ihrer Funkti
on für Nation und Gesellschaft, sondern letztlich als Objekte. Tatsächlich geht es viel
mehr um die Frage des Schwangerschaftsabbruchs selbst und seiner verschiedenen Ur
sachen, sowie um die Verantwortung des Staates für Mütter. Zudem kommen hier auch
Polinnen zu Wort, die das Thema aus eigener Erfahrung kannten. Trotzdem bleiben die
meisten dieser Abgeordneten in Vorstellungen einer prinzipiellen Aufteilung von priva
ter und öffentlicher Sphäre anhand von Geschlechtergrenzen verhaftet. Bezüglich der
Arbeits(ver)teilung impliziert dies eine reine Fokussierung von Männern auf Erwerbs
arbeit. Für Frauen bietet sich entweder der Weg der Doppelbelastung oder einer aus
schließlichen Ausrichtung auf Care-Arbeit. Indes ist zu betonen, dass sich beispielswei
se der linksliberale Flügel der OKP der strukturellen Probleme im Bereich der Arbeit für
Polinnen bewusst war und diese auch ansprach.

Das eher progressive Lager, das ich im Folgenden diskutieren möchte, bestand aus
Befürworter:innen eines Rechts auf Schwangerschaftsabbruch, wobei der Übergang zu
den eben genannten Abgeordneten fließend war; so war sich der gesellschaftsliberale
Flügel der OKP bei diesem Thema oft mit der PZPR einig. Izabella Sierakowska (PZPR)
etwa argumentiert sehr ähnlich wie Adam Michnik und betont die gesellschaftliche Ver
antwortung für das Thema Schwangerschaftsabbruch. Die Bevölkerung müsse Zugang
zu Verhütung und sexueller Aufklärung erhalten; zudem würde es massiv an Unterstüt
zung für alleinerziehende Mütter mangeln. Des Weiteren kritisiert sie die Doppelmo
ral der Abtreibungsgegner:innen, die sich lieber um die hohe Kindersterblichkeit in Po
len kümmern sollten. Jegliches Verbot würde nur eine hohe Zahl illegaler Abtreibungen
nach sich ziehen. Schließlich fordert Sierakowska die Abgeordneten dazu auf, die tat
sächlich betroffenen Polinnen abstimmen zu lassen und nicht über ihre Köpfe hinweg

75 Poseł Henryk Wujec: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991 r.,
S. 161.

76 Poseł Józefa Hennelowa: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja

1991 r., S. 119.
77 Vgl. z. B. Poseł Adam Michnik: 60. Sitzung Sejm, S. 176.
78 Poseł Jerzy Hopfer: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991 r.,

S. 137f.
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zu entscheiden.79 Konsequenterweise verlangt sie an anderer Stelle, dass im Idealfall nur 
Frauen im fruchtbaren Alter über die Frage abstimmen sollten.80 

Wiesława Ziółkowska (PZPR) hebt vor allem hervor, dass die Rate der Schwanger
schaftsabbrüche in Ländern mit strikten Gesetzen höher sei als beispielsweise in den 
sehr liberalen Niederlanden. Für die Reduzierung der Zahl von Schwangerschaftsabbrü
chen sei der Zugang zu Verhütung und Aufklärung ausschlaggebend.81 Marianna Bo
rawska (PZPR) setzt in der Debatte hingegen zu einer Fundamentalkritik an. Die kom
munistische Ideologie werde durch eine neue, nämlich die katholische ersetzt. Sie kriti
siert, dass hunderttausende Kinder in Armut lebten, Kinderheime heruntergekommen 
seien und es kaum Hilfe für alleinerziehende Mütter gäbe. Die Abgeordneten sollten sich 
zunächst um diese Probleme kümmern, bevor sie ein Verbot von Schwangerschaftsab
brüchen vorschlügen. Schließlich hält sie den Befürworter:innen eines völligen Verbots 
vor, dass es nicht christlich sei, wenn man vergewaltigten und/oder sehr jungen Frauen 
eine Abtreibung verbiete oder Kinder in Armut leben lasse.82 

Die Abgeordnete Anna Dudkiewicz berichtet vom 10. Kongress der Liga Kobiet Polskich 
und spricht sich im Namen vieler Teilnehmerinnen sowie einer Gruppe weiblicher Ab
geordneter gegen ein Verbot des Schwangerschaftsabbruchs aus. Sie argumentiert, dass 
dieses den Versuch darstelle, die Verantwortung für die langjährige Nachlässigkeit des 
Staates sowohl im Bereich der Erziehung als auch der Empfängnisverhütung auf Frau
en abzuwälzen. Repressive Methoden könnten die Probleme nicht lösen. Zudem betont 
sie, dass ein Verbot zwei von Polen ratifizierten internationalen Rechtsnormen zuwider 
liefe – zum einen der Menschenrechtskonvention und zum anderen dem Übereinkom
men über das Verbot jeglicher Form von Diskriminierung von Frauen. Dies beruhe auf 
der projizierten Annahme, dass ein Verbot des Schwangerschaftsabbruchs vor allem ei
ne Zunahme illegaler Eingriffe mit all ihren gefährlichen Folgen bedeuten werde. Des 
Weiteren bekräftigt sie ihre Überzeugung, dass jegliche Lösung in Aufklärung und dem 
Zugang zu Methoden der Empfängnisverhütung zu suchen sei.83 

Maria Gomola (PZPR) schlägt schließlich noch einen anderen Ton an: 

»Ich bedaure, dass in einem demokratischen Rechtsstaat die Freiheit und die Würde 
der Frau, ihr verfassungsgemäßes und unveräußerliches Recht, über ihr Schicksal und 
ihre Mutterschaft selbst zu entscheiden, angegriffen wird, während in einer wirklich 
demokratischen Gesellschaft die Frau dieses Recht höchstens mit dem Vater ihres Kin
des teilt: In einer solchen Gesellschaft wird niemand den Frauen verbieten, Kinder zu 

79 Poseł Izabella Sierakowska: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 
1991 r., S. 105f. 

80 Dies.: 41 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 11, 12 i 13 października 1990 r., 
S. 264f. 

81 Poseł Wiesława Ziółkowska: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 
1991 r., S. 35. 

82 Poseł Marianna Borawska: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 
1991 r., S. 113. 

83 Poseł Anna Dudkiewicz: 41 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 11, 12 i 13 paź
dziernika 1990 r., S. 248. 
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gebären, sofern sie dies wollen, aber niemand hat die Macht, ihnen dies zu befeh
len.«84

Im Gegensatz zu den meisten ihrer Kolleg:innen hebt sie hervor, dass die Entscheidung
über die Austragung des Fötus allein bei der Frau liege. Ähnlich argumentiert auch An
na Dynowska (SD/fraktionslos) – im völligen Gegensatz zu ihren Kollegen der SD. Sie
betont, dass die Frage des Abbruchs eine rein individuelle sei. Die Abgeordnete ist zu
dem die Einzige, die die Frage aufwirft, warum nie über die Verantwortung der Väter
gesprochen und das Thema allein auf Frauen abgewälzt werde.85 Damit verweist sie auf
eine Leerstelle bei den ›liberalen‹ Abgeordneten der PZPR, nämlich die Rolle des Vaters.
Der Fokus liegt auf dem Aufbau einer sozialen Infrastruktur für Frauen bzw. Mütter,
die Schwangerschaftsabbrüche im Idealfall verhindern sollte. Auch ist vom Schutz der
Mütter vor Armut, von fehlenden Betreuungseinrichtungen usw. die Rede. Die Rolle des
Vaters des Kindes findet auch in diesem Zusammenhang keine Erwähnung. Des Wei
teren fällt in der Argumentation einiger PZPR-Abgeordneter ihr sehr paternalistischer
Ton auf. Die vorgeschlagenen Maßnahmen, die sich ausschließlich auf staatliche Schutz- 
und Fürsorgeeinrichtungen beziehen, stehen in der Tradition der (spät)sozialistischen
Geschlechterpolitik und essentialistisch gedachter Geschlechterrollen. Frauen werden
hier weiterhin als eigene und zu beschützende bzw. zu bevormundende Gruppe konstru
iert, die nach wie vor ›natürlich‹ für die Kindererziehung und -betreuung verantwortlich
gemacht wird. Welche Probleme dieser ›Sonderstatus‹ mit sich brachte, wurde in Bezug
auf die Volksrepublik bereits untersucht. Welche Folgen sich daraus im Übergang zu ei
ner neoliberal ausgerichteten Marktwirtschaft (gerade auch im sozioökonomischen Be
reich) ergaben, wird noch zu diskutieren sein. Nichtsdestoweniger ist zu betonen, dass
sich – basierend auf der Auswertung der Parlamentsdebatten – in der PZPR die meis
ten Befürworter:innen des Zugangs zu Schwangerschaftsabbrüchen bzw. eines Ansatzes
finden, der Aufklärung und Verhütung den Vorzug vor einem Verbot gibt.

Aus der gesamten Debatte über das Recht auf Schwangerschaftsabbruch lässt sich
keine Kausalkette zu einer Benachteiligung von Polinnen auf Erwerbsmärkten ableiten.
Hingegen zeigt sich, dass ein beträchtlicher Teil der Abgeordneten Frauen primär oder
ausschließlich als Care-Arbeiterinnen sah. Für viele hing an der Mutterschaft Iden
tität und Wert der Frau. Auch liberaler eingestellte Abgeordnete teilten in der Frage
des Schwangerschaftsabbruchs diese Überzeugungen. Betrachten diese Abgeordne
ten Frauen zwar nicht ausschließlich in ihrer Rolle als Mütter, so machen sie Frauen
doch primär für Care-Arbeit verantwortlich, die damit letztlich nur die Entscheidung
zwischen dieser und einer Doppelbelastung aus Erwerbs- und Care-Arbeit treffen konn

84 Posel Maria Gomola: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991
r., S. 169. »Ja z kolei ubolewam nad faktem, że w demokratycznym państwie prawa dokonuje się
zamachu na wolność i godność kobiety, na jej konstytucyjne, niezbywalne prawo decydowania o
własnym losie i macierzyństwie, podczas kiedy w każdym prawdziwie demokratycznym społeczeń
stwie kobieta dzieli to prawo co najwyżej z ojcem własnego dziecka. W takim społeczeństwie nikt
nie zabroni rodzić dzieci kobietom, które tego chcą, ale nikt nie jest władny tego im nakazać.«

85 Poseł Anna Dynowska: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991
r., S. 179.
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ten.86 Diese Art der Konstruktion ›natürlicher‹ Geschlechter(rollen) schuf also bereits 
einen ›Möglichkeitsraum‹, der eine massive Ungleichbehandlung der Geschlechter 
normalisierte, die sich dann auch in der Politik des Kontraktsejm sowie in den noch zu 
diskutierenden sozioökonomischen Daten niederschlug.87 

Diese Verknüpfung weiblicher Identität mit Mutterschaft und Care-Arbeit ist we
der neu noch im Kontext dieser Debatte überraschend, zumal sich bereits im letzten 
Jahrzehnt der Volksrepublik PZPR, katholische Kirche und Solidarność vehement da
für aussprachen. Neu ist allerdings die starke Kopplung der Frage nach dem Recht 
auf Schwangerschaftsabbruch mit dem Thema ›Frauenarbeit‹. Hinzu kommt die bis
her nicht in diesem Ausmaß zu beobachtende Moralisierung und Verhärtung der 
Diskussion. Dies könnte nicht zuletzt dem Umstand geschuldet sein, dass die neue 
postkommunistische Regierung versuchte, sich bei diesem Thema zu profilieren und 
darüber zu legitimieren.88 Zugleich fällt auf, dass die polnische Gesellschaft in Fragen 
des Schwangerschaftsabbruchs (bis zum heutigen Tag) liberaler eingestellt ist als die 
Abgeordneten.89 Zwar hielt die deutliche Mehrheit diesen für »eine Sünde«, gleichzeitig 
aber zeigen Umfragen für die Jahre 1988/89 bis 1992, dass eine gleichbleibend hohe 
Zustimmung von rund zwei Dritteln der Bevölkerung der Ansicht war, dass Schwanger
schaftsabbrüche aus verschiedenen (auch sozialen) Gründen zulässig sein sollten.90 

Die Debatte um die Einführung eines Frauen- und Familienausschusses 

Eine weitere Sejmdebatte, die viel über die Geschlechternarrative der Abgeordneten ver
rät, behandelt die Einführung eines Ausschusses, der sich mit Frauen und Familienfra
gen befassen sollte. Auch hier gibt es grundsätzlich drei Fraktionen, die sich anhand der 
Frage seiner Benennung und der ihm zu übertragenden Aufgaben unterscheiden lassen. 
Plädiert eine Fraktion dafür, dass dieser sich primär mit Themen der Gleichberechtigung 
von Frauen beschäftige, so fordert eine andere die Beschäftigung mit »Frauen und Fami
lie«, wohingegen die letzte schließlich eine Beschränkung auf »die Familie« erwartet. 

Für einen »Frauen- und Familienausschuss« (inhaltlich wie namentlich) setzt sich 
Maria Dmochowska (OKP) ein, eine langjährige oppositionelle Aktivistin und Kämpferin 
im Warschauer Aufstand.91 Die Aufgaben eines solchen Ausschusses sieht sie vor allem 
in der Verbesserung der Situation berufstätiger Frauen und ihrer Familien. Als Beispiel 

86 Fuszara, Małgorzata: Kobiety w Polsce na przełomie wieków: Nowy kontrakt płci? Warszawa 2002, 
S. 260. 

87 Vgl. dazu: Villa: Geschlecht, S. 289f. 
88 Gal, Susan/Kligman, Gail: Conclusion, in: Dies. (Hg.): Reproducing Gender. Politics, Publics, and 

Everyday Life after Socialism. Princeton 2000, S. 424–425, hier: S. 425. 
89 Centrum Badania Opinii Społecznej: Views on the regulation of abortion (2/2024), S. 1–4, hier: S. 4. 
90 Zok: Abtreibung, S. 273. 
91 Bei Maria Dmochowska handelt es sich um eine Person mit einer bewegten Geschichte. 1930 in 

Warschau geboren, kämpfte sie im Warschauer Aufstand und war Soldatin in der Heimatarmee 
(Armia Krajowa, AK). Sie war Mitorganisatorin der Solidarność in Łódź, Delegierte des ersten na
tionalen Delegiertenkongresses der Gewerkschaft und ab 1989 Mitglied im Kontraktsejm für den 
OKP. Zeitgleich saß ihr Bruder Jan Józef Lipski im Senat, von dem sie sich in politischen Fragen 
deutlich unterschied. Ab 1991 war Dmochowska Abgeordnete für die SD im ersten und zweiten 
Sejm. Schließlich arbeitete sie ab 2000 als Beraterin des Präsidenten des Instituts für Nationa
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nennt Dmochowska, dass dieser für die Anrechnung von Betreuungszeiten beim Bezug 
von Arbeitslosengeld sorgen solle. Zugleich distanziert sie sich explizit von »feministi
schen Schlagwörtern« (feministyczne hasła) und fordert die Einrichtung eines Ausschusses 
für »Frauen und Familie«. Ihrer Überzeugung nach ist eine ›normale‹ Frau immer auch 
Mutter, und die Familie immer ›natürlicher‹ Teil von ›Frauenpolitik‹.92 Ferner zeigt sich 
bei ihr eine völlige Diskreditierung des Begriffs ›Feminismus‹, die sich in den 1990er Jah
ren nicht nur in Polen, sondern in allen postkommunistischen Staaten beobachten lässt. 
Im polnischen Fall geht dies auch auf die Diffamierung des Begriffs als ›bürgerlich‹ und 
›sozialismusfeindlich‹ zur Zeit des Staatssozialismus zurück.93 Umso frappierender ist 
es, dass es Antifeminist:innen in den 1990er Jahren gelang, den Feminismus als ›kom
munistisch‹ zu brandmarken. In ihrer weiteren Argumentation wird Dmochowska noch 
fundamentaler und begründet ihre Positionierung gegen einen Frauenausschuss essen
tialistisch: 

»es geht um die Familie, es geht um den Menschen, es geht um den Kranken, den kran
ken Menschen, den einsamen Menschen, den alten Menschen, und es geht nicht un
bedingt um die Frau. Denn was ist wichtig für eine Frau? Für eine Frau ist wichtig, dass 
ihre Familie intakt und gesund in einer gemeinsamen Wohnung lebt, dass ihr Mann 
und sie, wenn sie will, eine ordentliche Arbeit haben, dass die Kinder in gute Schulen 
gehen und in einem gesunden Land leben und etwas zu essen haben. Das ist es, was 
eine Frau braucht. Es gibt nichts, was eine Frau so sehr braucht. Das sind also Themen, 
mit denen sich buchstäblich alle Ausschüsse im Sejm beschäftigen.«94 

Ähnlich wie ihre Kollegin argumentiert auch Dorota Kempka (PZPR), die in den späten 
1980er Jahren Vizepräsidentin der Liga Kobiet Polskich war: »Im Leben einer Nation spielt 
die Familie die wichtigste Rolle, aber in dieser Familie spielt die Frau die wichtigste Rol
le.«95 Auch für sie ist die Rolle der Frau nicht von der Rolle der Mutter zu trennen. Den
noch bemängelt sie die fehlende Kinderbetreuung und die grassierende ›Frauenarbeits
losigkeit‹ in Polen, deren Opfer vor allem alleinerziehende Frauen seien. Kempka kriti
siert zudem den niedrigen Frauenanteil in Sejm (13 %)96 und Senat (7 %) sowie den Man

les Gedenken und wurde 2006 zu dessen Vizepräsidentin ernannt. 2017 starb sie im Alter von 86 
Jahren. 

92 Poseł Maria Dmochowska: 51 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 14 i 15 lutego 
1991 r., S. 249f. 

93 Fuszara: New Gender Relations, S. 282. 
94 Poseł Maria Dmochowska: 51. Sitzung Sejm, S. 238f. »że jest sprawa rodziny, sprawa człowieka, 

sprawa chorego, chorej osoby ludzkiej, samotnej osoby ludzkiej, starej osoby ludzkiej, a nieko
niecznie sprawa kobiety. Bo co jest dla kobiety ważne? Dla kobiety jest ważne, żeby jej rodzina, 
cała i zdrowa mieszkała we wspólnym mieszkaniu, żeby jej mąż i ona, jak będzie chciała, mieli 
odpowiednią pracę, żeby dzieci chodziły do dobrych szkół i żyły w zdrowym kraju i miały co do je
dzenia. To jest potrzebne kobiecie. Nic własnego kobiecie tak bardzo nie jest potrzebne. Czyli są 
to sprawy, które są przedmiotem działania dosłownie wszystkich komisji w Sejmie.« 

95 Poseł Dorota Kempka: 51 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 14 i 15 lutego 1991 
r., S. 244–246. »I prawda jest taka – w życiu narodu najważniejszą rolę odgrywa rodzina, ale w tejże 
rodzinie najważniejszą rolę odgrywa kobieta.« 

96 Auch in der Volksrepublik war der Anteil von Frauen im Sejm nicht viel höher gewesen. Er schwank
te zwischen 4,1 % im Jahr 1957 (eine Folge der Entstalinisierung) und 23 % im Jahr 1980, allerdings 
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gel an Frauen im Ministerrat, weshalb sie als Ergänzung des Ausschusses eine Ministe
rin für Familien- und Frauenangelegenheiten sowie die Einrichtung eines parlamenta
rischen Ausschusses für diese Bereiche fordert.97 Einerseits postuliert Kempka also die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und versteht andererseits die Familie doch als rei
nes Frauenthema. Auch die berufliche Rolle von Frauen ergibt sich bei ihr aus dem Zweck 
der Familienversorgung. Dies zeigt sich nicht zuletzt daran, dass sie lediglich eine Mi
nisterin für Familien- und Frauenangelegenheiten als Reaktion auf den niedrigen Anteil 
von Polinnen in der Politik fordert. 

Beide Abgeordnete (Dmochowska wie Kempka) argumentieren hier mit spezifi
schen, Frauen als homogener Gruppe zugeschriebenen Interessen, die vor allem im 
Bereich der Care-Arbeit lägen. Damit reihen sie sich in eine Argumentationslinie ein, 
die sich seit den 1980er Jahren verstärkt hat und auf der Grundlage essentialistischer 
Geschlechternarrative eine jeweils ›natürliche‹ Sphäre für Männer und Frauen behaup
tet.98 

Einen anderen Schwerpunkt setzt Anna Dynowska (SD/fraktionslos), die – wie be
reits in der Abtreibungsdebatte – durch ihre liberale Haltung auffällt. Zwar merkt auch 
sie eingangs die Wichtigkeit der Familie an, doch betont sie anschließend die verschie
denen Rollen, Aufgaben und Möglichkeiten von und für Frauen. So setzt sie sich ebenfalls 
für den Einsatz eines Ausschusses für Frauen und Familien ein, meint damit aber etwas 
anderes als ihre Vorrednerin. Ein solcher Ausschuss solle sich mit Fragen der sozialen 
und beruflichen Situation von Frauen einerseits und andererseits grundsätzlich mit der 
Rechtslage von Frauen in der Ehe, ihrer Gesundheit und Bildung befassen. Bezüglich 
Familien sollten deren Lebensbedingungen diskutiert werden, wobei die Abgeordnete 
explizit betont, dass dabei verschiedene Familienmodelle und ihr Funktionieren in den 
Blick genommen werden sollten. Des Weiteren kritisiert sie die hohe Arbeitslosigkeit un
ter Frauen, verursacht insbesondere durch Entlassungswellen in Berufsfeldern, in denen 
selbige vorrangig tätig waren. Die Lösungsvorschläge der Regierung wie etwa öffentliche 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sähen aber nur Stellen für Männer vor und benachtei
ligten Frauen damit eindeutig. Neben all dem solle sich der Ausschuss noch mit staat
lichen Leistungen für Frauen befassen, insbesondere im Bereich von Mutterschaft und 
Kinderbetreuung, sowie in diesem Zusammenhang die Situation von Hausfrauen ana
lysieren.99 Im Vergleich zu ihren Vorrednerinnen vertritt Dynowska ein pluralistisches 
Frauen- und Familienbild und ist zudem die Einzige, die gesellschaftliche Rollenbilder 
und Geschlechternarrative in ihre Überlegungen miteinbezieht und als konstruiert und 
damit veränderbar beschreibt. In der Sejmdebatte nimmt sie so erneut eine Randpositi
on ein. 

Demgegenüber ist Jan Świtka (SD) in dieser Debatte der wohl deutlichste Vertreter 
einer strikten Trennung der Geschlechter sowie ihrer vermeintlichen sozialen Rollen und 

ohne klaren Trend. Inter-Parliamentary Union: Women in Parliaments 1945 – 1995. Worldwide sta
tistical survey. Geneva 1995, S. 208. 

97 Poseł Dorota Kempka: 51. Sitzung Sejm, S. 244–246. 
98 Vgl. dazu: Villa: Geschlecht, S. 289. 
99 Poseł Anna Dynowska: 51 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 14 i 15 lutego 1991 

r., S. 226–228. 
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Aufgaben. Der Abgeordnete, der im Sejm der gleichen Fraktion wie Anna Dynowska an
gehörte, repräsentiert hier die dritte Gruppe, die der vorherigen diametral entgegenge
setzt ist, indem er die Gründung eines Ausschusses unterstützt, den er »Familienaus
schuss« nennen möchte. Er begründet dies damit, dass Familien den wichtigsten Aspekt
der Gesellschaft darstellten und die Frau als Kern der Familie automatisch mitgemeint
sei. Überdies sei »eine moralisch gesunde Familie die Voraussetzung für die Gesundheit
der Nation.«100 Hier tritt wieder das Matka Polka-Motiv zu Tage; so spricht der Abgeord
nete zwar von der Familie, meint aber primär die Frau als deren Kern, wenn er betont:

»Nur eine gut funktionierende Familie – die Schule einer reicheren Menschheit – ist in
der Lage, das dauerhafte Erbe der Nation an kommende Generationen weiterzugeben,
und zwar durch eine moralisch gesunde, patriotisch sensibilisierte, sozial und politisch
reife, menschlich orientierte junge Generation von Polen, die sich ihrer Wurzeln, ihres
nationalen Schicksals und ihres Ethos bewusst ist.«101

Daraus schließt er, dass der Staat alles für den Schutz und Erhalt der Familien, d. h. zur
Verhinderung von Scheidungen tun müsse. In seinem Beitrag wird deutlich, dass er Po
linnen lediglich im Zusammenhang ihrer vermeintlichen Aufgabe in der Familie und der
damit verbundenen, reproduktiven und moralisch konservierenden Rolle für die Nation
sieht.102 Aus seiner Sicht geht es im neu zu schaffenden Ausschuss nur darum, Frauen
in ihrer Funktion innerhalb der Familie zu stärken:

»Neben der Familie ist das zweite Thema des Projekts die Frau, die ihr Kern, Gesicht
und Charakter ist. Sie ist die Quelle der Aktivität der Familie, ihrer Wärme und all des
sen, was man Familienglück nennt.«103

Zugleich zeigt sich bei diesem Abgeordneten, wie er das Verhältnis einer Ehefrau zu ih
rem Mann sieht:

»Schließlich ist die Frau eine praktische Begleiterin im Leben des (Beifall) oft unprak
tischen Mannes, körperlich schwächer als er, aber geistig stärker, widerstandsfähig ge
gen die Schwierigkeiten des Lebens, konkret und praktisch denkend, nicht gleichgültig
gegenüber dem Bösen, sparsam, der Familie ergeben, auf der Suche nach dem Guten
und Schönen. Ansonsten ist sie klug wie ein Mann. (Beifall) (Heiterkeit im Saal) Sie hat
die Fähigkeit, sich in andere hineinzuversetzen. Sie ist eine gute Beraterin, die gute

100 Poseł Jan Świtka: 51 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 14 i 15 lutego 1991 r.
»Zdrowa moralnie rodzina warunkiem zdrowia narodu.«

101 Ebd., S. 228–231. »Tylko należycie funkcjonująca rodzina – będąca szkołą bogatszego człowieczeń
stwa – jest w stanie należycie przekazać przyszłym pokoleniom trwałe dziedzictwo narodu, prze
kazać go przez zdrowe moralnie, wyczulone patriotycznie, dojrzałe społecznie i politycznie, zo
rientowane na człowieka, młode pokolenie Polaków, świadome swoich korzeni, narodowego losu
i etosu.«

102 Vgl. dazu: Bargetz/Ludwig/Sauer: Einleitung, S. 18.
103 Poseł Jan Switka: 51. Sitzung Sejm, S. 228–231. »Drugim, obok rodziny, zagadnieniem projektu jest

kobieta, która stanowi jej rdzeń, oblicze i charakter. Jest ona źródłem aktywności rodziny, jej ciepła
i wszystkiego tego, co się rodzinnym szczęściem zwie.
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Projekte vorschlägt. Verantwortungsbewusst, aufopferungsvoll und geduldig, möchte 
sie anderen helfen (Beifall), den Schwachen, den Bedürftigen.«104 

Mit seiner Aufteilung in die ›natürlichen‹ Sphären und Rollen von Frau und Mann steht 
der Abgeordnete geradezu sinnbildlich für die Normierung von Geschlecht anhand bio
logistischer Argumente.105 Zudem zeigt sich hier, wie die Konstruktion von Frauen auch 
immer der (indirekten) Konstruktion von ›Männlichkeit‹ dient. Ebenso aufschlussreich 
ist, dass Świtka im Vergleich mit den anderen angeführten Abgeordneten sehr viel Ap
plaus und Gelächter erntet; zumindest in Teilen des Parlaments scheinen seine Ausfüh
rungen auf Zustimmung gestoßen zu sein. Diese erhält er in der Namensfrage auch von 
Tadeusz Kowalczyk (OKP), der mit einer vermeintlichen Bevorzugung von Frauen argu
mentiert, da Männer aus seiner Sicht in Familienfragen diskriminiert würden. Ihre Rolle 
in der Familie, bei der Kindererziehung und die von ihnen geleistete materielle Unter
stützung sollten stärker betont werden, weshalb der Ausschuss nur »Familienausschuss« 
heißen solle.106 Mit dieser Forderung geht allerdings keinesfalls die Forderung nach ei
ner größeren Rolle von Vätern in der Care-Arbeit o. Ä. einher; im Gegenteil fühlt sich der 
Abgeordnete schlichtweg diskriminiert, wenn der Ausschuss »Frauenausschuss« hieße. 

Diese Sejmdebatten werfen ein Schlaglicht auf die vorherrschenden Geschlechter- 
narrative und -konstrukte der Abgeordneten, die hier als Repräsentant:innen der Nation 
auftreten.107 Es fällt auf, dass weite Teile des Sejm die Rolle der Frau innerhalb der Fa
milie sehen und die Erwerbsarbeit von Frauen in ihren Augen, wenn überhaupt, nur se
kundär ist. Zudem werden Polinnen – explizit und implizit – als schutzbedürftig darge
stellt und essentialistisch zu einer einheitlichen Gruppe konstruiert.108 Schließlich wer
den sie qua ihrer Rolle als Matka Polka wieder für die Bewahrung der polnischen Na
tion verantwortlich gemacht. Eine Ausnahme bilden lediglich vereinzelte Abgeordne
te wie Anna Dynowska, indem sie die multiplen Rollen, Wünsche und Identitäten von 
Polinnen ansprechen. Die meisten der hier vorgebrachten Argumente sind keineswegs 
neu, sondern finden sich bereits sehr ähnlich in der späten Volksrepublik. Neu sind al
lerdings solche Wortbeiträge, die Frauen als ›natürlich‹ und ›biologisch‹ ungeeignet für 
(Erwerbs)Arbeit außerhalb der Familie erklären. In der sich hier vollziehenden (Re)Defi
nition der Geschlechterrollen werden Frauen von einigen Abgeordneten ausschließlich 
auf ihre reproduktive Rolle reduziert, während Frauen ihre (in der Volksrepublik noch 

104 Ebd. »Kobieta to przecież praktyczna towarzyszka życia (oklaski) jakże często niepraktycznego 
mężczyzna. Słabsza od niego fizycznie, ale mocniejsza psychicznie, odporna na trudy życia, my

śląca konkretnie, praktycznie, nieobojętna na zło, oszczędna, oddana rodzinie, szukająca dobra i 
piękna. Jest inaczej mądra jak mężczyzna. (oklaski) (wesołość na Sali) Posiada zdolność wczuwania 
się w innych. Jest dobrym doradcą, podsuwa dobre projekty. Odpowiedzialna, ofiarna i cierpliwa, 
chce pomagać innym (oklaski), słabym, potrzebującym.« 

105 Bargetz/Ludwig/Sauer: Einleitung, S. 17f. 
106 Poseł Tadeusz Kowalczyk: 51 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 14 i 15 lutego 

1991 r., S. 246. 
107 Dies ist auch der Grund, weshalb ich Parlamentsdebatten und nicht etwa Zeitschriften analysiere. 
108 Auffällig ist überdies, dass in dieser Debatte mehr Frauen zu Wort kommen als beispielsweise 

beim Thema Schwangerschaftsabbruch. Zu vermuten ist, dass Frauen von ihren Fraktionen für die
ses ›Frauenthema‹ als Rednerinnen nominiert wurden. Im Vergleich zur Abtreibungsdebatte war 
es zudem vermutlich weniger ›politisch attraktiv‹. 
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als selbstverständlich vorausgesetzte) Fähigkeit zur Erwerbsarbeit abgesprochen wird.
Männer bleiben hingegen weiterhin die Norm.109

Ein Ausschuss wurde schließlich nicht eingerichtet, sondern lediglich das Amt einer
Regierungsbevollmächtigten für »Frauen und Familien«, welches mit Anna Popowicz be
setzt wurde (einer Juristin, die von 1980 bis 1991 Mitglied der Solidarność und ab 1992 des
KLD, später der UW war) und im Folgenden noch Thema sein wird.110 Auch daran zeigt
sich, dass Frauen zwar als einheitliche Gruppe konstruiert, ihre spezifischen Probleme
im Sejm aber politisch und administrativ marginalisiert wurden.

Kinderbetreuung

Auch das Thema Kinderbetreuung hatte stets eine Geschlechterdimension. Grundsätz
lich ist die diesbezügliche Debatte im Sejm nach der Positionierung zu privater (im Sin
ne unbezahlter Care-Arbeit durch Eltern, Familie usw.) und staatlicher Kinderbetreu
ung strukturiert. Weitere Themen, die in diesem Kontext diskutiert wurden, waren die
Frage des Rentenalters für Frauen sowie die staatliche Unterstützung Alleinerziehender.
Anhand der Beiträge der Abgeordneten zu den genannten Themen zeigt sich, dass eine
Betreuung durch die Mutter für weite Teile des Parlaments insofern die Norm und zu
gleich den Idealzustand darstellte, als dies auch auf Befürworter:innen einer Stärkung
staatlicher Betreuungseinrichtungen zutrifft.

Zunächst fällt auf, dass parteiübergreifend viele Redner:innen auf die katastrophale
finanzielle Lage staatlicher Kinderbetreuungseinrichtungen hinweisen.111 Hierbei geht
es ihnen primär um die Auswirkungen auf Kinder zwischen drei und sechs Jahren, die
nicht ausreichend auf die Schule vorbereitet würden. Hingegen werden die Konsequen
zen für die i. d. R. betreuenden Frauen fast nie thematisiert. Sie kommen meist nur indi
rekt vor, etwa wenn Zofia Wilczyńska (PZPR) darauf hinweist (nachdem sie ebenfalls die
Folgen für die Kinder betont hat), dass eine Einverdienerehe aus finanziellen Gründen
damals nur selten möglich sei, weshalb der herrschende Mangel an Betreuungseinrich
tungen ein beträchtliches Problem darstelle.112 Lediglich Halina Suskiewicz (PZPR), die
nicht zufällig Łódź als Abgeordnete vertrat, merkt an, dass dies die Stadt mit der höchs
ten Frauenerwerbstätigkeit in Polen sei, da hier Frauen wie Männer gleichberechtigt ar
beiteten. Łódź habe deshalb einen besonderen Bedarf an Betreuungseinrichtungen, für
die allerdings das Geld fehle.113 Einzig in dieser Rede werden Männer wie Frauen als auf

109 Vgl. dazu: Bargetz/Ludwig/Sauer: Einleitung, S. 17f.
110 Pełnomocnik Rządu ds. Kobiet i Rodziny Anna Popowicz: 55 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej

Polskiej w dniach 4 i 5 kwietnia 1991 r., S. 97–101.
111 Vgl. Poseł Aleksander Małachowski: 56 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 18,

19 i 20 kwietnia 1991 r., S. 24f.; Poseł Zofia Wilczyńska: 56 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Pol
skiej w dniach 18, 19 i 20 kwietnia 1991 r., S. 61–63.; Poseł Wanda Sokołowska: 56 posiedzenie Sejmu

Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 18, 19 i 20 kwietnia 1991 r., S. 66f.; Poseł Janusz Maćkowia: 56 po
siedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 18, 19 i 20 kwietnia 1991 r., S. 56.

112 Poseł Zofia Wilczyńska: 50 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 24 i 25 stycznia
1991 r., S. 15f.

113 Poseł Halina Suskiewicz: 22 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 22, 23 i 24 lu
tego 1990 r., S. 126–128.
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dem Arbeitsmarkt gleichberechtigt präsentiert, was wiederum als Argument für staat
liche Betreuungseinrichtungen verstanden wird. Letztlich ist augenfällig, dass explizit 
nur die Betreuung von Kindern zwischen drei und sechs Jahren diskutiert wurde. Staat
liche Betreuung für unter Dreijährige zu fordern oder auch nur zu denken, scheint völlig 
abwegig gewesen zu sein. 

Im Gegensatz zu dieser ersten Gruppe hält Stanisław Jasiński (ZSL) Kinderbetreu
ungseinrichtungen generell für unnötig und fordert eine Rückkehr des Landes zum 
Agrarismus (agraryzm). Dies würde alle Betreuungsprobleme lösen, denn: »Die Agrarier 
sind der Meinung, dass der Mensch inmitten seiner Lieben aufwachsen und leben 
sollte. Kinderkrippen, Kindergärten und Pflegeheime sind dann überflüssig.«114 In eine 
ähnliche Richtung argumentiert Stanisław Cieśla (OKP), der Scheidungen erschweren 
(indem etwa Gerichte diese öfter ablehnen sollten) und Ehen fördern möchte. Er erklärt, 
dass jede Scheidung das Band zwischen den Eheleuten sowie zwischen Eltern und 
Kindern durchtrenne. Dies habe den Zerfall der Familie und damit auch der Nation zur 
Folge. Kurz gesagt, er ist gegen staatliche Kinderbetreuung.115 Bei ihm wie auch bei 
seinen Kolleg:innen fällt auf, dass scheinbar jede Ehe – und sei sie noch so zerrüttet – 
als für die Kinder vorteilhaft betrachtet wird. Es ist kein Zufall, dass mit dieser Haltung 
auch eine Verharmlosung von häuslicher Gewalt einhergeht. Zugleich lassen sich dazu 
nur schwer verlässliche Zahlen finden, was sowohl die Zahl von durch ihren Partner 
ermordeten Frauen betrifft (was umgekehrt oder etwa in homosexuellen Beziehungen 
bedeutend seltener vorkam), da die danach aufgeschlüsselten Daten entweder nicht 
vorhanden sind oder nicht veröffentlicht wurden,116 als auch die offiziellen Zahlen zu 
psychischer und physischer Gewalt gegen Partnerinnen. Schätzungen gehen davon aus, 
dass Mitte der 1990er Jahre eine von sechs Frauen in Polen von körperlicher Gewalt in 
der Partnerschaft betroffen war.117 

Auch der Abgeordnete Zdzisław Drela (OKP) ist ein Gegner staatlicher Betreuung. 
Aus seiner Sicht sind die Massenmedien für die Zerstörung von Familien und die Ab
lehnung der ›natürlichen‹ Erziehung von Kindern durch ihre Mütter verantwortlich. Die 
Massenmedien förderten einen Lebensstil, der von Brutalität und Abarten wie Sadismus 
und unnatürlichem Sex geprägt sei oder – in seinen Worten – »der Moderne«. Die Folgen 
seien aus Drelas Sicht beträchtlich: 

»Die Praxis beweist hingegen, dass, wenn Eltern mit sich selbst beschäftigt, in die Ver
gnügungen des Lebens oder des Geschäfts vertieft sind und die Erziehung ihrer Kin
der Dritten oder Einrichtungen überlassen, der Prozess der Bindung an die Mutter, an 

114 Poseł Stanisław Jasiński: 34 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 5 i 6 lipca 1990 
r., S. 178–181. »Agraryści uważają, że człowiek winien wzrastać i żyć w otoczeniu najbliższych. Nie
potrzebne są wtedy żłobki, przedszkola, domy opieki społecznej.« 

115 Poseł Stanisław Cieśla: 33 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 21 i 22 czerwca 
1990 r., S. 230–233. 

116 Grzyb, Magdalena et al.: Exploring the data on femicide across Europe, in: Shalva Weil/Consuelo 
Corradi/Marceline Naudi (Hg.): Femicide across Europe. Theory, research and prevention. Bristol 
2018, S. 96–166, hier: S. 132f. 

117 Women’s Rights Center/Minnesota Advocates for Human Rights/International Women’s Human 
Rights Clinic: Domestic Violence in Poland. Minneapolis 2002, S. 9f. 
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die Eltern, der in der Natur des Kindes programmiert ist, ausbleibt und die Bedingun
gen für die emotionale Entwicklung des Kindes nicht geschaffen werden. Das Kind
kann daher psychopathische Züge entwickeln, mit allen Konsequenzen, die dies mit

sich bringt, oder es kann in infantiler Sehnsucht nach der Liebe seiner Mutter leben
und in Ermangelung selbiger engere Beziehungen zu Gleichaltrigen eingehen und sich
schließlich von seinen gleichgültigen Eltern distanzieren.«118

Drela geht noch weiter und macht die fehlende Zärtlichkeit vieler (arbeitender) Mütter
für den Anstieg von Gewalttaten in Polen verantwortlich, denn: »Wenn der Mensch sich
weiterentwickelt, kann er nur noch in Anlehnung an niedere, ursprüngliche Gefühle le
ben und funktionieren. Dies ist der Ursprung der Psychopathie.«119

Diese drei Abgeordneten Jasiński, Cieśla und Drela lösen mit ihren Ideen prakti
scherweise ganz nebenbei auch die Probleme alleinerziehender Frauen, da diese in Zu
kunft verheiratet und im Familienverbund verbleiben würden. Frappierend ist der de
zidiert ›antimodernistische‹ und ›antiliberale‹ Impetus der Abgeordneten. Der damali
gen gesellschaftlich-wirtschaftlichen Situation in Polen stellen sie eine Art katholisches
Phantasma entgegen, dass in dieser Form nie existierte. Neben diesen simplen ›Lösun
gen‹ für das Problem der Kinderbetreuung wurden auch noch andere Vorschläge geäu
ßert, die sich vor allem der Verbesserung der Lage alleinerziehender Mütter widmen,
während alleinerziehende Väter nur vereinzelt angesprochen werden.

Tatsächlich fordern einige Abgeordnete eine bessere finanzielle Versorgung Allein
erziehender, sei es wie bei Andrzej Borowski (ZSL/PSL) durch den Staat120 oder wie im
Falle Leszek Czerwińskis (PZPR) durch eine stärkere Heranziehung von Vätern bei Un
terhaltsfragen. Der Abgeordnete kritisiert diesbezüglich, dass es sich eingebürgert ha
be, dass nur Frauen für den Unterhalt der Kinder verantwortlich gemacht würden, die
dann wiederum überdurchschnittlich oft von Armut betroffen seien. Seines Erachtens
liege dies daran, dass Mütter diesen zu selten einforderten – einige, weil sie nicht woll
ten, dass sich der Vater in die Erziehung einmische, viele aber auch, weil der gewährte
Unterhalt ohnehin zu niedrig sei oder sie davon ausgehen müssten, vor Gericht gede
mütigt zu werden.121 Exakt das Gegenteil möchte hingegen Maria Dmochowska (OKP)
erreichen. Aus ihrer Sicht solle sich die Sozialpolitik an Ronald Reagan orientieren und

118 Poseł Zdzisław Drela: 37 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 26, 27 i 28 lipca
1990 r., S. 366f. »Praktyka natomiast dowodzi, że tam, gdzie rodzice zajęci są sobą, pochłonięci
uciechami życia, robieniem biznesu, a wychowanie dzieci przekazują osobom trzecim, lub insty
tucjom, nie dochodzi do urzeczywistnienia zaprogramowanego w naturze dziecka procesu przy
wiązania do matki, do rodziców, nie wytwarzają się więc warunki sprzyjające uczuciowemu roz
wojowi dziecka. Mogą się zatem u niego pojawić rysy psychopatyczne, ze wszystkimi tego konse
kwencjami, lub też żyć ono będzie w infantylnej tęsknocie za miłością matki, a z jej braku wejdzie
w bliższe związki z podobnymi sobie rówieśnikami, oddalając się ostatecznie od oziębłych rodzi
ców.«

119 Ebd., S. 30f. »Rozwijającemu się dalej człowiekowi pozostaje żyć i funkcjonować w oparciu wyłącz
nie o uczucia niższe, pierwotne. Taka jest geneza psychopatii.«

120 Poseł Andrzej Borowski: 17 posiedzenie Sejmu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej w dniach 27, 28
i 29 grudnia 1989 r., S. 130f.

121 Poseł Leszek Czerwiński: 32 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 7 i 8 czerwca
1990 r., S. 69–71.
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Ausgaben massiv kürzen, auch für Alleinerziehende, da es immer Menschen gebe, die 
das Leben nicht meisterten und ein überfürsorglicher Staat nur die Anzahl alleinerzie
hender Frauen (samotne matki) erhöhen würde.122 Auffällig ist in diesen Reden, dass le
diglich bei Czerwiński Väter mitgedacht werden – allerdings nur als Unterhaltszahler. 
Eine stärkere (auch immaterielle) Beteiligung an der Kindererziehung ist ebenso wenig 
Thema wie die Tatsache, dass 17 % der Alleinerziehenden Männer waren.123 Schließlich ist 
bemerkenswert, dass die Alleinerziehenden (Frauen) aus Sicht der Abgeordneten immer 
zumindest eine Mitschuld an ihrer Lage trügen. Die jeweiligen Ursachen dafür werden 
nicht diskutiert. Letztlich möchte ich auf eine Rede von Marianna Borawska (PZPR) ein
gehen, die als symptomatisch für den Themenkomplex gelten kann. Im Namen des parla
mentarischen Frauenkreises sprechend hält sie die einzige Rede in dieser Debatte, in der 
alleinerziehende Väter vorkommen. Und gerade anhand der Rede einer Abgeordneten, 
die sich vielfach für die Gleichstellung der Geschlechter einsetzt, offenbart sich, wie tief 
Geschlechternormen semantisch verankert sind. So betont sie: »Der Minister für Arbeit 
und Soziales hat die Tausenden von alleinstehenden Müttern [samotnych matek] und die 
17 % alleinerziehender Väter [ojców samotnie wychowujących swoje dzieci] vergessen […]«124 
Dieses sprachliche Muster findet sich immer wieder auch in anderen Debatten des Sejm. 
So fordert Aleksander Małachowski, die »Diskriminierung alleinstehender Frauen [Dys
kryminacja samotnych kobiet]« zu beenden, und verlangt zugleich auch, »alleinerziehende 
Männer [mężczyzn samotnie wychowujących dzieci]« nicht zu vergessen.125 Alleinerziehen
de Frauen stehen semantisch außerhalb der familiären Norm (sie sind alleinstehend bzw. 
einsam) – Väter hingegen nicht, sie sind lediglich alleinerziehend. Darin spiegelt sich be
reits die Behauptung, dass alleinerziehende Frauen defizitär und ›selbst Schuld‹ an ihrer 
Lage seien, da sie sich beispielweise vom Vater des Kindes getrennt hätten. Umgekehrt 
wird dies alleinerziehenden Vätern nicht vorgeworfen. 

Neben den generellen Diskussionen um Fragen der Kinderbetreuung ist das Thema 
vor allem Teil von Debatten zur Alterssicherung, die damals ebenfalls reformiert wurde. 
Zahlreiche Abgeordnete fordern die Anrechnung von Betreuungszeiten bei der Rente von 
Müttern und wollen (allen) Frauen zudem den vorzeitigen Ruhestand ermöglichen. Der 
Abgeordnete Stanisław Cieśla (OKP) betont, dass (insbesondere berufstätige) Mütter am 
härtesten arbeiten würden und ihnen deshalb ein vorzeitiger Ruhestand zustehe. Mag 
der Abgeordnete bezüglich der Einschätzung der Arbeitsbelastung vermutlich richtig 
liegen, so geht er weder auf die Möglichkeit staatlicher Kinderbetreuung ein, noch kom
men Väter dabei in irgendeiner Form vor.126 Auch bei Kazimierz Ujazdowski (OKP) ist 

122 Poseł Maria Dmochowska: 40 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 27, 28 i 29 
września 1990 r., S. 23–25. 

123 Die Angabe von 17 % taucht immer wieder in Reden auf und ihr wird auch nicht widersprochen, 
weshalb ich sie für verlässlich halte. Offizielle Zahlen habe ich hingegen nicht gefunden, was sym

ptomatisch für die Situation ist. Poseł Marianna Borawska: 77 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej 
Polskiej w dniach 9,10 i 11 października 1991 r., S. 265–267. 

124 Poseł Marianna Borawska: 60. Sitzung Sejm, S. 265–267. 
125 Poseł Aleksander Małachowski: 39 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 4, 5, 6 i 

17 marca 1993 r., S. 154f. 
126 Poseł Stanisław Cieśla: 63 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 13, 14 i 15 czerwca 

1991 r., S. 132–134. 
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dies der Fall; so fordert er, dass Mütter anders behandelt bzw. Erziehungszeiten bei der
Rente voll (und nicht wie geplant teilweise) angerechnet würden. Nur so könnten Frauen
aus seiner Sicht die nötige Beitragszeit bis zur vollen Rente erhalten.127 Allerdings ist –
wie noch zu zeigen sein wird – das Kernproblem der niedrigen Renten von Polinnen vor
allem in ihrem niedrigeren Gehalt, langer Arbeitslosigkeit usw. zu suchen, was hier aber
nicht thematisiert wird.

Entlang der Linie ihrer konservativen Kollegen argumentiert auch Teresa Czarnik-
Sojka (PZPR), die sich dafür bedankt, dass Männer Betreuungszeiten von Müttern an
rechnen lassen wollten, da Frauen stets des Feminismus bezichtigt würden, wenn sie
sich dafür einsetzten.128 Schließlich spricht Anna Kwietniewska (PZPR) für den parla
mentarischen Frauenkreis und folgt dabei ebenfalls der Überzeugung, dass Frauen nicht
nur früher in Rente gehen, sondern Kinderbetreuungszeiten in voller Höhe angerechnet
werden sollten. Auch sie macht deutlich, wie schwer es offenbar sei, sich als Frau für
die Belange von Frauen einzusetzen. Mehrfach betont sie, dass es vielleicht besser wäre,
wenn an ihrer Statt Männer diese Meinung im Sejm verträten.129

Die Debatte um Kinderbetreuung und die Anrechnung von Betreuungszeiten bei der
Rente usw. verdeutlicht, dass Müttern von Abgeordneten aller politischer Lager die Auf
gabe der Kindererziehung und der damit verbundenen Care-Arbeit zugesprochen wird.
Fraktionsübergreifend stellt dies die Norm dar. Abgeordnete aus dem konservativen La
ger begründen dies mit der Verantwortung von Müttern für die lediglich auf diese Weise
zu gewährleistende psychische Gesundheit der Kinder. Nur so bzw. generell durch die
Bewahrung der Familie mittels einer klaren Rollenverteilung sei die polnische Nation
zu retten. Im postkommunistischen Lager – ergänzt um einige Liberale – wird vor al
lem mehr staatliche Unterstützung für Frauen gefordert: Zum einen durch mehr staat
liche Kinderbetreuungseinrichtungen, zum anderen durch Sozialleistungen (insbeson
dere für alleinerziehende Frauen) sowie die Anrechnung von Betreuungszeiten bei der
Rente. Auch hier sind es lediglich Frauen, die für Care-Arbeit verantwortlich gemacht
werden; Väter scheinen mit dem Thema Kinderbetreuung hingegen nichts zu tun zu ha
ben. Wie dominant dieses Narrativ in Polen war (und nach wie vor ist) zeigt sich bei
spielsweise an der Debatte zum sogenannten Krippengesetz (ustawa żłobkowa), das 2011
vom Sejm verabschiedet wurde, um die institutionelle Kinderbetreuung für unter Drei
jährige zu erleichtern.130 In dieser Debatte wandten sich verschiedene konservative Ver
bände massiv gegen den Ausbau staatlicher Kinderbetreuung und schlugen – wenn denn
unbedingt nötig – als Alternative die Betreuung durch Tanten, Großmütter oder andere
Frauen in der Familie vor. Sie beriefen sich dabei auf das Argument, dass aus biologi

127 Poseł Kazimierz Ujazdowski: 63 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 13, 14 i 15
czerwca 1991 r., S. 153f.

128 Poseł Teresa Czarnik-Sojka: 63 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 13, 14 i 15
czerwca 1991 r., S. 55–57.

129 Poseł Anna Kwietniewska: 63 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 13, 14 i 15
czerwca 1991 r., S. 73.

130 Dz.U. 2011 nr 45 poz. 235: Ustawa z dnia 4 lutego 2011 r. o opiece nad dziećmi w wieku do lat 3.

https://doi.org/10.14361/9783839452158-123 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839452158-123 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/


4. Als der Kapitalismus an die Weichsel kam – Geschlecht als (non)existente Kategorie im Systemwechsel 149 

schen Gründen ausschließlich Frauen Kleinkinder erziehen könnten.131 Liberale Stim
men waren wie so oft in der Defensive und reagierten bloß auf diese ›Vorwürfe‹, ließen 
sich also letztlich auf diesen Diskurs ein. 

In den Sejmdebatten fällt zudem auf, dass Erwerbsarbeit von Polinnen und die da
mit einhergehende Notwendigkeit von Kinderbetreuung nur im Rahmen der Unterstüt
zung durch die eigene Familie diskutiert wird. Die (unabhängig) arbeitende Frau gibt es 
nicht als eigenständige Rolle und Identität, sondern sie existiert fast ausschließlich in 
Beziehung zur eigentlichen, sprich: mütterlichen Aufgabe der Frau. Dies spiegelte sich 
insofern in der polnischen Gesellschaft wider, als Frauen massiv angegriffen und als ›un
echte‹ Frauen diffamiert wurden, wenn sie öffentlich die Mutterrolle ablehnten, indem 
sie beispielsweise verkündeten, auch ohne Kinder glücklich und zufrieden zu sein.132 

Diskursiv eng mit dieser Debatte verbunden sind die Themen Erwerbsarbeit bzw. 
Arbeitslosigkeit, die eine erhebliche Geschlechterdimension aufweisen. Im Folgenden 
werde ich diskutieren, ob und wie sich die geschlechterspezifischen Folgen der sozio
ökonomischen Krise ab Ende der 1980er Jahre in den Sejmdebatten niederschlugen. 

Erwerbsarbeit und Arbeitslosigkeit von Frauen in Zeiten der Wirtschaftskrise 

Angesichts der dramatischen wirtschaftlichen Lage in der Legislaturperiode von 1989 bis 
1991 wird auffällig wenig über die sozioökonomische Situation von Frauen diskutiert. 
Auffällig deshalb, da sie – im Gegensatz zu Männern – in den Sejmdebatten ansonsten 
sehr häufig als Diskussionsgegenstand präsent waren. Wurden Themen der Care-Arbeit 
immer im Zusammenhang mit Geschlechternormen (in Bezug auf Frauen) diskutiert, so 
war dies beim Diskurs zur (Erwerbs)Arbeit nur selten der Fall. Dies zeigt, dass der Be
reich der Erwerbsarbeit männlich konnotiert war und es insofern nicht nötig schien, die 
hegemoniale männliche Norm zu diskutieren, als sie bereits ›Normalität‹ war.133 Hinzu 
kommt, dass neoklassische Überzeugungen, die sozioökonomische Unterschiede (Ein
kommen, Arbeitslosigkeit usw.) allein auf individuelle Faktoren wie Arbeitserfahrung 
zurückführen und strukturelle Aspekte wie Geschlecht negieren, im Zuge der ökonomi
schen Reformen in Polen leitend waren.134 In der Sejmdebatte sind es letztlich fast aus
schließlich Abgeordnete der PZPR, die überhaupt die spezifischen Krisenerfahrungen 
von Frauen aufgreifen. Beispielsweise fordert Anna Szymańska-Kwiatkowska (PZPR), 
die Belange erwerbstätiger Frauen stärker in den Fokus rücken, da diese den Großteil 
der Last der Wirtschaftskrise trügen. Viele würden zudem niedrig entlohnt und nicht 
befördert. Unter diesen Bedingungen sei es schwer, einen Haushalt zu führen, zu arbei
ten und Kinder zu erziehen. Die Abgeordnete betont, dass Frauen und sie betreffende 
Themen mehr Einfluss auf die Politik haben sollten − nicht zuletzt, da die soziale und 
berufliche Stellung von Frauen ein Maßstab sowohl für den wirtschaftlichen Fortschritt 

131 Hryciuk, Renata/Korolczuk, Elżbieta: Wstęp. Pożegnanie z Matką Polką?, in: Dies. (Hg.): Pożegnanie 
z Matką-Polką? Dyskursy, praktyki i reprezentacje macierzyństwa we współczesnej Polsce. Warsaw 
2012, S. 8–20, hier: S. 17f. 

132 Hryciuk/Korolczuk: Pożegnanie z Matką-Polką, S. 13f. 
133 Vgl. dazu: Bargetz/Ludwig/Sauer: Einleitung, S. 18f. 
134 Maier, Friederike: Feministische Ökonomie ist immer auch Kritik der herrschenden Wirtschafts

theorien, in: Feministische Studien Vol. 31 (1/2013), S. 131–135, hier: S. 132. 
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als auch für den Demokratisierungsprozess in Polen sei. Szymańska-Kwiatkowska be
tont des Weiteren, dass sich die Lage der Frauen nicht per se verbessere, was sich auch
in den letzten 40 Jahren gezeigt habe.135 Jan Wnuk (PZPR) spricht in seiner Rede eben
falls die spezifische Situation erwerbstätiger Frauen an. Anlass sind die Proteste tau
sender Textilarbeiter:innen in Łódź, die wenige Tage zuvor stattgefunden hatten. Wnuk
betont, dass dieser Industriezweig überwiegend Frauen beschäftige, von niedrigen Löh
nen geprägt und zudem überdurchschnittlich von der Wirtschaftskrise betroffen sei. Er
fordert deshalb ein stärkeres Engagement der Regierung für diesen Zweig, der an sich
viel weltmarktfähiger sei als andere Industrien.136 Beide Abgeordnete heben somit die
spezifischen Probleme von Frauen in der sogenannten Transformationskrise hervor, wo
bei Szymańska-Kwiatkowska die Erwerbstätigkeit von Frauen nicht zuletzt mit der von
ihnen geleisteten Care-Arbeit begründet. Auch Danuta Grabowska (PZPR) fordert, dass
nun vor allem mehr für junge Frauen mit Kindern getan werden müsse, um deren wirt
schaftliche Existenz zu sichern – sei es auf beruflicher Ebene oder durch soziale Stüt
zungsmaßnahmen, wie etwa eine zielgerichtetere Ausbildung oder eine Heranführung
zu öffentlichen Arbeiten.137

Einen anderen Schwerpunkt setzt Dorota Kempka (PZPR) in einer Interpellation:

»Ein moderner Staat, der sowohl die aktuellen Bedürfnisse der Nation erkennt als auch
um seine Zukunft besorgt ist, sollte Mechanismen einführen, die die Möglichkeit der
Wahl schaffen zwischen der beruflichen Aktivierung von Frauen und der normalen Ent
wicklung von Kleinkindern.«138

Sie fordert deshalb eine laufend an die Inflation angepasste Erhöhung der Familienzula
gen sowie regelmäßige Anpassungen der Vergütung für die Erziehungszeit.139 Aus ihrer
Sicht sollten also die Mütter von »Kleinkindern« (wenn möglich) nicht erwerbstätig sein.

Argumentierten diese Abgeordneten alle für einen Ausbau bzw. das Ende des Rück
baus von Sozialleistungen für Frauen und insbesondere Mütter, so vertritt Jerzy Kora
lewski (OKP) eine gänzlich andere Sicht. In Anbetracht der hohen Arbeitslosigkeit von
Frauen schlägt er vor, den Druck auf Arbeitslose – und damit in der Mehrzahl Frauen –
zu erhöhen, indem insbesondere Sanktionen ausgebaut werden sollten.140 Auffällig ist
an seiner Rede, dass seines Erachtens nicht nur die hohe Zahl arbeitsloser Pol:innen mit
fehlendem Druck zu erklären sei, sondern gerade die höhere Zahl arbeitsloser Frauen,

135 Poseł Anna Szymańska-Kwiatkowska: 4 posiedzenie Sejmu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej w
dniach 31 lipca, 1 i 2 sierpnia 1989 r., S. 112f.

136 Poseł Jan Wnuk: 61 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 23, 24 i 25 maja 1991 r.,
S. 314–316.

137 Poseł Danuta Grabowska: 54 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 21, 22 i 23
marca 1991 r., S. 214–216.

138 Poseł Dorota Kempka: 21 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 22, 23, 24 i 25 lipca
1992 r., S. 10. »Nowoczesne państwo dostrzegające zarówno bieżące potrzeby narodu, jak i trosz
czące się o jego przyszłość powinno wprowadzić mechanizmy stwarzające możliwość wyboru mię

dzy aktywizacją zawodową kobiet a normalnym rozwojem małych dzieci.«
139 Ebd.

140 Poseł Jerzy Koralewski: 54 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 21, 22 i 23 marca

1991 r., S. 198–201.
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die im Zweifelsfall weniger arbeitswillig seien als Männer. Wie in Abschnitt 4.3 zu zeigen 
sein wird, ist genau das Gegenteil der Fall. 

Neben diesen wenigen Beiträgen, die die Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit von 
Frauen diskutieren, gibt es noch einige, die sich um deren Arbeitssicherheit sorgen, wo
bei erneut weniger Frauen als deren Kinder im Vordergrund stehen – etwa wenn Jan Sro
czyński (PZPR) auf den Arbeitsschutz von Schwangeren eingeht. Diese sollten zwischen 
der sechsten und zwölften Schwangerschaftswoche nicht in »Umweltkatastrophenge
bieten« arbeiten, da diese Phasen der Schwangerschaft besonders kritisch seien und es in 
solchen Gebieten vermehrt zu Fehlbildungen oder spontanen Aborten komme.141 Alicja 
Bieńkowska (PZPR) befürchtet wiederum schlimme Folgen für die Kinder, wenn Arbeits
plätze von Frauen nicht besonders geschützt würden, sowie, dass sich ein Arbeitsplatz
wechsel berufstätiger Frauen negativ auf bereits geborene Kinder auswirke.142 Erneut 
kommen Frauen nur in Bezug auf ihre Mutterrolle vor. So fordern die PZPR-Abgeordne
ten – ganz in der Tradition der 1980er Jahre in der Volksrepublik – vor allem Sozialleis
tungen für Mütter und nicht etwa Unterstützungsmaßnahmen für Frauen generell, die 
im Zuge der Transformationskrise von geschlechterspezifischen Benachteiligungen wie 
(höherer) Arbeitslosigkeit betroffen waren. Auch in Debatten, die vorgaben, über die Er
werbsarbeit von Frauen zu sprechen, ging es letztlich primär um Care-Arbeit. Die Rolle 
der Care-Arbeiterin ist auch hier die unhinterfragte Norm, sodass die Rolle der Frau als 
Erwerbsarbeiterin eine weitgehende Leerstelle bleibt.143 In den untersuchten Debatten 
stellten auch Männer eine weitgehende Leerstelle dar. Aus diesem Grund analysiere ich 
im folgenden Abschnitt die Konstruktion von ›Männern‹ und ›Männlichkeiten‹ und stelle 
sie explizit der Konstruktion von ›Frauen‹ und ›Weiblichkeiten‹ gegenüber. 

Rentner, Bürger, Päpste und Frauen – Geschlechterbilder in den Debatten des Sejm 

Es gibt nur wenige Wortbeiträge, die sich explizit mit Männerbildern auseinanderset
zen, ihre gesellschaftlichen Aufgaben, Identitäten oder Rollen diskutieren. Dies wird 
beispielweise daran deutlich, dass von den 148 Redebeiträgen im Korpus, in denen 
mężczyzna erwähnt wird, der Großteil das Rentenalter von Männern beschreibt (nicht 
diskutiert) oder darauf hinweist, wie viele Männer in den 1980er Jahren vom Regime 
verhaftet wurden. Anders gesprochen wird der Begriff vor allem für Aufzählungen und 
Statistiken verwendet und nicht, um (explizit) über Männer oder gar Männlichkeitskon
zepte zu diskutieren – was zunächst nicht weiter überraschend ist, gelten sie doch als 
Norm.144 

141 Poseł Jan Sroczyński: 54 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 21, 22 i 23 marca 
1991 r., S. 330f. 

142 Poseł Alicja Bieńkowska: 17 posiedzenie Sejmu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej w dniach 27, 28 
i 29 grudnia 1989 r., S. 119. 

143 Bezüglich der Rolle von Frauen und der Reproduktion finden sich noch viele weitere Leerstellen, 
die im weiteren Verlauf dieses Kapitels noch diskutiert werden. 

144 Kraft, Claudia: Die Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen: Die Rolle der Kategorie Geschlecht in 
den Demokratisierungsprozessen in Ost- und Westeuropa seit 1968, in: L’homme Vol. 20 (2/2009), 
S. 13–30, hier: S. 22. Gleiches gilt für andere staatssozialistische Staaten wie z. B. Ungarn, vgl. da
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Einer der wenigen Beiträge im Sejm, die explizit Eigenschaften oder Merkmale von
Männern verhandeln, stammt vom Abgeordneten Zbigniew Drela (OKP), der sich im
mer wieder dafür einsetzt, dass der Zugang zu Erotikmagazinen eingeschränkt wer
de. Er begründet dies damit, dass diese Männer zwängen, sexuell zu reagieren: »Diese
Geschlechtsmerkmale sind Schlüsselreize, sie sind Signale der biologischen Natur, die
bei Männern instinktive sexuelle Reaktionen auslösen, die sexuelle Erregung hervorru
fen.«145

Diese im Rahmen einer parlamentarischen Fragestunde angebrachte Kritik seitens
des Abgeordneten lässt tief blicken. In diesem Zitat und vor allem in Drelas gesamten
Wortbeitrag werden Männer als von ihrer Natur gesteuert dargestellt, wohingegen Frau
en dieses Problem nicht zu haben scheinen bzw. in seiner Argumentation nur als Objekte
vorkommen, auf die Männer reagieren. Daraus lässt sich auf ein Geschlechterbild schlie
ßen, dass von biologistischen Überzeugungen geprägt ist und die Vorstellung von sozial
und kulturell konstruierten Geschlechterrollen ablehnt. Dies zeigte sich bereits im Un
terkapitel zum Thema Kinderbetreuung, als Drela dadurch auffiel, dass er bezahlt ar
beitende Mütter für die zunehmende Gewalt in Polen verantwortlich machte.146 Zusam
menfassend sind die Geschlechternarrative des Abgeordneten schlichtweg als misogyn
zu bezeichnen.

Diese Einschätzung trifft auch auf Tadeusz Kowalczyk (OKP) zu, der sich bereits über
die Diskriminierung von Männern beim Sorgerecht beklagte und dies ebenfalls beim
Thema des Rentenalters tut. Aus seiner Sicht sei es ungerecht, dass Männer nach 35 und
Frauen nach 30 Arbeitsjahren in Rente gingen.147 Mit dieser Position geht allerdings kei
nesfalls die Forderung nach Gleichberechtigung in allen Bereichen einher. Vielmehr ist
der Abgeordnete beispielsweise ein entschiedener Gegner von Schwangerschaftsabbrü
chen, die er als Mord bezeichnet, und befürchtet, dass ihretwegen »die weiße Rasse« bald
aussterben würde.148 Auch lehnt er jede Sonderregelung für Frauen etwa im Rahmen von
Care-Arbeit als kommunistisches Überbleibsel ab, das Männer benachteilige. Auf die vie
len Gesetze, die viele Berufe nur für Männer reservieren, kommt er dabei nicht zu spre
chen. Kowalczyk bleibt in seiner Argumentation äußerst partikularistisch.

Einen anderen Schwerpunkt setzt die Abgeordnete Barbara Czyż (ZSL). In einer
Interpellation an den Finanzminister betont sie, dass polnische Männer im europäi
schen Vergleich die höchste Übersterblichkeit im erwerbstätigen Alter hätten; Ursache
dafür seien Alkohol- und Tabakmissbrauch. Dagegen unternehme die aktuelle Regie
rung allerdings nichts bzw. verhindere diesen Kampf sogar. Dies müsse sich aus ihrer

zu: Zimmermann, Susan: Gender Regime and Gender Struggle in Hungarian State Socialism, in:
Aspasia Vol. 4 (1/2010), S. 1–24.

145 Poseł Zbigniew Drela: 51 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 14 i 15 lutego 1991
r., S. 105. »Znamiona te są kluczowymi bodźcami, są sygnałami natury biologicznej wyzwalającymi

u mężczyzn instynktowe reakcje płciowe, wyzwalającymi rozbudzenie płciowe.«
146 Poseł Zbigniew Drela: 56 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 18, 19 i 20 kwietnia

1991 r., S. 30f.
147 Poseł Tadeusz Kowalczyk: 73 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 12, 13 i 14

września 1991 r., S. 62–64.
148 Ders.: 60 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 16 i 17 maja 1991 r., S. 159–161.
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Sicht ändern, indem mehr Geld in Präventivmaßnahmen investiert werde.149 Mit ihrem 
Beitrag spricht die Abgeordnete einen wichtigen Punkt an, nämlich die Tatsache, dass 
zwischen 1970 und 1990 die Lebenserwartung von Männer in der Volksrepublik bei 
rund 66 Jahren verharrte, bei Frauen aber um 2,5 Jahre anstieg.150 Als Einzige zeigt sie 
damit auf – auch wenn sie das so wohl nicht unterschreiben würde –, warum die vor
herrschenden Geschlechternarrative und Rollenbilder auch für Männer Nachteile mit 
sich bringen (können), und warum ein Aufbrechen dieser Überzeugungen für alle von 
Vorteil wäre.151 Medizinisch-soziologische Studien weisen darauf hin, dass die erhöhte 
Sterblichkeit unter Männern nicht zuletzt mit bestimmten männlich konnotierten 
Verhaltensweisen zusammenhängt wie Gewalt, übermäßigem Alkohol- und Tabakkon
sum, schlechter Ernährung (vor allem bei unverheirateten Männern) sowie fehlender 
Gesundheitsvorsorge.152 

Insgesamt fällt auf, dass in der gesamten Legislaturperiode nur sehr selten vom Vater 
(ojciec) eines Kindes die Rede war; sehr oft hingegen vom Papst als heiligem Vater (Ojciec 
święty). Die Identifikation mit der Rolle als Vater eines Kindes scheint zumindest in der 
Sejmdebatte kaum eine Rolle zu spielen. Männer kommen nur in ihrer jeweiligen gesell
schaftlichen Rolle vor, sei es als ›Problemmänner‹ (Alkoholiker), ›Heilige‹ (der Papst) oder 
in ihren verschiedenen Berufsgruppen. Dieses Fazit ändert sich auch nicht durch die – 
lediglich zwei – Redebeiträge, die (alle) Männer als triebgesteuert und zugleich diskri
miniert beschreiben. 

Vom 27. bis zum 29. Dezember 1989 diskutierte der Sejm über Änderungen in der 
Verfassung der Volksrepublik Polen bzw. zukünftig der Republik Polen. Dorota Kemp
ka (PZPR) wollte im Zuge selbiger erreichen, dass bereits im ersten Absatz stünde: »Die 
Republik Polen […] schützt in der Sorge um die Entwicklung der Nation die Familie, die 
Mutterschaft und die Erziehung ihrer jüngsten Bürger.«153 Dies wurde vom zuständigen 
Gesetzgebungsausschuss abgelehnt, da Ehe, Mutterschaft und Familie bereits eigens in 
der Verfassung verankert seien.154 Mutterschaft wird dort neben Familie und Kinderer
ziehung als eigener Wert, als einer der drei Pfeiler (zum Schutze) der Nation genannt, 
was – wie sich aus der Debatte schlussfolgern lässt – auch unumstritten zu sein schien. 
Vergleicht man die kleine polnische Verfassung von 1992, die in vielen Teilen noch der 

149 Poseł Barbara Czyż: 16 posiedzenie Sejmu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej w dniach 17, 18, 19 i 
20 grudnia 1989 r., S. 11f. 

150 World Bank: Life expectancy. 
151 Diesbezüglich ist auch ein Vergleich mit Ungarn und Tschechien für den Zeitraum von 1990 bis 

2021 aufschlussreich, der zunächst zeigt, dass Tschechen durchgängig ca. zwei Jahre länger lebten 
als Polen und Ungarn. Im Geschlechtervergleich geht der Unterschied bis 2004 (und 2016) zurück, 
bevor dieser (im Zuge des COVID-19-Pandemie) wieder steigt. Heute haben Frauen in Polen bei 
der Geburt eine Lebenserwartung von 79,7 Jahren, Männer von 71,7 Jahren. Damit fielen polnische 
Männer zwischen 1990 und 2021 auch im EU-Durchschnitt weiter zurück. Ebd. 

152 Vgl. dazu: McKee, Martin/Shkolnikov, Vladimir: Understanding the toll of premature death among 
men in eastern Europe, in: British Medical Journal (BJM) Vol. 323 (7320/2001), S. 1051–1055. 

153 Poseł Dorota Kempka: 17 posiedzenie Sejmu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej w dniach 27, 28 i 29 
grudnia 1989 r., S. 223. »Rzeczpospolita Polska. […] W trosce o rozwój narodu otacza opieką rodzinę, 
macierzyństwo i wychowanie najmłodszych swoich obywateli.« 

154 Poseł Hanna Suchocka: 17 posiedzenie Sejmu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej w dniach 27, 28 i 
29 grudnia 1989 r., S. 272–275. 
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Verfassung der Volksrepublik entspricht155, mit anderen europäischen Verfassungen, so
fällt die besondere Hervorhebung von Mutterschaft auf. In vielen anderen Staaten wie
etwa der ebenfalls postsozialistischen, aber areligiös geprägten Tschechischen Republik
oder dem laizistischen Frankreich ist die Mutterschaft nicht als eigener Wert in der Ver
fassung aufgeführt. In anderen Ländern wie dem katholischen Spanien kommt sie deut
lich später als Unterpunkt vor, ähnlich im deutschen Grundgesetz, wobei dort die Mutter
und nicht die Mutterschaft zu schützen sei. Überdies fällt auf, dass in keiner der anderen
Verfassungen eine Verbindung von Mutterschaft und der Entwicklung der Nation her
gestellt wird; vielmehr zeigt sich hier erneut die Fortsetzung des Matka Polka-Narrativs.
Auch ist Polen in diesem Punkt geradezu ein Paradebeispiel biopolitischer Normierung,
indem Frauen zur »demographischen und ökonomischen Stärkung« der Nation primär
Mütter zu sein hatten.156 Diese biologistische Normierung von Frauen zeigt sich in den
Debatten des Sejm an zahlreichen Beispielen; so etwa, wenn der Vizesejmmarschall Ta
deusz Fischbach (PZPR) die im Sejm anwesenden Politikerinnen zum Weltfrauentag 1990
mit folgenden Worten begrüßt:

»Aber an diesem Arbeitstag ist es angebracht, sich vor dem schöneren Teil des polni
schen Parlaments zu verneigen, vor unseren Damen, und – in Gedanken an sie – auch
allen polnischen Frauen (Beifall) alles Gute zu wünschen. Sie sind, waren und werden
immer der Kitt der Familie und der Nation sein. Liebe, gnädige Damen, wir wünschen
Ihnen alles erdenkliche Gute für die Zukunft.«157

Gerade in diesem parlamentarischen Kontext fällt auf, dass er die Abgeordneten weder
als Politikerinnen anspricht noch für ihre Arbeit als solche im Sejm auszeichnet, sondern
für ihre (allgemein vorausgesetzte) Care-Arbeit, ihr Aussehen und ihre Rolle bei der Be
wahrung der Nation. Diese Marginalisierung und Banalisierung von Frauen war typisch
für die öffentlichen und parlamentarischen Debatten.158

Eine weiterer Wortbeitrag, der dieses Frauenbild reproduziert, stammt von Czesław
Kiszczak, seines Zeichens Innenminister (31. Juli 1989 – 6. Juli 1990) und Mitglied des Zen
tralkomitees der PZPR. Er war vonseiten der Partei als Ministerpräsident vorgesehen ge
wesen, scheiterte aber am Seitenwechsel von ZSL und SD. Vor der entscheidenden Wahl
hielt er am 2. August allerdings noch eine Bewerbungsrede, in der er seine Einschätzung

155 Faktisch handelte es sich weiterhin um die Verfassung von 1952 (inklusive der Änderungen von
1976), die in einigen entscheidenden Punkten wie der Gewaltenteilung allerdings geändert wor
den war.

156 Lorey: Macht, S. 59.
157 Wicemarszałek Tadeusz Fischbach: 23 posiedzenie Sejmu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej w

dniach 8 i 9 marca 1990 r., S. 36. »Ale jest w tym naszym roboczym dniu miejsce, aby pokłonić się
piękniejszej części polskiego parlamentu, naszym paniom, a z myślą o nich – wszystkim Polkom
(oklaski) życzyć wszystkiego, co najlepsze. Są one, zawsze były i będą spoiwem rodziny i narodu.
Szanowne, Łaskawe Panie, składamy wam najserdeczniejsze życzenia z myślą o przyszłości.«

158 Krzyżanowska, Natalia: Denying the right to speak in public. Sexist and homophobic discourses in
post-1989 Poland, in: Galasińska, Aleksandra/Galasiński, Dariusz (Hg.): The Post-Communist Con
dition. Public and private discourses of transformation. Amsterdam/Philadelphia 2010, S. 105–129,
hier: S. 105f.
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der aktuellen Lage sowie seine Pläne darlegte, die Notwendigkeit von Einsparungen und 
Reformen betonte, aber auch versprach: 

»Die Regierung wird sich stets der dringenden Notwendigkeit bewusst sein, die alltäg
lichen Unannehmlichkeiten der Bürger, insbesondere der Frauen, Mütter und Ehefrau
en sowie der älteren Menschen – der Arbeitsveteranen, Rentner und Pensionäre – zu 
lindern.«159 

Hier zeigt sich wieder, dass nur Frauen als eigene Gruppe genannt werden, und zwar als 
besonders schützenswerte Gruppe, während Männer lediglich als Teil anderer Gruppen 
vorkommen. Ferner fällt auf, dass neben Frauen generell Mütter und Ehefrauen einzeln 
aufgezählt werden; nicht etwa Arbeiterinnen. 

Reproduzierten diese beiden (männlichen) Abgeordneten der PZPR die bereits in der 
Volksrepublik propagierten Geschlechternarrative, so finden sich vonseiten anderer Ab
geordneter noch deutlich radikalere Ansichten über die vermeintlich natürlichen Rollen 
der Geschlechter. Die wohl patriarchalsten Geschlechternarrative vertraten im Kontrakt
sejm die Abgeordneten der ZChN. Neben den bereits mehrfach durch ihre fundamen
talkatholische Positionierung aufgefallenen Abgeordneten Jan Łopuszański und Marek 
Jurek lässt auch der Dritte der selbsternannten »drei Musketiere« (trzej muszkieterowie 
ZChN) – Stefan Myszkiewicz-Niesiołowski – keinen Zweifel an seinem Rollenbild. In der 
Sejmdebatte um die Liquidierung des RSW (Robotnicza Spółdzielnia Wydawnicza »Prasa- 
Książka-Ruch«)160 griff er die Befürworter:innen des Erhalts des RSW hart und persönlich 
an, insbesondere Izabella Sierakowska161, betont in Bezug auf letztere aber noch gönner
haft: »Meiner Meinung nach verdient jeder Mut Anerkennung, vielleicht insbesondere 
dann, wenn er von einer Frau gezeigt wird.«162 Diese drei Abgeordneten machen keinen 
Hehl daraus, dass der Raum für Frauen aus ihrer biologistisch und mit der katholischen 
Lehre begründeten Sicht lediglich im Privaten – sprich: in der Familie – liege und sie 
nichts in der Politik zu suchen hätten. 

Neben dem Extrembeispiel der ZChN finden sich viele weitere Beiträge, die als Kom
mentar, Bemerkung oder in einem Nebensatz ein bestimmtes Frauenbild konstruieren. 
Auch Politikerinnen wie die Abgeordnete des Bürgerkomitees Maria Dmochowska (OKP) 
reproduzieren dabei – teils ernsthaft, teils ironisch – gängige Klischees, etwa indem sie 
in einer Debatte zur Zukunft der Rente anmerkt, dass sie einen Fehler gemacht habe, 

159 Minister spraw wewnętrznych Czesław Kiszczak: 4 posiedzenie Sejmu Polskiej Rzeczypospolitej 
Ludowej w dniach 31 lipca, 1 i 2 sierpnia 1989 r., S. 204–209. »Rząd będzie miał stale na uwadze 
pilną potrzebę złagodzenia codziennych niedogodności, jakie znoszą obywatele, zwłaszcza ko
biety, matki i żony oraz ludzie w starszym wieku – weterani pracy, emeryci i renciści.« 

160 Diese Arbeiterverlagsgesellschaft war ein von der PZPR gegründetes Zeitungs- und Verlagsmono

pol, das auch zahlreiche Immobilien besaß und einen Großteil der Einnahmen der PZPR generier
te. 

161 Poseł Izabella Sierakowska: 24 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 22, 23 i 24 
marca 1990 r., S. 65–68. 

162 Poseł Stefan Myszkiewicz-Niesiołowski: 24 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 
22, 23 i 24 marca 1990 r., S. 78f. »Moim zdaniem każda odwaga zasługuje na uznanie, może szcze
gólnie kiedy ją prezentuje kobieta.« 
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und dies folgendermaßen kommentiert: »Ich entschuldige mich noch einmal bei Ihnen,
es war alles meine Schuld, aber Sie wissen ja, dass Frauen manchmal ihre linke Hand mit
der rechten verwechseln.«163

Neben den genannten Abgeordneten, die letztlich allen Frauen ihre Gleichwertig
keit in der öffentlichen Sphäre absprechen, gibt es mit Anna Dynowska (SD/fraktionslos)
auch eine Abgeordnete, die diesbezüglich ein ›positives‹ Frauenbild vertritt. Sie spricht
im Zuge einer Debatte vom 9. und 10. Mai 1991 über die Ansetzung von Neuwahlen für
den parlamentarischen Frauenkreis. Aus ihrer Sicht seien Frauen die pragmatischste
Wähler:innengruppe und sollten endlich einen neuen, ihre Interessen vertretenden Sejm
wählen. Dies sei angesichts der Gefahren für die junge Demokratie unabdingbar, die so
wohl von der Abwertung des Sejm vonseiten des zunehmend autoritär agierenden Prä
sidenten (gemeint ist Lech Wałęsa) wie auch von der fundamentalistischen katholischen
Kirche ausgehe. Hinzu kämen wirtschaftliche, soziale und politische Spannungen, die
Frauen am stärksten zu spüren bekämen. Frauen würden viel rationaler agieren als Män
ner und durchaus bemerken, dass sie in ihren Grundrechten und Freiheiten bedroht sei
en.164 Auch Dynowska sieht Polinnen als eine eigene Gruppe mit spezifischen – sozia
len und politischen – Interessen, die auch politisch verändert werden können und soll
ten. Frauen sind bei ihr also eine soziale und keine von Natur aus festgesetzte Gruppe,
was einen qualitativen Unterschied darstellt. Als eine der wenigen Parlamentarier:innen
nimmt sie wahr, dass der Systemwechsel für Frauen keineswegs nur mit einem ›Mehr an
Freiheit‹ einherging, sondern vielmehr ein ›conservative backlash‹ in geschlechterpoliti
schen Fragen stattfand.

Schließlich möchte ich noch auf das am 2. April 1991 eingerichtete Amt für Frau
en- und Familienfragen sowie die Rede der Bevollmächtigten Anna Popowicz eingehen.
Dieses Amt war ein reines Beratungs- und Initiativgremium; die Bevollmächtigte konn
te Analysen erstellen, die Einhaltung internationaler Abkommen überprüfen und ein
fordern sowie Gesetzesvorschläge entwerfen oder sich an solchen beteiligen (die aller
dings lediglich Vorschläge darstellten). Mit dem Amt ging keine Exekutivmacht einher.
Des Weiteren sollte sich die Bevollmächtigte mit dem Thema der Gleichberechtigung
von Frauen sowie mit Familien-, Kinder- und Jugendpolitik beschäftigen.165 An diesem
Amt verdeutlichen sich die bisher gewonnen Erkenntnisse: Erstens gehören aus Sicht der
meisten Abgeordneten ›Frauenfragen‹ sowie Themen der Care-Arbeit zusammen. Zwei
tens hat die Bevollmächtigte kaum eigene Mittel zur Durchsetzung von Maßnahmen für
die Gleichberechtigung der Geschlechter usw.; vielmehr handelt es sich um eine beraten
de Institution, ohne wirkliche politische Macht. Schließlich scheint bei diesem Thema

unter den Abgeordneten völliges Desinteresse zu herrschen, weshalb Popowicz mitten
in ihrem Bericht bezüglich der Lage von Frauen feststellt: »Ich sehe, dass vonseiten der

163 Poseł Maria Dmochowska: 28 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 26, 27 i 28
kwietnia 1990 r., S. 299. »Jeszcze raz Państwa przepraszam, wszystko wyniknęło z mojej winy, ale
Państwo wiedzą, że kobiety czasem mylą rękę lewą z prawą.«

164 Poseł Anna Dynowska: 59 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 9 i 10 maja 1991
r., S. 209–212.

165 Bevollmächtigte der Regierung für Frauen und Familie Anna Popowicz: 55. Sitzung Sejm, S. 97–101.
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Hohen Kammer kein großes Interesse an diesem Amt besteht, daher gehe ich nach dieser 
kurzen Information zur Beantwortung der parlamentarischen Anfrage über.«166 

Die Einrichtung dieses Amtes, dass letztlich als Alibiinstitution gedacht war, zeigt 
die im Kontraktsejm vorherrschenden Geschlechternarrative exemplarisch auf und gibt 
zugleich einen ersten Ausblick auf Geschlechterpolitiken in dieser Legislaturperiode. 

Aus den in diesem Abschnitt diskutieren Geschlechterbildern lassen sich drei allge
meine Erkenntnisse ziehen. Zum einen, dass Frauen als eigene Gruppe mit angeblich 
spezifischen Merkmalen und Rollenvorstellungen konstruiert werden, Männer hingegen 
nicht. Daran wird deutlich, dass männliche Rollenbilder nicht hinterfragt wurden und 
vor allem die Norm darstellten. Auffällig ist dies insbesondere im Vergleich zur ständi
gen Reproduktion weiblicher Identitäten und Rollenbilder, zumal diese diskursive Kon
struktion weiblicher Normen als all das, was Männer nicht seien, zugleich konstitutiv 
für die Aufrechterhaltung des geltenden Männerbildes ist.167 Zum anderen zeigt sich die 
im Großteil der Beiträge deutlich gewordene, scheinbar automatische Verknüpfung der 
Frauen- mit der Mutterrolle. Je nach politischer Ausrichtung ging damit eine Abwertung 
bzw. regelrechte Negierung einer politischen und öffentlichen Rolle für Polinnen oder ei
ne Verknüpfung dieser Rolle mit ›Frauenthemen‹ wie Familie, Jugend und Kindern ein
her. Nur selten stellten plurale und selbstbestimmte Geschlechterrollen eine denkbare 
Option dar. An diesen Sejmdebatten zeigt sich deutlich, dass »Geschlechterwissen […] 
die sozialen Rollen, Identitäten und Selbstverständnisse von Subjekten in modernen Ge
sellschaften [begründet und strukturiert],«168 was sowohl für die Volksrepublik als auch 
für das postkommunistische Polen gilt. In diesem Bereich fallen starke Kontinuitäten 
auf, die auch bei einem anderen Akteur – der katholischen Kirche – zu beobachten sind. 

Die katholische Kirche – im und außerhalb des Sejm 

Viele Positionen der katholischen Kirche von 1980/81 in Bezug auf Geschlechterrollen 
bleiben auch zwischen 1989 und 1991 unverändert. So gelten weiterhin die Grundsät
ze der Enzyklika Laborem Exercens169 und die damit einhergehende Forderung nach einer 
Aufrechterhaltung der ›natürlichen Geschlechterordnung‹ im Bereich der Arbeit und des 
Familienlebens, d. h. die Aufteilung in private, unbezahlte Care-Arbeit, die von Frauen 
zu erledigen sei, und im öffentlichen Raum stattfindende, bezahlte Erwerbsarbeit von
seiten der Männer. Jegliche Abweichung von dieser Rollenaufteilung ist zu begründen 
und darf die eigentliche Geschlechteridentität nicht gefährden. Die beiden weiteren So

166 Ebd. »Rozumiem, że nie ma większego zainteresowania tym urzędem ze strony Wysokiej Izby, a 
więc po tej krótkiej informacji przystępuję do udzielenia odpowiedzi na interpelację poselską.« 

167 Vgl. Bargetz/Ludwig/Sauer: Einleitung, S. 17f. 
168 Kerner, Ina/Saar, Martin: Das Geschlechterwissen des Staates: Gouvernementalität, Macht, Neoli

beralismus, in: Brigitte Bargetz/Gundula Ludwig/Birgit Sauer (Hg.): Gouvernementalität und Ge
schlecht: Politische Theorie im Anschluss and Michel Foucault. Frankfurt a. M. 2015, S. 117–138, hier: 
S. 124. 

169 Johannes Paul II.: Laborem Exercens. 
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zialenzykliken Sollicitudo rei socialis170 (1987) und Centesimus annus171 (1991) ändern nichts
an diesem Bild. Letztere betont erneut die Notwendigkeit eines besonderen Schutzes
von Frauen am Arbeitsplatz und übt Kritik daran, dass im Kapitalismus – wie schon im
Sozialismus – die Güterproduktion zu wenig Rücksicht auf Geschlechterunterschiede
nehme. Hinzu kommt die Forderung nach einer Ausrichtung der Sozialpolitik auf die
Familie, insbesondere Kinder.172 Des Weiteren werden die vornehmlichen Rechte eines
jeden Menschen explizit hervorgehoben, sprich: das Recht auf Leben und das Recht auf
eine geeinte Familie.173 Schließlich wird kritisiert, dass Ehe und Kinder nur als eine Opti
on unter vielen gesehen würden und nicht als Grundlage von allem gälten, als »das Hei
ligtum des Lebens«.174 Neu ist hier die mehrfache explizite Betonung innerhalb einer
Sozialenzyklika, dass Schwangerschaftsabbrüche illegitim seien. Die Haltung bezüglich
des Themas Verhütung bleibt wie bereits in der vorangegangenen Enzyklika Sollicitude
rei socialis äußerst restriktiv. Dort wird vor Geburtenkontrolle gewarnt, die oft im Wider
spruch zur kulturellen und religiösen Identität des betreffenden Landes stehe, während
Kampagnen für Verhütungsmethoden häufig aus dem Ausland bezahlt würden.175 Hier
findet sich eine indirekte Kritik an der (neo)liberalen Durchdringung Ostmitteleuropas
durch internationale Organisationen und NGOs, wobei zumindest implizit antisemiti
sche Narrative – ›internationalistische, globalistische Kräfte‹ – anklingen, die vonseiten
der katholischen Kirche und vor allem von Kardinal Józef Glemp immer wieder promi
nent vertreten wurden.176

Narrative wie die Trennung der Arbeit anhand von Geschlechtergrenzen, die Beto
nung der Familie und eine strikte Ablehnung des Schwangerschaftsabbruchs fanden sich
bereits bei solchen Sejm-Abgeordneten, die sich auch im politischen Sinne als katholisch
verstanden. Hatte die katholische Kirche 1980/81 eine große Machtfülle in der Volksre
publik erreicht, so nutzte sie diese nach 1989, um ihren politischen Einfluss auszubau
en.177 Dabei agierte die katholische Kirche in Polen vor allem als institutional actor, d. h. sie
übte direkten Einfluss auf staatliche Organe wie Parlament, Präsident oder das Verfas
sungsgericht aus und weniger über gesellschaftliche Mobilisierung wie in anderen eu

170 Johannes Paul II., Papst: Sollicitudo rei socialis. An die verehrten Mitbrüder im Bischofsamt, die
Priester und Ordensleute, die Söhne und Töchter der Kirche und an alle Menschen guten Willens

über die menschliche Arbeit zum neunzigsten Jahrestag der Enzyklika »Rerum Novarum«, hg. v.
Libreria Editrice Vaticana, Vatikan 1987.

171 Johannes Paul II., Papst: Centesimus annus. An die verehrten Mitbrüder im Bischofsamt, die Pries
ter und Ordensleute, die Söhne und Töchter der Kirche und an alle Menschen guten Willens über
die menschliche Arbeit zum neunzigsten Jahrestag der Enzyklika »Rerum Novarum«, hg. v. Libreria
Editrice Vaticana. Vatikan 1991.

172 Ebd., Absatz 49.
173 Ebd., Absatz 4 und 7.
174 Ebd., Absatz 39.
175 Johannes Paul II.: Rei socialis, Absatz 25.
176 Interview with the Primate of Poland, Cardinal Józef Glemp, on the Murder of Jews in Jedwabne, 15.

Mai 2001, in: Antony Polonsky/Joanna B. Michlic (Hg.): The Neighbors Respond: The Controversy
over the Jedwabne Massacre in Poland. Princeton 2004, S. 166–172.

177 Zuba, Krzysztof: Not So Much Societal: The Catholic Church in Poland as a Veto Player, in: East Eu
ropean Politics and Societies and Cultures Vol. 36 (4/2022), S. 1204–1223, hier: S. 1206.
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ropäischen Staaten.178 Nicht zuletzt über mit ihr verbundene Abgeordnete gelang es der 
Kirche damit, auch direkt auf politische Entscheidungen einzuwirken,179 was sich am 
deutlichsten beim Thema Schwangerschaftsabbruch zeigt. Die Rolle der Kirche bei die
sem Thema wird in Kapitel 5 noch ausführlicher zu diskutieren sein. Festzuhalten bleibt 
hier zunächst, dass sie bereits seit Mitte der 1970er Jahre massiv für ein Verbot lobby
iert hatte und vor allem auch Johannes Paul II. seit Beginn seines Pontifikats nicht müde 
wurde, das Thema öffentlich und gegenüber Politiker:innen anzusprechen.180 Ende der 
1980er Jahre verstärkte sich zudem der Druck auf Politiker:innen bedeutend, Abbrüche 
zu verbieten; er kam vonseiten der Kirche, des Papstes, aber auch von zahlreichen mit 
ihr verbundenen Laienorganisationen. Dabei konnte sich die katholische Kirche auf ihre 
engen Verbindungen zur »offen katholischen« Regierung unter Mazowiecki verlassen. 
Umgekehrt galt dies auch für Lech Wałęsa, der 1990 – kurz nach seiner Wahl zum Prä
sidenten – seinen Einfluss nutzte und unter Beifall des Episkopats die Frauenabteilung 
der Solidarność auflöste. Der Grund lag in deren fortwährendem Widerstand gegen ein 
weitgehendes Verbot des Schwangerschaftsabbruchs.181 Dies bestätigt Małgorzata Fide
lis zufolge auch die Einschätzung, dass die Solidarność männlich dominiert war und 
Frauen im Zweifelsfall zum Schweigen gebracht wurden.182 

Während sich der Einfluss der Kirche in Sejm und Gesellschaft weiter verstärkte, 
blieben ihre Inhalte und politischen Überzeugungen zwischen Anfang und Ende der 
1980er Jahre weitgehend die gleichen. Der praktische Unterschied lag vor allem darin, 
dass es ihr nach 1989 möglich wurde, ihre bereits existierende Machtfülle unmittelbar 
politisch einzusetzen.183 

4.2 Zwischen Austeritätsprogrammen und der Rückkehr 
des Einverdienerhaushalts – geschlechterpolitische Auswirkungen 
der Politik des Kontraktsejm 

Die ökonomischen Reformen von 1988 und vor allem der sogenannte Balcerowicz-Plan 
1989/90 waren von der Überzeugung – oder zumindest der Behauptung – geleitet, 
›rein ökonomischen Rationalitäten‹ zu folgen und damit im übertragenen Sinne auch 
›geschlechterneutral‹ zu sein. Dass dies keinesfalls der Realität entsprach, sondern diese 
Behauptung vielmehr einen Normierungsaspekt bestimmter geschlechterpolitischer 
Vorstellungen darstellte, wird am Ende dieses Kapitels diskutiert, wo ich die Ideen 
und ideologischen Überzeugungen, die dem Reformprozess in Polen zu Grunde lagen, 

178 Ebd., S. 1218f. 
179 Ebd., S. 1207. 
180 Zok: Abtreibung, S. 266f. 
181 Glass, Christy/Fodor, Eva: From Public to Private Maternalism? Gender and Welfare in Poland and 

Hungary after 1989, in: Social Politics: International Studies in Gender, State & Society Vol. 14 (3/2007), 
S. 323–350, hier: S. 329. 

182 Interview mit Maɫgorzata Fidelis. Digital (23.9.2022), S. 8. 
183 Mishtal, Joanna: How the Church Became the State: The Catholic Regime and Reproductive Rights 

in State Socialist Poland, in: Shana Penn/Jill Massino (Hg.): Gender Politics and Everyday Life in 
State Socialist Eastern and Central Europe. New York 2009, S. 133–149, hier: S. 133f. 

https://doi.org/10.14361/9783839452158-123 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839452158-123 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/


160 Johannes Kleinmann: Geschlecht und Arbeit in Polen

vergleiche. In diesem Abschnitt werde ich zunächst die explizit geschlechterpolitischen
Entscheidungen des Kontraktsejm analysieren, die zeigen, wie die Grenze zwischen
›normalem‹ und ›anormalem‹ Verhalten konstruiert wurde, woraufhin geklärt werden
soll, was geschlechterpolitisch kodiert wurde.184 Zum Einstieg soll es – wie zuvor – um
das Thema Kinderbetreuung gehen.

In dem im Februar 1990 verabschiedeten Haushalt hatte der Sejm massive Ein
sparungen in den Bereichen Bildung und Kinderbetreuung beschlossen; insbesondere
auf dem Land zog dies die Schließung tausender Schulen, Kindergärten und Kitas
nach sich.185 Während dort die Kinderbetreuung nicht selten zusammenbrach, funk
tionierte sie in größeren Städten weiterhin vergleichsweise gut. Neben den generellen
Einsparungen war für diese Unterschiede vor allem das Gesetz über die kommunale
Selbstverwaltung verantwortlich, das Anfang 1991 in Kraft getreten war und Kinderkrip
pen, Kindergärten und andere Bildungs- und Betreuungseinrichtungen in die Obhut
der Gemeinden überführte.186 An sich gilt die Autonomie der Gemeinden und Regio
nen, die im Zuge der EU-Erweiterung noch ausgebaut wurde, als Grundlage für den
Erfolg der Systemtransformation in Polen.187 Die PZPR-Abgeordnete Zofia Wilczyńska
kritisiert allerdings, dass die Kommunen mit ihren Verantwortlichkeiten (wie der Kin
derbetreuung) vielfach finanziell völlig überfordert gewesen seien. Ferner bemängelt sie
– wenn auch sich dies empirisch nicht überprüfen lässt –, dass viele Kommunen nicht
die Notwendigkeit gesehen hätten, in staatliche Kinderbetreuung zu investieren.188 Am
11. Juli 1991 waren bereits 723 Kindergärten geschlossen worden, was 3 % aller polnischen
Betreuungseinrichtungen entsprach. Bei weiteren 4 %, d. h. bei über 800 Kindergärten
und Kitas, war zu diesem Zeitpunkt die Schließung vorgesehen.189 Demzufolge war
in größeren Teilen des Landes – vor allem in ländlichen Regionen – keine staatliche
Kinderbetreuung mehr verfügbar, sodass sich vielerorts nur noch Personen mit deutlich
überdurchschnittlichem Einkommen eine (privat bezahlte) Betreuung leisten konnten,
wobei auch hier das Angebot eher sporadisch war.190 Hieran wird erneut der intersek
tionale Charakter geschlechterpolitischer Entscheidungen deutlich, zumal von diesen
Kürzungen überdurchschnittlich oft ärmere Frauen in der Peripherie betroffen waren.

Der generelle Rückzug des Staates aus der Kinderbetreuung war hingegen keine
neue Entwicklung. Bereits im letzten Jahrzehnt der Volksrepublik war der Anteil von
Kindern in Betreuungseinrichtungen gesunken, insbesondere von Kleinkindern unter
drei Jahren, die in Krippen untergebracht waren.191 Dieser Trend beschleunigte sich

184 Vgl. dazu: Lorey: Macht, S. 34f.
185 Porter-Szűcs: Poland, S. 333f.
186 Dz.U. 1990 nr 16 poz. 95. Ustawa z dnia 8 marca 1990 r. o samorządzie gminnym

187 Vgl. dazu: Garsztecki, Stefan: Polnische Selbstverwaltung – Traditionen und aktuelle Entwicklun
gen, in: Dieter Bingen/Krzysztof Ruchniewicz (Hg.): Länderbericht Polen. Bonn 2009, S. 205–218.

188 Poseł Zofia Wilczyńska: 52 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 21, 22 i 23 lutego
1991 r., S. 164–167.

189 Poseł Piotr Kownacki: 63 posiedzenie Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej w dniach 13, 14 i 15 czerwca
1991 r., S. 268–270.

190 Heinen, Jacqueline/Wator, Monika: Child Care in Poland before, during, and after the Transition:
Still a Woman’s Business, in: Social Politics Vol. 13 (2/2006), S. 189–216, hier: S. 189.

191 Główny Urząd Statystyczny: Mały Rocznik Statystyczny 1990. Warszawa 1990, S. 110 u. 114.
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nun: Existierten 1990 noch 25.873 Vorschuleinrichtungen für Kinder, so sank diese Zahl 
1991 auf 24.236 ab (bei konstant bleibender Zahl der geborenen Kinder). Auch die Anzahl 
betreuter (vor allem jüngerer) Kinder nahm ab. Insbesondere auf dem Land lag die 
Quote niedrig, wo Ende 1991 nur knapp ein Drittel der drei- bis sechsjährigen Kinder 
eine Betreuungseinrichtung besuchten, während die Quote in den Städten mit rund 
50 % betreuter Kinder in dieser Altersgruppe deutlich höher lag.192 Noch niedriger lag 
der Anteil von Betreuungsplätzen für Kinder unter zwei Jahren in Polen, wobei dies 
keineswegs primär mit dem Systemwechsel zusammenhing; vielmehr gab es bereits 
1988 nur 4,5 Betreuungsplätze pro 100 Kinder in dieser Altersgruppe, mit sinkender 
Tendenz. Damit lag die Volksrepublik deutlich näher an der Bundesrepublik (mit einer 
Quote von zwei Plätzen pro 100 Kinder) als an der DDR. Zwar existieren für letztere 
nur Zahlen für alle Kinder bis einschließlich drei Jahren, doch ändert das nichts daran, 
wie unterschiedlich sich die Situation in dem benachbarten staatssozialistischen Land 
darstellte. Für alle Kinder in den ersten drei Lebensjahren lag das Angebot an Betreu
ungsplätzen in der DDR bei 80,2 auf 100 Kinder.193 Dieser Unterschied ist enorm und 
zeigt, dass der Umfang staatlicher Kinderbetreuung keineswegs allein vom politischen 
System abhängig war. Vielmehr offenbaren sich die Auswirkungen des geschlechter
spezifischen Diskurses in Polen vor und insbesondere nach 1980, der primär Mütter für 
Care-Arbeit verantwortlich machte – auch zu Lasten von Erwerbsarbeit –,194 was sich an 
den Einsparungen bei Kinderbetreuungsplätzen zeigte. Gleichzeitig wurde bis 1989 viel 
Geld in die private Kinderbetreuung durch Frauen investiert; so zahlte die Volksrepublik 
für das erste Kind 16 Wochen lang 100 % des vorherigen Gehalts als Mutterschutzmaß
nahme, für jedes weitere Kind wurde der Zeitraum auf 18 Wochen verlängert. Auch 
die DDR, Ungarn und die Sowjetunion zahlten 100 % des vorherigen Lohns aus (in der 
Tschechoslowakei waren es 90 %) und dies teilweise noch über einen deutlich längeren 
Zeitraum. In der DDR und der Tschechoslowakei wurden 26, in Ungarn 24 Wochen 
›Mutterschaftsurlaub‹ gezahlt, in der UdSSR wie in Polen 16 Wochen. Darüber hinaus 
war die Volksrepublik neben Rumänien das einzige Land, das einen bezahlten ›Mutter
schutz‹ nicht von der Erwerbstätigkeit der Frau abhängig machte, sondern diesen jeder 
Frau gewährte.195 

Auch beim ›Erziehungsurlaub‹ (urlop wychowawczy) nahm die Volksrepublik eine Son
derstellung ein, da sie diesen im Anschluss an den Mutterschutz bereits ab dem ersten 
Kind für 24 Monate gewährte. Die UdSSR und die Tschechoslowakei gewährten beim ers
ten Kind lediglich zwölf Monate (Ungarn 18), wobei sie ab dem zweiten Kind ebenfalls 24 
bzw. Ungarn in bestimmten Fällen sogar noch längeren Erziehungsurlaub gewährten. In 
der DDR hingegen gab es bis 1976 gar keinen Erziehungsurlaub und danach erst ab dem 
zweiten Kind, da das Ziel nach dem Ende des Mutterschutzes die direkte Rückkehr der 
Mutter in den Beruf war. 1986 wurde auch dort ein Erziehungsurlaub für das erste Kind 

192 Dz.U. nr 16, S. 131f. 
193 Matysiak, Anna/Steinmetz, Stephanie: Finding Their Way? Female Employment Patterns in West 

Germany, East Germany, and Poland, in: European Sociological Review Vol. 24 (3/2008), S. 331–345, 
hier: S. 334. 

194 Vgl. dazu: Marody/Giza-Poleszcuk: Images. 
195 Kondrat: Sytuacja demograficzna, S. 37. 
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eingeführt.196 Deutliche Unterschiede gab es bei der Höhe des Betreuungsgeldes; wäh
rend Ungarn und die DDR der Mutter 75 % ihres vorherigen Gehaltes auszahlten, lag die 
Quote in der UdSSR, der Volksrepublik und der Tschechoslowakei jeweils um die 20 %.197 

Zusammenfassend bedeutet dies, dass die Volksrepublik allen Frauen – und mit der 
Zustimmung der Mutter theoretisch auch Männern – ab dem ersten Kind Mutterschutz 
(auch nicht berufstätigen Frauen) und Erziehungsurlaub gewährte, und letzterer über
durchschnittlich lange gezahlt wurde. Zugleich waren die finanziellen Leistungen nied
rig bemessen und vom Familieneinkommen (nicht von dem der Mutter) abhängig, wo
mit faktisch massiv das Konzept des männlichen Hauptverdieners gefördert wurde. Den 
entgegengesetzten Pol im Hinblick auf Mutterschaftsleistungen stellte die DDR dar. Die
se gewährte vor allem beim ersten Kind (zumindest bis 1986) nur eine kurze Auszeit; 
auch beim zweiten war der Betreuungsurlaub deutlich kürzer angesetzt als in der Volks
republik. Indes waren die finanziellen Leistungen vergleichsweise hoch bemessen und 
ermöglichten der Frau weiterhin ein unabhängiges Einkommen, das im Gegensatz zur 
Volksrepublik nicht vom Familieneinkommen abhängig war. Der Fokus lag also auf der 
schnellen Rückkehr der Mutter in den Erwerbsmarkt. Zudem wurden Leistungen nur an 
erwerbstätige Frauen gezahlt, was ebenfalls die Arbeitsaufnahme forcierte. 

Die Gleichsetzung von Frauen mit Müttern sowie die Priorisierung der von ihnen ge
leisteten unentgeltlichen Care-Arbeit in der Volksrepublik schlug sich also einerseits in 
einem geringen Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen und andererseits in langen 
Zeiten privater Kinderbetreuung nieder. Dass die DDR und die Volksrepublik hier gera
dezu Antipode darstellen, zeigt, dass beide Staaten ihre Geschlechterpolitik auf unter
schiedliche Ziele ausrichteten und sie auf diese Weise zum Instrument der Sozial- und 
Wirtschaftspolitik machten. Auch wird deutlich, dass die Entwicklungen in diesem Be
reich innerhalb der Gruppe der sozialistischen Staaten insbesondere in den 1980er Jah
ren auseinandergingen. 

In der Volksrepublik potenzierte sich ab 1989 das ›Betreuungsproblem‹, da nun auch 
für ältere Kinder immer weniger Betreuungsplätze vorhanden waren. Zudem hatte die 
Volksrepublik räumliche und soziale Unterschiede deutlich stärker ausgeglichen als dies 
mit dem ab 1989 einsetzenden Systemwechsel der Fall war. In einer Gesellschaft, in der 
Care-Arbeit weitgehend in der Verantwortung von Frauen verortet war, konnte dieser 
Rückgang von Kinderbetreuungseinrichtungen insofern nicht ohne geschlechterspezifi
sche Konsequenz bleiben, als er sich zum dezidierten Nachteil von Müttern auswirkte.198 
Prekär war die Situation für alleinerziehende Personen – nach offiziellen Zahlen waren 
dies zu 83 % Frauen und zu 17 % Männer –, die 1991 durch eine Halbierung der Familien
zulagen noch verschärft wurde. Viele Abgeordnete wie etwa Marianna Borawska, die im 
Namen des Parlamentarischen Frauenausschusses sprach, kritisierten die fatalen Fol
gen dieser Politik.199 Tatsächlich gestaltete sich die Lage dieser Personengruppe durch 
die Kombination aus Kürzungen des Familienzuschusses und dem Rückbau von Kin
derbetreuungseinrichtungen als äußerst schwierig. So waren überwiegend Frauen be

196 Voigtländer: Sexismus, S. 61. 
197 Kondrat: Sytuacja demograficzna, S. 39. 
198 Matysiak/Steinmetz: Female Employment,: S. 332. 
199 Poseł Marianna Borawska: 77. Sitzung Sejm, S. 265–267. 
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troffen, die sich in einem Dilemma zwischen der Notwendigkeit eines Erwerbseinkom
mens und fehlenden bzw. teuren anderen Betreuungsmöglichkeiten wiederfanden.200 
Diese Entwicklung stellte einen Rückschritt gegenüber der Situation in der Volksrepu
blik dar, die bei allen Problemen eine bessere Vereinbarkeit von Erwerbs- und Care-Ar
beit ermöglicht hatte.201 Zudem spielte nun der ökonomische Status sowie der jeweili
ge Standort (Metropole vs. Peripherie) eine größere Rolle bei der Frage, welchen Platz 
Polinnen in der Transformationsgesellschaft einnehmen konnten. Hier brachte die Dis
kursverschiebung, die bereits in der Volksrepublik stattgefunden hatte, sozialpolitische 
Realitäten hervor, die »die gesellschaftlich notwendige Reproduktionsarbeit […] als pri
vat deklariert[en] und in die Sphäre von Frauen [schoben].«202 

Ein weiterer Aspekt, der die Erwerbsarbeit von Frauen generell erschwerte, waren 
geschlechterspezifische Stellenausschreibungen, die noch bis Ende 1991 obligatorisch 
waren und an denen auch der Kontraktsejm zunächst nichts änderte.203 In der Folge 
waren 1991 und 1992 lediglich 23–34 % der Stellen auch oder ausschließlich für Frauen 
ausgeschrieben.204 Dieses Prinzip der geschlechterspezifischen Ausschreibungen, das 
noch aus der Volksrepublik stammte, war nach 1991 weiterhin erlaubt. Arbeitgeber:in
nen konnten das erwünschte Geschlecht für die ausgeschriebene Stelle angeben, was 
sie auch häufig taten – insbesondere internationale Firmen, die sich dies in ihren Hei
matländern weder rechtlich noch in Bezug auf die öffentliche Meinung hätten leisten 
können.205 Dies betraf nicht nur Polen, sondern in ähnlicher Weise auch Ungarn und 
die Tschechoslowakei.206 Vor diesem Hintergrund zeigt sich, dass ›osteuropäische Frau
en‹ nicht nur gegenüber Männern, sondern auch im Vergleich zu ›westeuropäischen 
Frauen‹ benachteiligt waren. War diese Maßnahme ursprünglich (zumindest offiziell) 
zur Förderung und zum Schutz der Arbeit von Frauen eingeführt worden, so wirkte sie 
unter den Umständen der sogenannten Transformationskrise zu deren Nachteil und 
reproduzierte weiterhin die Vergeschlechtlichung von Erwerbsarbeit. Die Tatsache, 
dass nur die Minderzahl der Stellen auch für Frauen ausgeschrieben war, verdeutlichte, 
dass ›Männerarbeit‹ als Norm galt.207 

Schließlich hatten viele der politischen Entscheidungen bezüglich der Privatisierung 
und der Frage, welche Firmen staatliche Subventionen erhalten sollten, eine geschlech
terpolitische Tragweite. So wurde die stark feminisierte Textilindustrie im Transforma
tionsprozess kaum durch den Staat unterstützt, woran auch der Protest und Streik zehn
tausender Arbeiter:innen im Mai 1991 in Łódź nichts änderten.208 Anders sah es in der 

200 Fuszara: New Gender Relations, S. 260. 
201 Perkowski: Welfare, S. 479. 
202 Bargetz/Ludwig/Sauer: Einleitung, S. 16. 
203 Siemieńska, Renata: Gendered perceptions: Women in the labour market in Poland, in: Women’s 

History Review Vol. 5 (4/1996), S. 553–566, hier: S. 562. 
204 U.S. Department of Commerce. Economics and Statistics Administration. Bureau of the Census: 

Women in Poland, in: WID Vol. 95/1, S. 1–8, hier: S. 6. 
205 Siemieńska: Gendered perceptions, S. 562. 
206 Einhorn: Cinderella, S. 134. 
207 Vgl. dazu: Bargetz/Ludwig/Sauer: Einleitung, S. 16f. 
208 Poseł Jan Wnuk: 61. Sitzung Sejm, S. 314–316. 
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Schwerindustrie aus, denn obwohl diese den bei der Privatisierung angewandten, ver
meintlich rein ökonomischen Überlegungen zufolge nicht produktiver war, wurde sie
stärker subventioniert.209 Das bedeutet nicht, dass es in der Schwerindustrie − wie et
wa in Oberschlesien − nicht zu einer tiefen Krise gekommen war. Ihre Stellen verloren
dort aber vornehmlich Frauen (eine Entscheidung vonseiten der noch nicht privatisier
ten Unternehmen), die in der Region zwischen 1990 und 1994 rund 76–77 % aller Entlas
senen ausmachten. Hinzu kam, dass, als sich die Krise ab Mitte der 1990er Jahre weiter
verschärfte, die Kohlekumpel massive finanzielle Unterstützung und Umschulungspro
gramme erhielten. Ganz anders bei den 100.000 Personen, bei denen es sich überwie
gend um Frauen handelte, die nach 1989 in Łódź entlassen worden waren und denen
lediglich rund 5 % dessen angeboten wurde, was ihre (männlichen) Kollegen als Abfin
dung und Kompensationen bekommen hatten.210 Auch damit wurde eine Tradition aus
der Volksrepublik fortgesetzt, in der die Schwerindustrie (besonders die für den Export
wichtige Kohle) lange gefördert, die Textilindustrie hingegen als zweitrangig behandelt
wurde.211 Dieser Aspekt hatte eine starke Geschlechterdimension, verkörperte doch die
Schwerindustrie paradigmatisch harte ›männliche‹, die Leichtindustrie hingen ›weibli
che‹ Arbeit. Dies bedeutete allerdings auch, dass Männer, die in feminisierten Branchen
arbeiteten, durch ihre vermeintlich ›weiblichen‹ Berufen benachteiligt wurden. Diese
Bevorzugung männerdominierter Industrien war nicht zuletzt dem Einfluss der Soli
darność zu ›verdanken‹, die sich vor allem für Arbeiter einsetzte – auch auf Kosten von
Arbeiterinnen.212

Wichtig ist schließlich, dass viele der geschlechterspezifischen Gesetze und Rege
lungen aus der PRL auch im Kontraktsejm beibehalten wurden. Ein Beispiel dafür ist die
Tatsache, dass Frauen weiterhin fünf Jahre früher in den Ruhestand gehen konnten als
Männer (und dies bis heute können). Wie im vorherigen Kapitel diskutiert wurde, lag
dies nicht zuletzt daran, dass sie als Großmütter erneut für die Kinderbetreuung ver
antwortlich gemacht wurden, womit die Sonderstellung von Frauen zusätzlich gefestigt
wurde. Das Beispiel der Rente veranschaulicht, wie geschlechterpolitische Entscheidun
gen zwar als Schutzmaßnahmen und Privilegien für Frauen präsentiert wurden, faktisch
aber erneut ihrer Dienstbarmachung für die Familie dienten. Auch verstärkte sich damit
die diskursive Verknüpfung von Frauen mit dem privaten Raum und Care-Arbeit, da mit
dem früheren Renteneinstiegsalter die potenziell erwerbstätige Phase verkürzt wurde.
Welche Auswirkungen dies in einem neoliberalen System hatte, das von einer tiefen wirt
schaftlich-sozialen Krise und der damit einhergehenden Konkurrenz unter Arbeitneh
mer:innen geprägt war, wird in Abschnitt 4.3 analysiert.213

Die geschlechterspezifischen Regelungen im Bereich des Arbeitsschutzes aus der
Zeit der Volksrepublik wurden in ähnlicher Form auch nach 1989/90 fortgesetzt. Der
Arbeitsschutz wurde weiterhin in drei verschiedenen Rechtsakten behandelt, die viel

209 Grabowska, Magdalena: Bits of Freedom: Demystifying Women’s Activism under State Socialism
in Poland and Georgia, in: Feminist Studies Vol. 43 (1/2017), S. 141–169, hier: S. 166.

210 Fidelis: Women, S. 251.
211 Peters: Schocktherapie, S. 162.
212 Kemp-Welch: Cold War, S. 329.
213 Vgl. dazu: Kerner/Saar: Geschlechterwissen.
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über die staatliche Wahrnehmung von Frauen und Geschlechterrollen aussagen. So 
waren Schwangere wie Kinder betreuende Frauen jeweils in einer Kategorie zusammen
gefasst und alle anderen Frauen in der dritten.214 Es wurden also nicht nur schwangere 
Personen geschützt, sondern vielmehr waren Frauen nach wie vor als eigene Gruppe 
mit spezifischen (Schutz)Interessen konstruiert und wurden rechtlich anders behan
delt. Diese Regelungen folgten dabei funktionalen Überlegungen mit dem Ziel der 
Dienstbarmachung von Frauen. Małgorzata Fidelis fasst die Geschlechterpolitik ab 1989 
folgendermaßen zusammen: 

»When communism collapsed in 1989, the new Solidarity-dominated government re
inforced the notion of natural differences between the sexes and their distinct roles in 
society. Once again, the powerful triadic identity of women as producers, mothers, and 
consumers was used against women.«215 

Zugleich betont Fidelis weiter, dass diese Entwicklungen nicht in einem Vakuum ent
standen, sondern an sozialistische Zeiten anknüpften216 – wenn auch offener als bisher 
formuliert wurde, was dies konkret bedeutete: »there is a reiteration of the requirement 
to subordinate the needs and interests of women to those of family, nation and coun
try.«217 Dieses Fazit trifft den Kern der Geschlechterpolitik im Wechsel der Systeme. Es 
scheint, als müsse die Geschlechterhierarchie in Umbruchszeiten besonders intensiv re
produziert werden, um sie weiterhin als Herrschaftsinstrument nutzbar zu machen. Auf 
allen Ebenen wurde der Platz von Frauen in der Transformationsgesellschaft verhandelt, 
was ihrer Unterordnung unter ›höhere Ziele‹ – Nation, Moral, Familie, Kinder – gleich
kam. Allerdings geschah dies nun zunehmend auch anhand neuer sozialer und regiona
ler Differenzen; zu ›Geschlecht‹ kamen also noch andere Kategorien der Auf- und Abwer
tung hinzu. Diese schlugen sich insbesondere auf der sozioökonomischen Ebene nieder, 
die ich im Folgenden diskutieren werde. 

4.3 Geschlecht als sozioökonomischer Platzanweiser im Übergang 
von der Plan- zur Marktwirtschaft 

Zeichnete der vorherige Abschnitt nach, wie sich die Geschlechternarrative in einer spe
zifischen Geschlechterpolitik niederschlugen, so werde ich im Folgenden analysieren, 
welche sozioökonomische Realität sie hervorbrachten.218 Dies wird beispielsweise sicht
bar, vergleicht man die Erwerbstätigkeit und Partizipationsrate219 von Frauen und Män

214 Kosztowna, Natalia: Kobieta w zakładzie pracy w Polsce Ludowej i po 1990 r. Analiza stanu 
prawnego, in: Annales. Etyka w życiu gospodarczym/Annales. Ethics in Economic Life Vol. 19 (2/2016), 
S. 93–108, hier: S. 94. 

215 Fidelis: Women, S. 249. 
216 Ebd. 
217 Ingham/Ingham/Domanski: Labor Market, S. 21. 
218 Foucault: Archäologie, S. 93. 
219 Als Partizipationsrate wird das Verhältnis von Erwerbspersonen zum Arbeitskräftepotenzial be

zeichnet. 
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nern zu Beginn des Übergangs von der Volksrepublik zum marktwirtschaftlich organi
sierten Polen (siehe Tab. 3).

Tabelle 3: Zahl der erwerbstätigen Frauen und Männer 1988 und 1992 (absolut) sowie Partizipati
onsrate.

Männer Frauen

Jahr

Gesamt

in Mio.

Erwerbs- 
tätige in Mio.

Partizipa- 
tionsrate

Gesamt

in Mio.

Erwerbstätige

in Mio.

Partizipa- 
tionsrate

1988 18,446 10,070 74,40 % 19,377 8,382 57 %

1992 18,673 9,209 70,12 % 19,690 7,751 54,01 %

Quelle: International Labour Organization: Labor force participation rate, male (% of male populati
on ages 15+) (national estimate)/Labor force participation rate, female (% of female population ages
15+) (national estimate). [Abgerufen: 22.04.2024].

Es wird deutlich, dass die absolute Zahl erwerbstätiger Männer zwischen 1988 und
1992 um rund 860.000 Personen abnahm, die von Frauen hingegen ›nur‹ um 630.000
Personen. Bei der Partizipationsrate ist eine parallele Entwicklung erkennbar. Hier ist
bei Männern mit ca. 4,3 % ein stärkerer Rückgang als bei Frauen mit ca. 3 % zu verzeich
nen; allerdings gehen sowohl die Partizipationsrate als auch die absoluten Zahlen von
einem niedrigeren Niveau bei Frauen aus. Dies bedeutete für das Jahr 1992, dass 27,6 %
aller Männer, aber ganze 46,2 % aller Frauen im erwerbstätigen Alter keiner bezahlten Ar
beit nachgingen.220 Insofern erweist sich die Geschlechterdimension des Systemwech
sels hier als geringfügig, bleiben doch die geschlechterspezifischen Veränderungen recht
überschaubar. Bei einem dezidierten Blick auf die Erwerbstätigkeit von Müttern nach
dem Ende des Mutterschutzes zeigen sich hingegen starke Verschiebungen, und das be
reits vor dem Ende der Volksrepublik. Aus Kapitel 3 geht hervor, dass die Zahl der Frau
en, die unmittelbar nach dem Mutterschutz wieder einer Erwerbsarbeit nachgingen, bis
1982 auf rund 8 % absank. Für 1988 ist hingegen ein sprunghafter Anstieg auf mehr als
83 % zu verzeichnen.221 Die genaue Ursache dafür ist nicht im Detail erforscht, aber es
ist davon auszugehen, dass die Aufweichung des Kündigungsschutzes ab 1988 für Frau
en nach dem Ende des Mutterschutzes einen wichtigen Faktor darstellte.222 Zum Ende
der Volksrepublik belief sich der Mutterschutz nach der ersten Geburt auf 16 Wochen (18
bei jeder weiteren) sowie auf 26 Wochen bei einer Mehrlingsgeburt.223 An dieser Rege

220 Janicka, Krystyna: Women and Men in the Socio-Occupational Structure: Similarities and Differ
ences, in: Polish Sociological Review Vol. 109 (1/1995), S. 73–95, hier: S. 76.

221 Kurzynowski: Kariery kobiet, S. 196.
222 Kosztowna: Kobieta, S. 100.
223 Maraszek, Magdalena: Prawny aspekt przemian statusu polskich kobiet w dwudziestoleciu

1989–2009 na przykładzie zmian legislacyjnych w polskim prawie pracy, in: Monika Frąckowiak-
Sochańska/Sabina Królikowska (Hg.): Kobiety w polskiej transformacji 1989–2009. Podsumowa

nia, interpretacje, prognozy. Toruń 2010, S. 176, hier: S. 182.
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lung wurde bis zum Beitritt Polens zur Europäischen Union 2004 nichts geändert; erst 
die Regierung unter der PiS änderte 2006 die gesetzlichen Bestimmungen.224 

Grundsätzlich lassen sich deutliche Verschiebungen bei der Erwerbstätigkeit von 
Müttern vor und nach der ›Schocktherapie‹ feststellen. Die Ökonominnen Chiara Mon
fardini und Elena Bardasi untersuchten im Auftrag der Europäischen Kommission, 
welchen Einfluss Kinder auf die Erwerbstätigkeit von Frauen unmittelbar vor bzw. nach 
der »Transition«225 in Polen hatten. Ihre Analyse offenbart, dass vor 1990 das Alter des 
jüngsten Kindes einen starken Einfluss auf die Erwerbstätigkeit von Müttern hatte. 
Diese lag bei etwas mehr als 40 %, wenn es ein Kleinkind unter zwei Jahren im Haushalt 
gab. Mit steigendem Alter des Kindes nahm die Erwerbstätigkeit der Frauen zu und 
lag bei Müttern von Kindern im Alter zwischen 12 und 17 Jahren bei mehr als 80 %; 
ähnlich wie bei kinderlosen Frauen. Nach dem Übergang zur Marktwirtschaft stieg die 
Erwerbsquote bei Müttern von Kleinkindern wiederum auf rund 50 % an, d. h. sie lag 
10 % höher als zuvor, erreichte aber maximal nur rund 75 %, womit sie 5 Prozentpunkte 
niedriger lag als vor 1990. Die Spanne bei der Erwerbsquote von Müttern reduzierte 
sich also sichtlich;226 anders gesprochen nimmt der Einfluss des Kindesalters auf die 
Erwerbstätigkeit von Müttern nach der von Bardasi und Monfardini sogenannten Tran
sition (unerwarteterweise) ab. Erklären lässt sich dies aus Sicht der Ökonominnen mit 
der nach 1990 größeren Unsicherheit im Hinblick auf Arbeitsplätze von Müttern sowie 
der steigenden Notwendigkeit zweier Erwerbseinkommen.227 Viele Polinnen konnten 
sich auch mit Kleinkindern keine Abwesenheit auf dem Arbeitsmarkt mehr leisten. Um
gekehrt gingen diejenigen, die es sich leisten konnten, auch mit älteren Kindern keiner 
Erwerbstätigkeit mehr nach. Diese Entwicklungen werden in Kapitel 5 dieser Arbeit für 
den gesamten Zeitraum bis 2004 im Detail aufgeschlüsselt. Im Grundsatz aber zeigt 
sich bereits, dass neben Geschlecht noch andere Faktoren wie Klasse als Platzanweiser 
in der Transformation an Bedeutung gewannen. Hierbei wird erneut offensichtlich, 
dass der ökonomische bereits vor dem politischen Systemwechsel begonnen hatte. 

Zur Frage des Einflusses von Kindern auf die Erwerbstätigkeit von Vätern existieren 
für diesen Zeitraum keine Daten. Hieraus lässt sich die Annahme treffen, dass – und 
dies trifft keinesfalls nur auf Polen zu – Kinder keinen Einfluss auf die Erwerbstätigkeit 
von Männern hatten bzw. sich ›natürlicherweise‹ nur negativ auf diejenige von Frauen 
auswirkten.228 Studien zur heutigen Situation zeigen, dass in jedem Mitgliedsland der 

224 Urbaniuk, Weronika: Zmiany w urlopach dla rodziców w Polsce w latach 1989–2016, in: Joanna 
Szczepaniak-Sienniak/Adam Kubów (Hg.): Sytuacja rodzin i polityka rodzinna w Polsce po deka
dzie członkostwa w Unii Europejskiej. Wrocław 2016, S. 192–205, hier: S. 197. 

225 Die Ökonominnen nutzen den Begriff »Transition«, den ich aufgrund seines teleologischen Cha
rakters, der immer einen Wechsel von einem autoritären zu einem demokratischen System impli

ziert, vermeide. 
226 Bardasi, Elena/Monfardini, Chiara: Women’s Employment, Children and Transition an Empirical 

Analysis for Poland, in: Economics of Transition Vol. 17 (1/2009), S. 147–173, hier: S. 153f. 
227 Ebd., S. 166. 
228 An diesem Beispiel wird deutlich, wie sehr Datenerhebungen den Diskurs strukturieren. Gerade 

sozioökonomische Daten dienen als Grundlage politischer Entscheidungen und gesellschaftlicher 
Debatten, wohingegen die ihnen zugrunde liegenden Prämissen und Axiome kaum kritisch dis
kutiert werden. 
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Europäischen Union die Erwerbsquote von Männern nach der Geburt eines Kindes an
steigt, für Frauen im Großteil der Fälle (aber nicht immer) sinkt.229

Parallel zur sinkenden Partizipationsrate von Pol:innen zwischen 1988 und 1992 stieg
ihre Arbeitslosigkeit. Obwohl sich vor dem Hintergrund der offiziell nicht existenten Ar
beitslosigkeit in der Volksrepublik erst ab 1990 verlässliche Daten finden, zeigen Zahlen
des GUS, dass bei den registrierten (kurzfristig) Arbeitslosen die Zahl der Frauen bereits
1989 mit 5.900 deutlich höher war als die der Männer mit 3.700. Vor allem aber werden
mehr als 196.000 offene Stellen für Männer, doch lediglich rund 58.000 für Frauen auf
geführt (es herrscht also ein Verhältnis von 3,3 zu 1), was indirekt die deutlich höhere
strukturelle Arbeitslosigkeit von Frauen zum Ende der Volksrepublik erahnen lässt.230
Nach der Implementierung des Balcerowicz-Plans 1990 waren allerdings zunächst mehr
Männer als Frauen arbeitslos (siehe Tab. 4).

Tabelle 4: Arbeitslosigkeit von Frauen und Männern zwischen 1990 und 1992.

Männer-Arbeitslosigkeit Frauen-Arbeitslosigkeit

Jahr in Mio. in % in Mio. in %

1990 Juni: 0,296
Dezember: 0,552

Juni: 0,271
Dezember: 0,573

1991 Juni: 0,754
Dezember: 1,023

11,8 Juni: 0,792
Dezember: 1,134

14,4

1992 Juni: 1,076
Dezember: 1,170

12,4 Juni: 1,220
Dezember: 1,338

15,1

Quelle: Relative Zahlen ab Dezember 1991: Ebd. Absolute Zahlen 1990/91: GUS: Rocznik statystycz
ny 1992, S. 157. Zahlen 1992: Główny Urząd Statystyczny: Mały Rocznik Statystyczny 1993. Warsza
wa 1993, S. 180.

Dies änderte sich erstmals und dauerhaft ab Juni 1990. Während die Arbeitslosig
keit generell rapide anstieg, war die Situation für Polinnen bedeutend schwieriger als
für Polen. Bereits im Juni 1991 waren 11,8 % der Männer, aber 14,4 % der Frauen arbeits
los. 1992 wurde die Differenz mit 12,4 % zu 15,1 % noch größer. Stellten Polinnen im Juni
1990 noch 47,8 % aller Arbeitslosen, so stieg ihr Anteil im Dezember 1990 auf 51,1 % an.
Von da an waren mit zunehmender Tendenz mehr Frauen als Männer arbeitslos. Im Ju
ni 1991 stellten sie 52,6 %, Ende 1992 bereits 53,4 % aller Arbeitslosen. Im Dezember 1993
wurde mit 55,8 % ein vorläufiger Höhepunkt erreicht. Hinzu kam, dass es für Frauen
Anfang der 1990er Jahre deutlich schwieriger war, nach einer Phase der Arbeitslosigkeit
wieder Erwerbsarbeit zu finden, und dass sie unter den Langzeitarbeitslosen deutlich

229 Eurostat: Employment rate by sex, age groups, educational attainment level and household com

position (%). URL: https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/lfst_hheredty/default/table?l
ang=en [Abgerufen: 25.08.2023].

230 GUS: Rocznik statystyczny 1990, S. 138.
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überrepräsentiert waren.231 Besonders schwierig war die Situation in Städten wie Łódź. 
So betont Zdzisława Janowska, die dort Anfang der 1990er Jahre Stadträtin und Profes
sorin an der Universität war, dass es in der Stadt schlichtweg keine Stellenangebote für 
Frauen gab.232 Im Juni 1992 waren 27,1 % aller erwerbslosen Frauen seit über zwei Jahren 
ohne Arbeitsstelle, was fast doppelt so viel war wie bei Männern mit 14,4 %.233 

Bemerkenswert sind diese Zahlen vor allem deshalb, da Frauen trotz ihres deutlich 
geringeren Anteils an der Erwerbsbevölkerung die Mehrheit der Arbeitslosen stellten. 
Wie in der Krise von 1980−82 – nur in deutlich stärkerem Ausmaß – wurden Frauen aus 
dem Arbeitsmarkt verdrängt bzw. nicht eingestellt. Dies geschah nun nicht mehr primär 
indirekt, wie etwa über den Ausbau von Mutterschutzmaßnahmen oder durch ›subtilen‹ 
Druck, sondern die betroffenen Frauen wurden nun oft schlichtweg entlassen.234 

Ein Vergleich mit Tschechien (bzw. bis 1993 der Tschechoslowakei) zeigt, dass Frauen 
dort ebenfalls deutlich stärker von Arbeitslosigkeit betroffen waren als Männer; gleiches 
gilt für die sogenannten neuen Bundesländer in Deutschland.235 In Ungarn ist wiederum 
eine gegenläufige Entwicklung zu beobachten, da Frauen dort seltener arbeitslos waren 
als Männer.236 Die niedrigere Quote in Ungarn lässt sich damit erklären, dass dort stär
ker als in Polen und Tschechien Arbeitsplätze in männerdominierten Bereichen wegfie
len. Zugleich wanderten in Ungarn überdurchschnittlich viele Frauen in die sogenannte 
stille Reserve ab, sprich: obwohl sie im Erwerbsalter waren, suchten sie keine Arbeit und 
galten damit auch offiziell nicht als arbeitslos.237 

Eine genauere Betrachtung der geschlechterspezifischen Arbeitslosigkeit lässt gro
ße Unterschiede innerhalb der Kategorie ›Frau‹ erkennen. Eine Aufschlüsselung der 
Zahl der Arbeitslosen nach ihrer Qualifikation zeigt, dass hoch- und niedrigqualifizierte 
Frauen ähnlich oft arbeitslos waren wie Männer, wobei absolut vor allem Personen mit 
Elementarbildung am stärksten von Arbeitslosigkeit betroffen waren. Bei der Erwerbs
bevölkerung mit mittlerem Bildungsstand waren Frauen hingegen sehr viel öfter von 
Arbeitslosigkeit betroffen als Männer,238 woraus sich schließen lässt, dass die Kategorie 

231 Kramer, Mark: Polish Workers and the Post-Communist Transition, 1989–93, in: Europe-Asia Studies 
Vol. 47 (4/1995), S. 669–712, hier: S. 682. 

232 Janowska: Transkript, S. 3f. 
233 Leven, Bożena: Unemployment Among Polish Women, in: Comparative Economic Studies Vol. 35 

(4/1993), S. 135–145, hier: S. 137. 
234 Firlit-Fesnak, Grażyna: Auswirkungen von Systemtransformationen auf die soziale Situation der 

Frauen in Polen, in: Osteuropa Vol. 48 (1/1998), S. 46–56, hier: S. 48. 
235 Für Tschechien: International Labour Organization: Unemployment, male/female (% of male/fe

male labor force) (modeled ILO estimate) – Czechia. Aufbereitete Daten der Weltbank. URL: 
https://data.worldbank.org/indicator/SL.UEM.TOTL.ZS?locations=CZ [Abgerufen: 15.03.2023]. Für 
Ostdeutschland: Bundesagentur für Arbeit: Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf. Tabelle 2.2.1. Nürn
berg 2023. 

236 International Labour Organization: Unemployment, male/female (% of male/female labor force) 
(modeled ILO estimate) – Hungary. Aufbereitete Daten der Weltbank: URL: https://data.worldba 
nk.org/indicator/SL.UEM.TOTL.ZS?locations=HU [Abgerufen: 16.10.2023]. 

237 Rudolph, Brigitte/Klement, Carmen: Arbeitsmarktpartizipation von Frauen im Transformations

prozess. Sozio-ökonomische Realität in den EU-Beitrittsländern Polen, Tschechien und Ungarn. 
Nürnberg 2006, S. 45. 

238 GUS: Rocznik statystyczny 1992, S. 15. Sowie GUS: Rocznik statystyczny 1993, S. 181. 
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›Geschlecht‹ vor allem in der ›Mitte‹ als sozioökonomischer Platzanweiser in der Trans
formationsgesellschaft fungierte. Dies spiegelt sich auch in der Erwerbsbeteiligung
wider. Diese allgemeinen Entwicklungen sind zum einen auf einen Geschlechterdiskurs
zurückzuführen, der Frauen für Care- und Männer für Erwerbsarbeit verantwortlich
macht; so verstärkte sich gerade zwischen 1989 und 1991 erheblich der Druck in Richtung
einer ›traditionellen‹ Rollenverteilung. In Umfragen zu Beginn der 1990er Jahre gaben
22,1 % der Frauen, aber nur 2,8 % der Männer an, dass sie ihre Stelle aus familiären
Gründen aufgeben hätten und nun arbeitslos seien.239 Der massive Rückbau der staat
lichen Kinderbetreuung schlägt sich hier in einer höheren Arbeitslosigkeit von Frauen
nieder, da diese weiterhin für Care-Arbeit verantwortlich gemacht wurden.240 Ein wei
terer Aspekt findet sich in den staatlichen Unterstützungsmaßnahmen, denen ebenfalls
eine Geschlechterdimension innewohnte. Ergänzend sei hier auf eine Untersuchung der
Ökonomin Bożena Leven verwiesen, derzufolge weit überdurchschnittlich viele Frauen
in der Industrie, aber auch im Handel entlassen wurden; Männer hingegen vergleichs
weise selten.241 Sie betont überdies, dass die entlassenen Frauen einen deutlich höheren
Bildungsgrad als ihre Kollegen aufwiesen,242 was sich m. E. nicht anders als mit einer
geschlechterspezifischen Diskriminierung erklären lässt.

Generell spielte ab 1989/90 der Bildungsgrad sowohl bei der Beschäftigungsquote als
auch in Bezug auf das Gehalt eine zunehmende Rolle. Dabei treten Errungenschaften
der Volksrepublik zu Tage, der es nicht nur gelungen war, das generelle Bildungsniveau
stark anzuheben, sondern insbesondere Frauen Bildungschancen zu eröffnen, die sich
(für einige von ihnen) nun auszahlten. In dieser Hinsicht kann die sowjetisch inspirierte
Modernisierung in der Volksrepublik (die dabei in Teilen auf Ideen aus der Zwischen
kriegszeit zurückgriff) als Erfolg gelten. Vor allem bei den Hochschulabschlüssen hatten
Frauen im letzten Jahrzehnt der Volksrepublik die Männer überholt – 1988 um ca. 29 %,
1989 sogar um mehr als ein Drittel. Anfang der 1990er Jahre stieg die Zahl der Hochschul
absolvent:innen insgesamt an, aber die Quote der neu ausgebildeten Akademikerinnen
lag weiterhin um rund 30 Prozentpunkte höher als die der Akademiker. Hier zeigt sich
ebenfalls eine generelle Tendenz – in diesem Fall zu mehr höheren Abschlüssen –, doch
blieb die Geschlechterrelation trotz des Systemwechsels weitgehend konstant. Dies gilt
auch für alle anderen Bildungsstufen, wobei der Anteil der Personen mit Elementarbil
dung generell zurückging (siehe Tab. 5).

239 Siemieńska: Perceptions, S. 559.
240 Ebd., S. 563.
241 Leven: Unemployment, S. 139.
242 Ebd., S. 141.
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Tabelle 5: Bildungsabschlüsse von Frauen und Männern zwischen 1988 und 1992. 

Hochschulabschluss Sekundärab

schluss 
Berufsausbil

dung 
Elementarbil

dung 
Männer 7,65 % 21,50 % 46,94 % 23,90 % 

19
8
8
 

Frauen 9,87 % 42,13 % 24,08 % 23,92 % 
Männer 7,27 % 21,04 % 47,58 % 24,11 % 

19
8
9
 

Frauen 9,89 % 42,27 % 24,58 % 23,26 % 
Männer 7,80 % 24,32 % 48,00 % 19,88 % 

19
9
0
 

Frauen 10,33 % 45,64 % 24,11 % 19,92 % 
Männer 10,41 % 26,32 % 47,68 % 15,59 % 

19
9
2
 

Frauen 13,45 % 48,63 % 22,21 % 15,72 % 

Quelle: Grajek, Michał: Gender Pay Gap in Poland, in: Economics of Planning Vol. 36 (1/2003), S. 23–44, 
hier: S. 27. 

Betrachtet man hingegen die Zahl der Promotionen, Habilitationen und Professu
ren, so zeigt sich, dass der Frauenanteil mit den höheren Karrierestufen abnahm. So
wohl in den 1980er Jahren als auch zwischen 1990 und 1992 kamen auf eine Doktorandin 
zwischen 3 und 3,5 Doktoranden. Bei den Habilitationen kamen im letzten Jahrzehnt 
der Volksrepublik 4,7 Männer auf eine Frau, wobei sich hier die Quote bis 1992 auf 3,3 zu 
1 annäherte. Bei den neu berufenen Professor:innen sank der Geschlechterunterschied 
ebenfalls, wenngleich auch von einem noch höheren Niveau ausgehend. Lag die Quo
te in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre bei 5,9 zu 1, so sank sie bis 1992 auf 4,2 ab.243 
Aus diesen Daten lassen sich zunächst zwei Schlüsse ziehen: Zum einen, dass die ers
te Phase des ökonomischen Transformationsprozesses zwischen 1988 und 1992 keinen 
systematischen Wandel in der Geschlechterverteilung bei den Bildungsabschlüssen zur 
Folge hatte; zum anderen, dass Frauen im gesamten Zeitraum im Durchschnitt deutlich 
besser ausgebildet, zugleich aber bei den Promotionen, Habilitationen und der Anzahl 
der Berufungen stark marginalisiert waren.244 

Auch das um fünf Jahre höhere Renteneintrittsalter für Männer spielte im Hinblick 
auf die höhere Arbeitslosigkeit von Frauen eine Rolle; denn sobald selbige diese Alters
grenze erreicht hatten, wurden sie aufgefordert, in Rente zu gehen, wodurch wieder
um viele Frauen in Armut abrutschten. Zudem verhinderte diese Regelung gerade bei 
sehr gut qualifizierten Frauen, dass sie Führungspositionen bekleiden konnten, da sie 
schlichtweg fünf Jahre früher gehen mussten. Anders gesprochen mag das frühere Ren
teneintrittsalter für einige ein Privileg gewesen sein, für andere hingegen bedeutete es 
angesichts keineswegs diskriminierungsfreier Einstellungspraxis und niedriger Renten, 

243 GUS: Rocznik statystyczny 1993, S. 186f. 
244 Mittlerweile stellen Frauen in Polen mit 53 % die Mehrheit der Promovierenden und 28 % der Pro

fessor:innen. Folglich erhöht sich ihre Zahl, bei immer noch sinkendem Frauenanteil, je höher die 
Position ist. Popiński, Krzysztof: Feminization of Higher Education in Poland in 1918–2018, in: Stu
dia Historiae Oeconomicae Vol. 37 (1/2019), S. 116–146, hier: S. 136 u. 138. 
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dass sie Arbeiterinnen zweiter Klasse waren.245 Hinzu kommt, dass von Rentnerinnen
erwartet wurde, die staatliche Betreuungslücke für ihre Enkel zu füllen.246

Ein vor allem für die westlichen Wojewodschaften nicht zu unterschätzender Aspekt
war, dass mit dem Zusammenbruch der DDR fast alle Pol:innen (vor allem Frauen) dort
ihre Stellen verloren, da sie mit der tiefen Wirtschaftskrise und hohen Arbeitslosigkeit
in der ehemaligen DDR nicht mehr benötigt und meist als erste entlassen wurden. Ins
gesamt handelte es sich 1989 noch um rund 6.000−7.000 Personen, die aus den struk
turschwachen Regionen in Westpolen in die DDR gekommen waren.247

Schließlich ist ein grundlegendes Problem zu betonen, das zum Nachteil arbeiten
der Frauen wirkte, indem sie noch immer als ›das Besondere‹, d. h. ›von der Norm Ab
weichende‹ behandelt wurden. Hierin liegt eine weitere Kontinuität, die über den Sys
temwechsel hinaus reicht – nicht zuletzt, da dieser Umstand keineswegs eine Besonder
heit des polnischen Staatssozialismus darstellte. Dies bedeutet neben den bereits disku
tierten Geschlechternarrativen vor allem vermeintlich positive Diskriminierungen. Die
fast ununterbrochene Fortführung spätsozialistischer Geschlechterpolitik verstärkte die
Abwertung erwerbstätiger Frauen im Vergleich zu Männern. Unter den Bedingungen
des neoliberalen Transformationsprozesses wirkte sich dies zum erheblichen Nachteil
von Frauen aus, zumal es für Unternehmen beispielsweise weniger attraktiv war, Frau
en einzustellen, es zugleich aber keinerlei Schutz vor geschlechterspezifischer Diskrimi
nierung gab.248 Trotz dieser geschlechterpolitisch bedingten Probleme gab es innerhalb
der Unternehmen auch schlicht massive Vorurteile, die erklären, warum diese im Durch
schnitt deutlich schlechter ausgebildete Männer gegenüber Frauen bevorzugten. Für die
Soziologin Maria Strykowska liegt in dieser Einstellungspraxis zu Beginn der 1990er Jah
re auch die Ursache einer geschlechterspezifischen Arbeitsmarktsegregation:

»In explaining the causes for occupational segregation of women, the issue of influ
ence in this process of the negative type which employers have about female employ

ees is rarely raised. Despite declarations formally guaranteeing equality of civil rights
for both sexes, actual employment policy […] is formed by uncritical generalizations
about specific limiting family situations which are true only for some women, but ap
plied to all women who are looking for work. Although the selection of employees by
employers is an essential element in gender-biased occupational segregation, the in
tensity of this phenomenon depends on existing legal regulations and the situation
on the labor market. For example, in periods of restrictive economic policies or reces
sion, in practice signifying a growth in unemployment and competition – with which
we have been dealing in Poland since the start of the nineties – it is above all women

who are laid-off or demoted. The result of these practices is the possible increase of
gender-occupational segregation.«249

245 Siemieńska: Perceptions, S. 562.
246 Heinen/Wator: Child care, S. 203.
247 Röhr, Rita: Die Beschäftigung polnischer Arbeitskräfte in der DDR 1960–1990. Die vertraglichen

Grundlagen und ihre Umsetzung, in: Archiv für Sozialgeschichte Vol. 42 (2002), S. 211–236, hier:
S. 233.

248 Siemieńska, Renata: Gendered perceptions, S. 562.
249 Janicka: Women and Men, S. 74f.
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Umgekehrt erwartete die Gesellschaft von Männern, Hauptverdiener in der Familie zu 
sein und sich mit aller Kraft und Zeit auf die Erwerbsarbeit zu konzentrieren.250 Diese 
Erwartung hatte wiederum eine Fokussierung auf bestimmte – männlich konnotierte 
– Berufe zur Folge. Tatsächlich zeigen sich in der geschlechterspezifischen Erwerbsbe
teiligung zwischen 1988 und 1992 Veränderungen, die den Entwicklungen der Krise von 
1980/81 nicht unähnlich sind, etwa indem erneut der Anteil von in der Industrie beschäf
tigten Frauen abnahm; nun von 38 auf 34 %.251 Mit dem Übergang zur Marktwirtschaft 
ging eine sich weiter verstärkende Tendenz zur geschlechterspezifischen Segregation 
des Arbeitsmarktes einher, was zur Folge hatte, dass die Feminisierung bestimmter Be
rufsgruppen, die i. d. R. mit weniger Aufstiegschancen und einem niedrigeren Gehalt 
verbunden waren, voranschritt.252 Da Frauen vor allem in den Bereichen Gesundheit, 
Soziales und Erziehung arbeiteten – Bereiche, die stark vom Staat abhängig waren –, 
traf sie die Austeritätspolitik, die spätestens mit der Implementierung des Balcerowicz- 
Plans am 1. Januar 1990 maßgeblich wurde, am härtesten.253 Hier zeigt sich deutlich, 
wie die Kombination aus einer konservativen Wende in der Geschlechterpolitik und der 
Einführung der Marktwirtschaft zumindest kurzfristig zum Nachteil (der Mehrheit) ar
beitender Frauen wirkte. Ein weiterer Aspekt des geschlechterspezifischen Transforma
tionsprozesses ist die Entwicklung des (unbereinigten) Gender Pay Gaps. Berechnungen 
von Elizabeth Brainerd für das Jahr 1989 zeigen, dass polnische Arbeitnehmerinnen etwa 
68 % des Lohnes verdienten, den ihre Kollegen erhielten. In der Tschechoslowakei lag die 
Quote Brainerds Berechnungen zufolge bei 71 % und in Ungarn bei 73 %.254 Michał Grajek 
kommt für Polen auf der Grundlage von auf Haushaltsbefragungen basierenden Daten 
auf etwas andere Zahlen (siehe Abb. 4). 

Auch wenn sich die Zahlen der beiden Forscher:innen voneinander unterscheiden, 
wird doch deutlich, dass Frauen in der sich dem Ende neigenden Volksrepublik deut
lich weniger verdienten als Männer. Innerhalb der Gruppe der Frauen waren die Ge
haltunterschiede hingegen gering.255 Zugleich zeigt sich, dass die größten Verschiebun
gen zwischen 1988 und 1989 – also noch in der Volksrepublik (möglicherweise ausgelöst 
von den 1987/88 durchgeführten ökonomischen Reformen) – stattfanden, wohingegen 
zwischen 1989 und 1992 die Differenz zu Männern fast unverändert blieb. Auch das ver
deutlicht erneut, dass nicht erst das Ende der Volksrepublik, sondern bereits die späten 
1980er Jahre den ökonomischen Systemwechsel eingeleitet hatten, was sich auch auf ge
schlechterspezifische Gehaltsunterschiede auswirkte. 

250 Łobodzińska, Barbara: Family, Women, and Employment in Poland and Other Central-Eastern 
Countries: Ideology of Equality and Reality of Discrimination, in: The Polish Review Vol. 17 (4/1997), 
S. 447–469, hier: S. 457. 

251 Grajek: Pay Gap, S. 39. 
252 Janicka: Women and Men, S. 78. 
253 Anna Żarnowska/Andrzej Szwarc (Hg.): Równe prawa i nierówne szanse. Warszawa 2000, S. 48; 

Firlit-Fesnak, Grażyna: Auswirkungen von Systemtransformationen auf die soziale Situation der 
Frauen in Polen, in: Osteuropa Vol. 48 (1/1998), S. 46–56, hier: S. 48. 

254 Brainerd: Women in transition, S. 141f. 
255 Peters: Schocktherapie, S. 234f. 
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Abbildung 4: Einkommen von Frauen relativ zu Männern 1988−1992.

Quelle: Grajek: Pay Gap, S. 28.

Im nächsten Abschnitt dieser Untersuchung werden die geschlechterspezifischen
Implikationen des Neoliberalismus ausführlich diskutiert. Bereits vorweggenommen
sei, dass sich diesbezügliche Gehaltsunterscheide auch im postkommunistischen Polen
nur über geschlechterbasierte Diskriminierung erklären lassen. Selbst wenn nur der
sogenannte bereinigte Gender Pay Gap betrachtet wird, d. h. Faktoren wie Ausbildung,
Berufserfahrung usw. außen vor gelassen werden, zeigt sich, dass Frauen auch 1992
in Bezug auf ihr Gehalt stark benachteiligt wurden.256 Als zusätzlichen, ausschlagge
benden Faktor führt die Soziologin Krystyna Janicka für den Beginn der 1990er Jahre
den Einfluss von Geschlecht auf die intergenerationelle soziale Mobilität an. Ihren
Untersuchungen zufolge herrschte unter Männern eine vergleichsweise starke soziale
Mobilität, während es vor allem für Frauen aus sozial benachteiligten Familien schwer
war, in sozioökonomischer Hinsicht aufzusteigen.257 Hier offenbart sich die intersektio
nale Dimension von Geschlechterungleichheit, die bereits bei der Erwerbstätigkeit von
Frauen in der Zwischenkriegszeit zu beobachten war, wo lediglich Frauen ›aus besserem
Hause‹ in gut bezahlten Berufen arbeiteten.

Schließlich möchte ich einen Blick auf die Entwicklung der Präferenzen von Polinnen
während des Übergangs von der Volksrepublik zum postsozialistischen Polen werfen. Im
Rahmen einer repräsentativen Studie des GUS wurden berufstätige Frauen zwischen 18
und 59 Jahren zu ihren Lebensentwürfen im Hinblick auf Erwerbs- und Care-Arbeit be
fragt; die erste Befragung fand 1987 und die zweite 1991 statt. Dabei erwies sich, dass in
beiden Zeiträumen jeweils den gleichen Lebensmodellen der Vorzug gegeben wurde, et
wa indem die Option »Erwerbsarbeit mit Unterbrechungen für die Kindererziehung und
Familie« die meiste Zustimmung fand, d. h. Care-Arbeit als wichtigste und Erwerbsar
beit als zweitwichtigste Aufgabe wahrgenommen wurde. Platz zwei (unter Universitäts
absolventinnen Platz eins) belegt die Option, Care- und Erwerbsarbeit gleich zu gewich
ten und erstere gleichberechtigt zwischen den Eltern aufzuteilen. Gegen Erwerbsarbeit
von Frauen sprechen sich hingegen nur Frauen ohne oder mit primärer Bildung aus,
während es für einen Fokus auf Erwerbsarbeit – auch zu Lasten der Familie – über alle

256 Janicka: Women and Men, S. 84f.
257 Ebd., S. 77.
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Gruppen hinweg nur rund 1 % Zustimmung gibt.258 Von besonderem Interesse ist diese 
Befragung, da sie 1987 und 1991 stattfand und damit einen Präferenzvergleich für beide 
Systeme (wenn auch jeweils zu deren Ende bzw. Anfang) ermöglicht. Es zeigt sich, dass 
sich trotz der ökonomischen Krise und des Systemwechsels nur wenig an den grundle
genden Überzeugungen der Polinnen veränderte. Die tatsächliche Verteilung von Care- 
Arbeit für den Gesamtzeitraum ab 1989 wird im fünften Kapitel diskutiert. 

Exkurs: Geschlechterblindheit im Neoliberalismus? 

Mehr als einmal kamen im Zuge meines Volkswirtschaftsstudiums seitens der Studie
renden die Fragen auf, warum Care-Arbeit überwiegend von Frauen verrichtet werde, 
weshalb der Gender Pay Gap in Deutschland so hoch sei und die Führungsetagen großer 
Unternehmen weiterhin von Männern dominiert würden. Jedes Mal lauteten die Ant
worten mehr oder weniger gleich, indem mit den ›Präferenzen‹ der Individuen sowie ei
ner produktiven Aufteilung von Erwerbs- und Care-Arbeit argumentiert wurde. Anders 
gesprochen würden Frauen eher zu Care-Arbeit neigen als Männer, davon abgesehen sei 
es ihre individuelle Entscheidung, lieber ›zu Hause zu bleiben‹.259 Zugleich wurde be
hauptet, es gebe keinen Gehaltunterschied, wenn man Faktoren wie Erfahrung, Bildung, 
Position usw. herausrechnen würde. 

Hinter dieser Argumentation stecken zwei grundlegende Annahmen. Die Erste 
ist der vielfach diskutierte Homo oeconomicus, bei dem es sich um ein fiktives Wirt
schaftssubjekt handelt, das feststehende Präferenzen hat und rational handelt, d. h. 
aus allen Alternativen immer die für sich selbst beste wählt. Gehaltsunterschiede, die 
Verteilung von Care-Arbeit usw. sind diesem Verständnis nach also (ausschließlich) eine 
Folge individueller Entscheidungen der Protagonist:innen; Geschlecht kommt in der 
(neo)klassischen Ökonomie weder (explizit) als Analysekategorie noch als empirisches 
Phänomen vor.260 Zugleich spielt Geschlecht eine Rolle, so ist der Homo oeconomicus 
inhärent männlich konnotiert: Er ist rational, Nutzen maximierend und wird explizit 
abgegrenzt von vermeintlich ›weiblichen‹ Attributen wie ›sozialem‹ und ›altruistischem‹ 
Handeln. Männliche Eigenschaften seien also ›ökonomisch‹, während weibliche als 

258 Łobodzińska, Barbara: Women’s Employment or Return to »Family Values« in Central-Eastern Eu
rope, in: Journal of Comparative Family Studies Vol. 27 (3/1996), S. 519–544, hier: S. 532f. 

259 Meines Erachtens liegt in dieser Argumentation ein logischer Widerspruch. Einerseits wird be
hauptet, dass jedes Individuum rein ›eigennutzorientiert‹ entscheiden würde und es keine struk
turell bedingten Aspekte der Entscheidungsfindung (beispielsweise bei der Berufswahl) gäbe. Zu
gleich wird Frauen eine ›Neigung zur Care-Arbeit‹ zugeschrieben, d. h. es kommen doch struktu
relle Aspekte hinzu. Die Erklärung ist letztlich ein tief verankerter Essentialismus, der Geschlecht 
als rein biologisch bestimmte Kategorie betrachtet, die sich dann psychologisch und sozial mani

festiert. Anders gesprochen fußt diese Überzeugung ontologisch auf einer naturrechtlichen Be
gründung, die davon ausgeht, dass Geschlecht (und damit in dieser Argumentation Geschlechter
rollen) jeder sozialen Ordnung vorrausgeht. 

260 Maier: Feministische Ökonomie, S. 132f. 
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›unökonomisch‹ gelten.261 Die zweite (implizite) Annahme der (klassischen) Ökonomie
ist die ›natürlicher‹ Geschlechterrollen.262

Die Behauptung von der ›Nichtexistenz von Geschlecht‹ in der Ökonomie geht einher
mit einer Abwertung von Care-Arbeit als insofern unökonomisch, als diese schlichtweg
als selbstverständlich (von Frauen geleistet) vorausgesetzt wird und nicht in die gesamt
wirtschaftliche Betrachtung einfließt, d. h. sie zählt nicht als Wertschöpfung.263 Dies hat
vielerlei Implikationen. Im Kontext des Systemwechsels in Polen oder generell bei Re
strukturierungsmaßnahmen vonseiten des IWF, der Weltbank usw. bedeutete dies fak
tisch, dass reproduktive Arbeit – vor allem die von Frauen geleistete – als endlose Res
source angesehen wurde. Damit wurde männlich konnotierte Erwerbsarbeit klar priori
siert,264 was sich beispielsweise daran beobachten lässt, dass ökonomische Indizes zur
Bewertung des Standes der Transformation Geschlechteraspekte nicht berücksichtig
ten.265 Demgegenüber konnten Historiker:innen zeigen, dass gerade die geschlechter
spezifische Arbeitsteilung konstitutiv für die kapitalistisch-bürgerliche Gesellschafts
ordnung seit dem 19. Jahrhundert war und ist.266 So ist unbezahlte Care-Arbeit von Frau
en in einem neoliberalen System wie in Polen nach 1989 nicht nur angelegt, sondern auch
unabdingbar.267 Gerade die 1990er Jahre in Polen zeigten eines ganz deutlich: »Economic
and political restructuring are not only recasting the boundaries of public and private but
are also redefining forms of masculinity and femininity.«268 Diese (Neu)Verhandlung von
Geschlechternormen und -politiken unter den Bedingungen des neoliberal angelegten
Systemwechsels werden im Folgenden diskutiert.

261 Bauhardt, Christine/Çağlar, Gülay: Gender and Economics. Feministische Kritik der politischen
Ökonomie, in: Dies. (Hg.): Gender and Economics. Feministische Kritik der politischen Ökonomie.

Wiesbaden 2010, S. 7–17, hier: S. 12.
262 Maier: Feministische Ökonomie, S. 133f.
263 Kerner/Saar: Geschlechterwissen, S. 129.
264 Bauhardt/Çağlar: Kritik, S. 10f.
265 Ther: Neue Ordnung, S. 122.
266 Villa: Geschlecht, S. 287.
267 Ebd., S. 292.
268 Gal/Kligman: Conclusion, S. 425.
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